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EMRK Europäische Konvention zum Schutz der Men-

schenrechte und Grundfreiheiten (Europäische 
Menschenrechtskonvention) 

EStG Einkommensteuergesetz 
EU Europäische Union 
EuGH Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 
EuGRZ Europäische Grundrechte Zeitschrift 
EuR Europarecht 
Eur. Court H. R. European Court of Human Rights 
f. folgende(r) 
ff. fortfolgende 
FG Festgabe 
Fn. Fußnote(n) 
FS Festschrift 
GA Goltdammer’s Archiv für Strafrecht 
gem. gemäß 
GG Grundgesetz 
GRCh Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
GS Gedächtnisschrift 
GSSt Großer Senat für Strafsachen des Bundesge-

richtshofs 
GVG Gerichtsverfassungsgesetz 
Hans.OLG Hanseatisches Oberlandesgericht 
HK-StPO Heidelberger Kommentar zur Strafprozessord-

nung 
HRRS Online-Zeitschrift für Höchstrichterliche Recht-

sprechung im Strafrecht 
Hrsg.  Herausgeber 
hrsg. herausgegeben 
i.E. im Ergebnis 
IGH Internationaler Gerichtshof ICJ (Den Haag) 
insb. insbesondere 
IntKommEMRK Internationaler Kommentar zur Europäischen 

Menschenrechtskonvention 
IPBPR Internationaler Pakt über bürgerliche und politi-

sche Rechte 
i.S.d. im Sinne des / der 
i.V.m. in Verbindung mit 
JA Juristische Arbeitsblätter 
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JGG Jugendgerichtsgesetz 
JMBlNRW Justizministerialblatt für das Land Nordrhein-

Westfalen 
JöR Jahrbuch des öffentlichen Rechts 
JR Juristische Rundschau 
Jura Juristische Ausbildung 
JurA Juristische Analysen 
JurBl. Juristische Blätter 
JurBüro Das juristische Büro 
JuS Juristische Schulung 
JW Juristische Wochenschrift 
JZ Juristenzeitung 
Kap. Kapitel 
KG Kammergericht (Berlin) 
KK-OWiG Karlsruher Kommentar zum Gesetz über Ord-

nungswidrigkeiten 
KK-StPO Karlsruher Kommentar zur Strafprozessordnung 
KMR Kleinknecht-Müller-Reitberger, Kommentar zur 

Strafprozessordnung 
krit. kritisch(er) 
KritV Kritische Vierteljahresschrift für Gesetzgebung 

und Rechtswissenschaft 
LG Landgericht 
Lfg. Lieferung 
LK-StGB Leipziger Kommentar zum Strafgesetzbuch 
LR Löwe-Rosenberg, Die Strafprozeßordnung und 

das Gerichtsverfassungsgesetz - Großkommentar 
MDR Monatsschrift für Deutsches Recht 
MRK Menschenrechtskonvention 
MüKo-StGB Münchener Kommentar zum Strafgesetzbuch 
Nachtr. Nachtrag 
NdsRpfl. Niedersächsische Rechtspflege 
n.F. neue Fassung 
NJW Neue Juristische Wochenschrift 
NK-GS Nomoskommentar – Gesamtes Strafrecht 

(StGB/StPO/Nebengesetze) 
Nr. Nummer 
NStZ Neue Zeitschrift für Strafrecht 
NStZ-RR NStZ-Rechtsprechungs-Report Strafrecht 
NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht 
OLG Oberlandesgericht 
OpferschutzG Opferschutzgesetz 
Österr.VfGH Verfassungsgerichtshof Österreich 
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OWiG Ordnungswidrigkeitengesetz 
preußGS Gesetz-Sammlung für die Königlichen Preußi-

schen Staaten 
PrG v. 1846 Gesetz, betreffend das Verfahren in den bei dem 

Kammergericht und dem Kriminalgericht zu 
Berlin zu führenden Untersuchungen. Vom 17. 
Juli 1846. 

PStR Praxis Steuerstrafrecht 
RG Reichsgericht 
RGBl.  Reichsgesetzblatt 
RGSt Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsa-

chen 
RiStBV Richtlinien für das Strafverfahren und das Buß-

geldverfahren 
Rn. Randnummer(n) 
Rspr. Rechtsprechung 
RStPO Reichsstrafprozessordnung 
S.  Seite(n) 
Saar. OLG Saarländisches Oberlandesgericht 
SchlHA Schleswig-Holsteinische Anzeigen 
SchwG Schwurgericht 
SH Schleswig-Holstein 
SJZ Schweizerische Juristen-Zeitung (Revue Suisse de 

Jurisprudence) 
SK-StGB Systematischer Kommentar zum Strafgesetzbuch 
SK-StPO Systematischer Kommentar zur Strafprozessord-

nung – Mit GVG und EMRK 
sog. sogenannte(r) 
SSW-StGB Satzger/Schluckebier/Widmaier: StGB – Strafge-

setzbuch Kommentar 
SSW-StPO Satzger/Schluckebier/Widmaier: StPO – Straf-

prozessordnung Kommentar 
StA Staatsanwaltschaft 
StGB Strafgesetzbuch 
StPÄG Gesetz zur Änderung der StPO und des GVG 

vom 19.12.1964 
StPO Strafprozessordnung 
StraFo Strafverteidiger Forum 
StrÄndG Strafrechtsänderungsgesetz 
1. StrRG Erstes Gesetz zur Reform des Strafrechts 
2. StrRG Zweites Gesetz zur Reform des Strafrechts 
StrZ Strafzumessung 
StV Strafverteidiger 
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StVÄG Strafverfahrensänderungsgesetz 
StVollzG Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe und 

der freiheitsentziehenden Maßregeln der Besse-
rung und Sicherung (Strafvollzugsgesetz) 

StVRG Gesetz zur Reform des Strafverfahrensrechts 
Thür. OLG Thüringer Oberlandesgericht 
u.a. unter anderem 
Urt. Urteil 
v. vom / von 
Vgl. / vgl. Vergleiche / vergleiche 
VO Verordnung 
Vorbem. Vorbemerkung(en) 
VP Vertrauensperson 
VRS Verkehrsrechtssammlung 
wistra Zeitschrift für Wirtschafts- und Steuerstrafrecht 
z.B. zum Beispiel 
ZdStV n.F. Zeitschrift für das deutsche Strafverfahren – 

Neue Folge 
ZIS Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik 
ZJJ Zeitschrift für Jugendkriminalrecht und Jugend-

hilfe 
ZPO Zivilprozessordnung 
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik 
ZStrVerf Zeitschrift für deutsches Strafverfahren 
ZStW Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissen-

schaft 
z.T. zum Teil 
zugl. zugleich 
zust.  zustimmend(er) 
 





 

Einleitung 

Einleitung 

„Durch nichts ist gewährleistet, dass die Justiz zwar den guten Tropfen (Verfahrensbeschleuni-
gung, Entlastung, möglicherweise, wenn auch sicherlich die Ausnahme: Umgehung eines Frei-
spruchs) genießt, den bösen Tropfen (Unschuldsvermutung, Ausschaltung des ausgesonderten 
Teils bei der Restbeurteilung) jedoch nicht schlucken will.“1  

A. Hintergrund der Arbeit 
Hintergrund der Arbeit 

Die jüngsten Entwicklungen im Strafverfahrensrecht sind durch die strafprozessu-
ale Auslegungsdoktrin der Beschleunigung2, Effektivierung und Verbilligung3 

                                                      
1 Peters, StV 1981, 411 (412), der die Problematik der vorläufigen Einstellung nach § 154 Abs. 2 StPO 

bereits unter dem Gesichtspunkt beleuchtet, dass der Staat den Gewinn des aus Zweckmäßig-
keitsgründen erfolgenden Verzichts auf die strenge Durchführung des Legalitätsprinzips nicht 
auf Kosten des Angeklagten erlangen dürfe. 

2 Siehe dazu Trüg, StV 2010, 528 (528-538); Beschluss I. (1) des 68. DJT 2010, StV 2011, 55 (55); 
Beschluss I. 2.2, 2. Alt. des 60. DJT 1994, Verhandlungen Bd. II/1 Sitzungsberichte (1994), M 
85; zusammenfassend Kudlich, Gutachten C zum 68. DJT, Verhandlungen Bd. I Gutachten 
(2010), C 102-103: „Der Beschleunigungsgrundsatz wird nicht mehr nur herangezogen, um dys-
funktionalen Verfahrensverzögerungen entgegenzutreten, sondern entfaltet seine Wirkung auch 
gegenüber solchen, einem Rechtsstaat durchaus gut zu Gesicht stehenden »Entschleunigungen«, 
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geprägt.4 Liegen diese Maximen dem Grunde nach sowohl im Interesse des Be-
schuldigten als auch der staatlichen Verfolgungsbehörden5, so ist in der oberge-
richtlichen Rechtsprechung die Tendenz zu beobachten, die Prinzipien über den 
viel zitierten Topos der „Funktionstüchtigkeit der Strafrechtspflege“6 verstärkt in 
einer den Beschuldigten benachteiligenden Interpretation in das Strafverfahren 
einzuführen.7 Mit Blick auf das Beschleunigungsgebot werden unterschiedliche 
strafprozessuale Institute diskutiert, die überwiegend die objektive Dimension des 
Beschleunigungsgrundsatzes betonen und durch die Vernachlässigung der subjek-
tiven Dimension einschränkend auf die Rechtspositionen des Beschuldigten ein-

                                                      
die ihren guten Grund haben bzw. die in der Gewährung bestimmter Verfahrensgarantien 
zwangsläufig angelegt sind.“ 

3 Hassemer in: Strafrechtsprobleme an der Jahrtausendwende, 17 (18). 
4 Beulke/Stoffer, StV 2011, 442 (442). 
5 Beulke/Stoffer, StV 2011, 442 (442); vgl. zur Beschleunigungsmaxime BGHSt 26, 228 (232) = BGH 

NJW 1976, 116 (117); Landau, NStZ 2011, 537 (454); Imme Roxin, StV 2010, 437 (438); 
Krehl/Eidam, NStZ 2006, 1 (1); KK-StPO/Fischer, Einl. Rn. 36; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, Einl. 
Rn. 160; Pfeiffer, StPO, Einl. Rn. 10. Zusammenfassend Beschluss I. des 68. DJT 2010, StV 
2011, 55 (55): „(1) Im Interesse der Beschuldigten wie der Opfer und im Interesse der Funkti-
onstüchtigkeit der Strafrechtspflege sind Strafverfahren zügig durchzuführen. (2) Die Beschleu-
nigung des Verfahrens ist aber kein Wert an sich, der es rechtfertigen würde, andere Verfah-
rensgarantien im Kern einzuschränken.“ In diese Richtung bereits Beschluss I. 2.2, 2. Alt. des 
60. DJT 1994, Verhandlungen Bd. II/1 Sitzungsberichte (1994), M 85: „Der Beschleunigungs-
grundsatz hat sowohl dem staatlichen Interesse an einem möglichst zügigen, zeit- und kosten-
sparenden Verfahren als auch dem Schutz des Beschuldigten vor vermeidbaren staatlichen Ver-
fahrensverzögerungen sowie dem Interesse des Verletzten an einer schnellen Ahndung der ihn 
belastenden Straftat zu dienen. Um diesen teils gegenläufigen Interessen in möglichst ausgewo-
gener Weise Rechnung zu tragen, sind Beschneidungen von Rechten insoweit hinzunehmen, als 
dadurch keine Nachteile für die Rechtsfindung entstehen und keine rechtsstaatlichen Grundsät-
ze preisgegeben werden.“ 

6 Siehe BVerfGE 33, 367 (383); 46, 214 (222-223); 53, 152 (160); 74, 257 (262) = BVerfG StV 1987, 
498 (499); BVerfG StV 2011, 65 (66); BVerfGE 122, 248 (272-273): „Der Rechtsstaat kann sich 
nur verwirklichen, wenn ausreichende Vorkehrungen dafür getroffen sind, dass Straftäter im 
Rahmen der geltenden Gesetze verfolgt, abgeurteilt und einer gerechten Bestrafung zugeführt 
werden.“ Zur Verbindung zwischen dem Beschleunigungsgebot und der „Funktionsfähigkeit 
der Strafrechtspflege“ Laue, GA 2005, 648 (653-663); Kudlich, Gutachten C zum 68. DJT 2010, 
Verhandlungen Bd. I Gutachten, C 16; kritisch zum Topos der „Funktionstüchtigkeit“ und des-
sen inhaltlicher Bedeutung Lien, GA 2006, 129 (146-147); Hassemer, StV 1982, 275 (275-280) 
und zusammenfassend (280): „Den Begriff »Funktionstüchtigkeit der Strafrechtspflege« sollten 
die Gerichte so lange in der Schublade verwahren, bis sie ihn wirklich brauchen – was hoffent-
lich nie der Fall sein wird.“ Anders hingegen Landau, NStZ 2007, 121 (121-129), der einleitend 
hervorhebt (121): „Der Topos der funktionstüchtigen Strafrechtspflege ist wie ein Wiedergän-
ger: wenig fassbar, und doch scheint er immer auf, mal als Gegeninteresse, mal als Tapetentür 
oder als Kampfbegriff. Ihm sollte zur Wiedergeburt verholfen werden.“  

7 Vgl. Tepperwien, NStZ 2009, 1 (5-7); Trüg, StV 2010, 528 (529); Landau, FS Hassemer, 1073 (1080-
1084); Imme Roxin, StV 2010, 437 (437); Wohlers, NJW 2010, 2470 (2470); Beulke/Stoffer, StV 
2011, 442 (442). 
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wirken.8 Dies geschieht, obwohl durch die Beschleunigung des Strafverfahrens 
nach herrschender Meinung in Rechtsprechung und Literatur die subjektiven Be-
lange des Beschuldigten im Vordergrund stehen.9 So wird die formale Beweiskraft 
des Protokolls neuerdings über nachträgliche gerichtliche Berichtigungsmöglich-
keiten zu Lasten des Beschuldigten eingeschränkt, wodurch einer Verfahrensrüge 
durch die sog. Rügeverkümmerung10 der Boden entzogen wird.11 Ferner wird das 

                                                      
8 Die sog. subjektive Dimension beschreibt das Gebot der Beschleunigung als subjektives Recht des 

Beschuldigten, während die sog. objektive Dimension die überindividuelle und verfahrenssi-
chernde Funktion des Instituts betont, vgl. Trüg, StV 2010, 528 (528); Imme Roxin, StV 2010, 437 
(437). Abgeleitet wird die sog. subjektive Dimension des Beschleunigungsgebots unmittelbar aus 
Art. 6 Abs. 1 EMRK (speziell für Haftsachen aus Art. 5 Abs. 3 Satz 2 EMRK), wobei der 
EGMR das Gebot der Beschleunigung als individuelles Menschenrecht versteht und auf das be-
stehende Recht auf ein faires Verfahren abstellt, vgl. EGMR NJW 2001, 2694 (2694); Laue, GA 
2005, 648 (648); Tepperwien, NStZ 2009, 1 (1); Tepperwien, FS Widmaier, 583 (595-596); Imme Ro-
xin, StV 2010, 437 (437); Schlothauer, StV 2009, 578 (579); Gaede, wistra 2004, 166 (168) sowie für 
einen Überblick über die aktuelle Rspr. zu Art. 6 Abs. 1 EMRK Mansdörfer, GA 2010, 153 (153-
168). Daneben folgt das allgemeine Beschleunigungsgebot auch aus Art. 2 Abs. 1 GG, Art. 2 
Abs. 2 GG i.V.m. dem auf Art. 20 Abs. 3 GG basierenden Rechtsstaatsprinzip bzw. dem im 
Rechtsstaatsprinzip wurzelnden Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, vgl. BVerfGE 20, 45 (50-51) = 
BVerfG NJW 1966, 1259 (1259-1260); BVerfGE 63, 45 (69) = BVerfG StV 1983, 177 (180); 
BVerfG NStZ 1984, 128 (128); BVerfG StV 1993, 352 (352-353); BVerfG NJW 2001, 2707 
(2707); BVerfG StV 2003, 383 (385); BVerfG NJW 2003, 2897 (2897); BVerfG NStZ 2004, 335 
(335); BVerfG NStZ 2006, 680 (681); BVerfG NJW 2006, 1336 (1337); BGHSt 24, 239 (240); 50, 
40 (54); Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, Einl. Rn. 160; Pfeiffer, StPO, Einl. Rn. 10; HK-StPO/Gercke-
Temming, Einl. Rn. 30. 

9 BVerfGK 8, 260 (263) = BVerfG NStZ 2006, 680 (681); BGHSt 26, 228 (232) = BGH NJW 1976, 
116 (117); BGH StV 2009, 5 (5) = BGH NStZ-RR 2009, 21 (21); KK-StPO/Fischer, Einl. Rn. 36; 
Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, Einl. Rn. 160; HK-StPO/Gercke-Temming, Einl. Rn. 30; Beulke, StV 
2009, 554 (556); Fezer, FS Widmaier, 177 (179); Eidam, JZ 2009, 316 (320); Pfordte, FS Widmaier, 
411 (426); Landau, FS Hassemer, 1073 (1073); Imme Roxin, GA 2010, 425 (430); Michalke, StV 
2008, 228 (230); Piel, FS Widmaier, 429 (438); Kudlich, Gutachten C zum 68. DJT, Verhandlun-
gen Bd. I Gutachten (2010), C 14. Für eine aus Klarstellungsgesichtspunkten erforderliche Auf-
gabe des einheitlichen Begriffs des „Beschleunigungsgebotes“ und eine differenzierte sprachli-
che Unterteilung orientiert an den beiden sich gegenüberstehenden Polen des beschuldigten-
schützenden Interesses an einem zügigen Strafverfahren sowie dem staatlichen Streben nach ei-
ner Verfahrensstraffung zur Schonung der eigenen Ressourcen, vgl. Wohlers, NJW 2010, 2470 
(2471). 

10 Zur Rügeverkümmerung BVerfGE 122, 248 (248-281) = BVerfG StV 2010, 497 (497-503) (be-
achtlich: Sondervotum der Richter Voßkuhle/Osterloh/Di Fabio, BVerfGE 122, 282 (282-301), 
die zusammenfassend feststellen (282): „Der Senat verkennt die verfassungsrechtlichen Grenzen 
richterlicher Rechtsfindung. Der Große Senat für Strafsachen des Bundesgerichtshofs hat mit 
der Einführung des Verfahrens nachträglicher Protokollberichtigung (…) unter Verstoß gegen 
Art. 20 Abs. 2 und 3 GG in den Kompetenzbereich des Gesetzgebers übergegriffen. Damit ver-
letzt der in Umsetzung dieser Entscheidung ergangene und mit der Verfassungsbeschwerde an-
gegriffene Beschluss des 1. Strafsenats des Bundesgerichtshofs den Beschwerdeführer in seinem 
Grundrecht aus Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Rechtsstaatsprinzip.“); BGHSt 51, 
298 (298-317) = BGH StV 2007, 403 (403-408); abl. Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, 
§ 51 Rn. 11; Jahn, JuS 2009, 564 (566); Schlothauer, FS Hamm, 655 (655-676); Schünemann, GA 
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Recht auf freie Verteidigerwahl unter anderem unter Verweis auf die objektive 
Ausprägung des Beschleunigungsgrundsatzes begrenzt, wenn dem Angeklagten 
gegen dessen Willen ein Pflichtverteidiger beigeordnet wird, um eine Verfahrens-
verzögerung aufgrund der terminbedingten Verhinderung des Wahlverteidigers zu 
umgehen.12 Schließlich begründet der BGH die aktuellen Restriktionen des Be-
weisantragsrechts durch die Fristsetzung für Beweisanträge13 sowie den stetigen 
Ausbau der sog. Widerspruchslösung14 zumindest auch mit dem strafprozessualen 
Beschleunigungsgebot.15 Diese exemplarischen Fallgruppen veranschaulichen, 
dass sich in der Rechtswirklichkeit nicht nur eine zunehmende Akzentuierung der 
objektiven Dimension des Beschleunigungsgrundsatzes beobachten lässt, sondern 

                                                      
2008, 314 (318-321); Kury, StraFo 2008, 185 (187-189); Wagner, GA 2008, 442 (456-462); Hamm, 
NJW 2007, 3166 (3169-3171); Beulke, FS Böttcher, 17 (21-31); Jahn/Widmaier, JR 2006, 166 (166-
170); zust. aber Fahl, JR 2007, 345 (345-349). 

11 Trüg, StV 2010, 528 (529); Imme Roxin, StV 2010, 437 (438); Beulke/Stoffer, StV 2011, 442 (442). 
12 Zur Pflichtverteidigerbestellung bei terminbedingter Verhinderung des Wahlverteidigers BGH StV 

2006, 451 (451) mit krit. Anm. Hilger, StV 2006, 451 (451-453); BVerfG StV 2007, 366 (368); 
Thür. OLG StV 2009, 576 (576-577); KG StV 2009, 577 (577-578) mit abl. Anm. Schlothauer, StV 
2009, 578 (578-581). 

13 Zur »Fristenlösung« BGHSt 51, 333 (344) = BGH StV 2007, 454 (457) mit krit. Anm. Beul-
ke/Ruhmannseder, NStZ 2008, 300 (300-302); BGHSt 52, 355 (362-363) = BGH StV 2009, 64 
(65-66); Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 244 Rn. 69b-69c; Imme Roxin, GA 2010, 435 (432-436); 
Witting, FS Volk, 885 (885-899); Beulke, FS Amelung, 543 (551-552); Hamm, FS Hassemer, 1017 
(1017-1028). Das BVerfG hat die Rechtsprechung des BGH zur Fristsetzung für Beweisanträge 
u.a. mit Blick auf das Erfordernis einer „funktionstüchtigen Strafrechtspflege“ gebilligt, vgl. 
BVerfG StV 2010, 113 (114) mit abl. Anm. Trüg, StraFo 2010, 139 (146); Knauer, JR 2011, 359 
(360). 

14 Erstmals BGHSt 38, 214 (214 und 225-226) = BGH StV 1992, 212 (212 und 215), wobei verein-
zelte Erwähnungen eines Widerspruchserfordernisses bereits in der Rechtsprechung des RG 
auftauchen, vgl. RGSt 50, 364 (365); 58, 100 (101); sodann auch BGHSt 39, 349 (352) = BGH 
StV 1994, 4 (4-5); BGHSt 42, 15 (22) = BGH StV 1996, 187 (189); BGHSt 50, 272 (274-275) = 
BGH StV 2006, 396 (396); vgl. zur sukzessiven Ausweitung des Widerspruchserfordernisses 
Nachweise bei Trüg, Lösungskonvergenzen trotz Systemdivergenzen im deutschen und US-
amerikanischen Strafverfahren, S. 277-278; Kudlich, Gutachten C zum 68. DJT, Verhandlungen 
Bd. I Gutachten (2010), C 93; insgesamt abl. Beulke, Strafprozessrecht, § 23 Rn. 460a; Ro-
xin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 24 Rn. 34; Eisenberg, Beweisrecht der StPO, Rn. 429-430; 
Roxin, FS Hanack, 1 (20-24); Fezer, JZ 2007, 723 (725); Meyer-Mews, StraFo 2009, 141 (141-144); 
für sie demgegenüber Ignor, FS Riess, 185 (185-196); Widmaier, NStZ 1992, 519 (519-523). Das 
BVerfG hält die sog. Widerspruchslösung trotz der anhaltenden Kritik in der Literatur für ver-
fassungskonform, vgl. BVerfG StV 2008, 1 (4) = BVerfG NJW 2007, 499 (503); sodann BVer-
fGE 130, 1 (31) = BVerfG NStZ 2012, 496 (499). 

15 Siehe für die Restriktion des Beweisantragsrechts BGHSt 51, 333 (344) = BGH StV 2007, 454 
(457), wobei der Entscheidung der die Fristsetzung befürwortende Aufsatz von Nack, FS Strau-
da, 425 (432) vorausgegangen war; BGHSt 52, 355 (362) = BGH StV 2009, 64 (65); BGH StV 
2007, 563 (563); für die sog. Widerspruchslösung BGHSt 42, 15 (23) = BGH StV 1996, 187 
(189). 
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darüber hinaus weitere subjektive Rechte des Beschuldigten eingeschränkt wer-
den.16 

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung besteht die Notwendigkeit, die ver-
fahrensrechtliche Beschleunigungsmaxime in allen ihren Ausprägungen einer 
rechtsstaatlichen und verfahrensrechtlichen Analyse zu unterziehen. Das öffentli-
che Interesse an einem prozessökonomischen und ressourcenschonenden Straf-
verfahren findet seine Grenze jedenfalls dort, wo das Beschleunigungsstreben zu 
einer Verletzung des Beschuldigten in seinen prozessordnungsgemäßen Rechten 
und der Rechtsstaatlichkeit führt.17  

Eine bedeutende strafverfahrensrechtliche Ausformung des Beschleunigungs-
gebotes stellen die Vorschriften der §§ 154, 154a StPO dar. Die Normen der 
§§ 154, 154a StPO begrenzen das strafprozessuale Legalitätsprinzip18 aufgrund 
von Opportunitätserwägungen19 und dienen der Konzentration des Verfahrens-
stoffes.20 Dabei wird die entsprechend dem Beschleunigungsgrundsatz in erster 
Linie angestrebte Verfahrensbeschleunigung21 dadurch erreicht, dass eine Verein-

                                                      
16 Vgl. Piel, FS Widmaier, 429 (438); Imme Roxin, GA 2010, 425 (426); Imme Roxin, StV 2010, 437 

(437); Trüg, StV 2010, 528 (529); Beulke/Stoffer, StV 2011, 442 (442). 
17 Vgl. Beschluss I. 2.2, 2. Alt. des 60. DJT 1994, Verhandlungen Bd. II/1 Sitzungsberichte (1994), 

M 85; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, Einl. Rn. 160; Imme Roxin, GA 2010, 425 (429-430); Eidam, 
JZ 2009, 318 (320); Tepperwien, NStZ 2009, 1 (5); Duttge/Neumann, HRRS 2010, 34 (37); Gaede, 
NJW 2009, 608 (608); Pfordte, FS Widmaier, 411 (426); Kurth, NJW 1978, 2481 (2481). 

18 Bei dem strafprozessualen Legalitätsprinzip handelt es sich um eine der Prozessmaximen des 
Strafverfahrens. Es beinhaltet im Sinne von § 152 Abs. 2 StPO die Verpflichtung der Staatsan-
waltschaft, beim Vorliegen eines Anfangsverdachtes von Amts wegen Ermittlungen aufzuneh-
men und bei einem bestehenden hinreichenden Tatverdacht nach dem Abschluss der Ermitt-
lungen gegebenenfalls Anklage zu erheben, vgl. BVerfG NStZ 1982, 430 (430); BGHSt 15, 155 
(159); SK-StPO/Weßlau, Vor §§ 151 ff. Rn. 4; LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 8; Meyer-
Goßner/Schmitt, § 152 Rn. 2; Volk/Engländer, StPO, § 18 Rn. 7; Roxin/Schünemann, Strafverfah-
rensrecht, § 14 Rn. 1; Beulke, Strafprozessrecht, § 2 Rn. 17; Weigend, ZStW 109 (1997), 103 (103); 
Pommer, Jura 2007, 662 (662). Ausführlich hierzu siehe: 1. Kapitel, II., 1. 

19 Der in der Literatur vielfach als Ausprägung eines „Opportunitätsprinzips“ bezeichnete Gedanke 
der Opportunität bildet den „theoretischen Gegenansatz“ zum Legalitätsprinzip. Nach den im 
deutschen Strafrecht als Ausnahmeregelungen vorgesehenen Opportunitätserwägungen besteht 
für die Staatsanwaltschaft auch dann die Möglichkeit, zwischen Anklageerhebung und Verfah-
renseinstellung zu wählen, wenn der für die Anklageerhebung geforderte hinreichende Tatver-
dacht gegeben ist, vgl. LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 8; Meyer-Goßner/Schmitt, § 152 Rn. 7; Kindhäu-
ser, Strafprozessrecht, § 4 Rn. 20; Beulke, Strafprozessrecht, § 2 Rn. 17; Roxin/ Schünemann, Straf-
verfahrensrecht, § 14 Rn. 1; Schulenburg, JuS 2004, 765 (765); Pommer, Jura 2007, 662 (662). Aus-
führlich hierzu siehe: 1. Kapitel, II., 2. 

20 LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 1; Graf-StPO/Beukelmann, § 154 S. 726; Volk/Engländer, StPO, § 12 
Rn. 14; Ranft, Strafprozessrecht, § 47 Rn. 1179; Pommer, Jura 2007, 662 (666); Böttcher, FS Volk, 
61 (65); Volk, NJW 1996, 879 (881); Kurth, NJW 1978, 2481 (2481); Schulenburg, JuS 2004, 765 
(769); Meyer, JurBüro 1979, 15 (15). 

21 Neben der Verfahrensbeschleunigung werden mit den Vorschriften der §§ 154, 154a StPO auch 
kriminalpolitische Motive verfolgt und sie sind damit Ausdruck einer am Verhältnismäßigkeits-
prinzip orientierten Strafverfolgung, vgl. SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 1; LR-StPO/Beulke, § 154 
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fachung der Strafrechtspflege zu einer Entlastung der Strafverfolgungsorgane in 
dem jeweiligen betroffenen Verfahren führt.22 Dem Wortlaut der §§ 154 Abs. 1 
Nr. 1, 154a Abs. 1 Satz 1 StPO gemäß kann die Staatsanwaltschaft nämlich von 
der Verfolgung einer Tat absehen oder die Ermittlungen auf einzelne Tatteile und 
Gesetzesverletzungen beschränken, wenn die wegen dieser Tat oder dieses Tatteils 
bzw. der Gesetzesverletzung zu erwartende Strafe oder Maßregelung der Besse-
rung und Sicherung neben einer anderen anzunehmenden oder bereits erteilten 
Sanktion „nicht beträchtlich ins Gewicht fällt“. Ergänzend eröffnen die §§ 154 
Abs. 1 Nr. 2, 154a Abs. 1 Satz 2 StPO der Staatsanwaltschaft die Möglichkeit einer 
Verfahrenseinstellung oder Stoffbeschränkung, wenn ein Urteil wegen der ausge-
sonderten Tat oder des betroffenen Tatteils bzw. der Gesetzesverletzung in an-
gemessener Frist nicht zu erwarten ist und die anderweitig rechtskräftig verhängte 
oder zu erwartende Rechtsfolge „zur Einwirkung auf den Täter und zur Verteidi-
gung der Rechtsordnung ausreichend erscheint“.23 Gleiches gilt nach Einreichung 
der Anklageschrift im Zwischenverfahren für das Gericht, wenn der nach § 154 
Abs. 2 StPO erforderliche Antrag der Staatsanwaltschaft oder deren gemäß § 154a 
Abs. 2 StPO vorausgesetzte Zustimmung vorliegt.24  

Diese prozessökonomischen Gestaltungsmöglichkeiten stellen durch die Ver-
ringerung des Strafverfolgungsaufwandes25 die justizeigenen Interessen im Sinne 
der objektiven Dimension des Beschleunigungsgrundsatzes in den Mittelpunkt, da 
neben dem beschleunigenden Effekt insbesondere durch eine reduzierte Beweis-
aufnahme der personelle Arbeitseinsatz und die Verfahrenskosten gesenkt werden 
können.26 Massen- und Großverfahren, die den Justizapparat gewöhnlich an den 
Rand seiner Leistungsfähigkeit führen, werden mit Hilfe der §§ 154, 154a StPO 

                                                      
Rn. 1; Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, S. 116 und 144; Jeutter, Sinn und 
Grenzen des Legalitätsprinzips, S. 146; Hassemer, FS StA SH, 529 (534-535). Ausführlich hierzu 
siehe: 1. Kapitel, A., II., 3. 

22 BGHSt 41, 385 (391); Meyer-Goßner/Schmitt, § 154 Rn. 1; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 1; Pfeiffer, 
StPO, § 154 Rn. 1; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 1; Volk/Engländer, StPO, § 12 Rn. 28; Kindhäuser, 
Strafprozessrecht, § 10 Rn. 22; Gössel, Strafverfahrensrecht, § 9 IV, S. 97; Schulz, StraFo 2006, 
444 (444); Ostendorf, GS Eckert, 639 (640); Pommer, Jura 2007, 662 (666); Bloy, GA 1980, 161 
(180-181); Gillmeister, NStZ 2000, 344 (347); Schulenburg, JuS 2004, 765 (769); Kurth, NJW 1978, 
2481 (2481). 

23 Vgl. Kramer, Grundbegriffe des Strafverfahrensrechts, Rn. 274a; Volk/Engländer, StPO, § 12 
Rn. 29; Schlüchter, Das Strafverfahren, Rn. 406.6; Rudolphi, JuS 1978, 864 (865); Kurth, NJW 
1978, 2481 (2482-2483); Scholz, §§ 154, 154a – Dogmatische Probleme, S. 1. 

24 Vgl. Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 16, § 154a Rn. 21; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 32, 
§ 154a Rn. 27; Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 5, § 154a Rn. 6; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 38, § 154a 
Rn. 25. 

25 OLG München NJW 1975, 68 (70); LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 1; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 1; 
Terhorst, MDR 1979, 17 (17); Dauster, NStZ 1986, 145 (147); Beulke, JR 1986, 50 (51); Rose, 
Rechtsschutz gegen Einstellung nach den Opportunitätsvorschriften, S. 38. 

26 Vgl. Ostendorf, GS Eckert, 639 (640); Dauster, NStZ 1986, 145 (147). 
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auf eine überschaubare Größe begrenzt.27 Zudem können die alltäglichen Verfah-
ren vereinfacht und von Nebensächlichem befreit werden.28 Jedoch dient die er-
reichte Beschleunigung des Verfahrens auch dem Beschuldigten29, der für eine 
kürzere Zeit dem belastenden Strafverfahren30 ausgesetzt ist und sich nur gegen 
eine verringerte Zahl von Vorfällen bzw. Vorwürfen verteidigen muss31, auch 
wenn dieser Vorteil mancherorts lediglich als „Reflex einer anderen Zielsetzung“32 
beschrieben wird. In der Praxis räumen die ständige Rechtsprechung33 und herr-
schende Meinung in der Literatur34 den Gerichten aber die Möglichkeit ein, die 
                                                      
27 KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 1; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 2; Meyer-Goßner/Schmitt, § 154 Rn. 1; 

Kramer, Grundbegriffe des Strafverfahrensrechts, Rn. 274a; Rebmann, NStZ 1984, 241 (244); Ge-
ppert, Jura 1986, 309 (315); Meyer, JurBüro 1979, 15 (15); Kurth, NJW 1978, 2481 (2481); Appl, 
Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 115-116; bereits frühzeitig zur Proble-
matik der langjährigen Strafverfahren Berz, NJW 1982, 729 (729-735); Herrmann, ZStW 85 
(1973), 255 (255-287). 

28 Vgl. AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 2; Meyer, JurBüro, 1979, 15 (15); Kurth, NJW 1978, 2481 (2481); 
Terhorst, MDR 1979, 17 (17). 

29 Volk, NJW 1996, 879 (879-880); Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 159; 
Ostendorf, GS Eckert, 639 (640), der aus dem beschuldigtenfreundlichen Beschleunigungseffekt 
ausdrücklich die Konstellation ausnimmt, dass der Beschuldigte in seinem Interesse eine Verzö-
gerung des Prozesses anstrebt, um dadurch strafmildernde Umstände im Rahmen der Strafzu-
messung beanspruchen zu können oder Vorteile bei der Beweisführung zu erlangen. 

30 BVerfG NJW 1993, 3254 (3255); BVerfG 2003, 2225 (2225); BVerfG 2003, 2897 (2897), wobei das 
BVerfG in diesem Zusammenhang herausstellt, dass die strafverfahrensrechtlichen Belastungen 
für den Beschuldigten in ihren Auswirkungen bereits einer Sanktion gleichkommen können; 
Pfeiffer, FS Baumann, 329 (331-332); Kohlmann, FS Pfeiffer, 203 (205); Krehl/Eidam, NStZ 2006, 1 
(1); Rudolphi, JuS 1978, 864 (864); Berz, NJW 1982, 729 (729); Kapahnke, Opportunität und Lega-
lität im Strafverfahren, S. 90. 

31 Peters, StV 1981, 411 (411); Volk, NJW 1996, 879 (880), der aber anschaulich ausführt, dass der 
„Vorteil“ des Beschuldigten „wie das Damoklesschwert an einem seidenen Faden“ hänge, da die 
ausgesonderten Fälle zu einem späteren Zeitpunkt wieder in das Verfahren eingeführt werden 
könnten. Diese Situation sei für den Beschuldigten „immer noch besser, um im Bilde zu blei-
ben, als ein Schwert, das einen bereits getroffen hat“. 

32 Volk, NJW 1996, 879 (880).  
33 Vgl. zur Beweiswürdigung u.a. BGH NStZ 1981, 99 (99-100); BGHSt 31, 302 (302-204) = BGH 

NJW 1983, 1504 (1504) = BGH StV 1983, 184 (184) = BGH JR 1984, 170 (170) = BGH NStZ 
1983, 421 (421) = BGH MDR 1983, 595 (595); BGHSt 34, 209 (210-211) = BGH wistra 1987, 
76 (76) = BGH NJW 1987, 660 (661) = BGH JR 1988, 340 (341); BGH StV 1988, 191 (191); 
BGH NStZ 1994, 195 (195); BGH NJW 1996, 2585 (2586); BGH NStZ 1998, 51 (51); BGH 
StraFo 2001, 236 (236-237); OLG Hamm StV 2002, 187 (188) = OLG Hamm NStZ-RR 2002, 14 
(14); BGH NStZ 2004, 277 (278); BGH StV 2009, 116 (117); BGH StraFo 2013, 463 (463); zur 
Strafzumessung u.a. BGHSt 30, 147 (148); 30, 165 (165-166); 30, 197 (197-198); BGH StV 1995, 
132 (132) = BGH NStZ 1995, 227 (227); BGH StV 1995, 520 (520-521); BGH StV 2000, 656 
(656); BGH NStZ 2000, 594 (594); BGH StV 2004, 415 (415-416); BGH StV 2009, 117 (117). 

34 Vgl. u.a. Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 25, § 154a Rn. 2; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 15; 
Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 46-50, § 154a Rn. 36; Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 7, § 154a 
Rn. 8; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 38, § 154a Rn. 17; Joecks, StPO, § 154a Rn. 2; Fischer, StGB, 
§ 46 Rn. 41; Bruns, Das Recht der Strafzumessung, S. 226; Ranft, Strafprozessrecht, § 47 
Rn. 1197; Kramer, Grundbegriffe des Strafverfahrensrechts, Rn. 274a; Bruns, NStZ 1981, 81 (82); 
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eingestellten Taten oder ausgesonderten Tatteile bzw. Gesetzesverletzungen bei 
der Beweiswürdigung sowie strafschärfend im Rahmen der Strafzumessung zu 
verwerten.35 Außerhalb der in den §§ 154 Abs. 3-5, 154a Abs. 3 StPO formal 
normierten Wiederaufnahme- und Wiedereinbeziehungsverfahren wird der ausge-
schiedene Prozessstoff somit quasi durch die „Hintertür“36 kurzerhand wieder in 
einem neuen Gewand in das Strafverfahren eingeführt.  

Es stellt sich die Frage, ob diese Praxis den rechtsstaatlichen und verfahrens-
rechtlichen Anforderungen an das Strafverfahren genügt oder gerade keine Be-
rechtigung dafür besteht, dass – bildlich in den Worten von Peters37 gesprochen – 
„die Justiz zwar den guten Tropfen (Verfahrensbeschleunigung, Entlastung, mög-
licherweise, wenn auch sicherlich die Ausnahme: Umgehung eines Freispruchs) 
genießt, den bösen Tropfen (Unschuldsvermutung, Ausschaltung des ausgeson-
derten Teils bei der Restbeurteilung) jedoch nicht schlucken will“. 

B. Gang der Untersuchung 
Gang der Untersuchung 

Ziel der Arbeit ist es, die Problematik der Verwertbarkeit von nach den §§ 154, 
154a StPO ausgeschiedenem Prozessstoff bei der Beweiswürdigung und Strafzu-
messung im Strafverfahren einer grundlegenden rechtsstaatlichen und verfahrens-
rechtlichen Würdigung zu unterziehen. Im Rahmen dieser Analyse soll dargelegt 
werden, ob aufgrund der zu erarbeitenden Ergebnisse die gegenwärtige verwer-
                                                      

Bruns, StV 1983, 15 (16); Gollwitzer, JR 1988, 341 (341-344); Terhorst, MDR 1979, 17 (17-19); Ter-
horst, JR 1982, 247 (249); Terhorst, JR 1984, 170 (170-171); Zipf, JR 1975, 470 (471); Frister, Jura 
1988, 356 (357-361); Müller-Christmann, JuS 1999, 677 (679-680); Tepperwien, FS Salger, 189 (196); 
Karl, NStZ 1988, 170 (170); Maatz, MDR 1984, 712 (716-717); Jähnke, FS Salger, 47 (49); vor-
sichtiger Lackner/Kühl-Kühl, § 46 Rn. 37a und 41; Schönke/Schröder-Stree/Kinzig, § 46 Rn. 33; 
differenzierend für eine beschränkte Verwertbarkeit der „Tatumstände bei der Schuldbeurtei-
lung und der Strafzumessung“ Gillmeister, NStZ 2000, 344 (346-347).  

35 Abl. hinsichtlich der strafschärfenden Verwertbarkeit im Rahmen der Strafzumessung hingegen 
insb. SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 56-57, § 154a Rn. 46; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 60, § 154a 
Rn. 29; Pabel/Schmahl-Kühne, IntKommEMRK, Art. 6 Rn. 462-464; Beulke, Strafprozessrecht, 
§ 16 Rn. 340; Ostendorf, Strafprozessrecht, § 12 Rn. 244; Beulke/Stoffer, StV 2011, 442 (444-446); 
Ostendorf, GS Eckert, 639 (644-645); Haberstroh, NStZ 1984, 289 (291-292); Peters, Strafprozess, 
§ 23 S. 174; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 124; Hamm, Die Revision in 
Strafsachen, Rn. 1339; Appl, Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 180-185; 
krit. auch bezüglich der Verwertbarkeit bei der Beweiswürdigung Vogler, NStZ 1987, 127 (127-
129); Vogler, FS Kleinknecht, 429 (438 Fn. 47); Eisenberg, Beweisrecht der StPO, Rn. 417-423; 
Kühne, Strafprozessrecht, § 35 Rn. 594; Schäfer/Sander, Die Praxis des Strafverfahrens, Rn. 1572; 
Gleß, Beweisrechtsgrundsätze einer grenzüberschreitenden Strafverfolgung, S. 243; insgesamt 
ausdrücklich abl. AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 34-38, § 154a Rn. 30-31; Fezer, JZ 1996, 655 (656); 
wohl auch Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 9; Erb, Legalität und Opportunität, 
S. 259-262. 

36 Vgl. Geppert, Jura 1986, 309 (317); Geppert, NStZ 1996, 57 (63); Geppert, Jura 1992, 597 (601). 
37 Peters, StV 1981, 411 (412). 
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tungsfreundliche Praxis der Gerichte einen Richtungswandel erfahren muss, um 
insbesondere der Gefahr zu begegnen, im Einklang mit der aktuellen Entwicklung 
des Strafverfahrensrechts durch eine weitere Betonung der objektiven Dimension 
des Beschleunigungsgrundsatzes beschränkend auf die subjektiven Rechte des 
Beschuldigten einzuwirken.  

I. Inhaltliche Gliederung 

Im ersten Kapitel werden einführend die Grundlagen der Arbeit dargelegt. Um die 
Reichweite der Folgen einer Verfahrensausscheidung gemäß der §§ 154, 154a 
StPO für das Strafverfahren bestimmen zu können, werden in einem ersten 
Schritt die gesetzlichen Regelungen genauer beleuchtet. Ausgehend von der histo-
rischen Entstehungsgeschichte der §§ 154, 154a StPO wird die Begründung auf-
gezeigt, mit der die Durchbrechung des Legalitätsprinzips anhand des Opportuni-
tätsgedankens ihre Legitimation erfährt. Sodann werden die Regelungen der 
§§ 154, 154a StPO überblicksartig hinsichtlich ihres Anwendungsbereiches sowie 
der sachlichen und verfahrensrechtlichen Voraussetzungen ihrer Anwendbarkeit 
untersucht, da auf diese Weise erkennbar wird, welcher Prozessstoff nach der 
gegenwärtigen Rechtslage für die Problematik der Studie Relevanz erlangen kann. 
Die anschließenden zwei Abschnitte dienen dem Einstieg in die Dogmatik der 
strafprozessualen Beweiswürdigung und der Strafzumessung sowie der systemati-
schen Bestimmung ihrer Berührungspunkte mit dem nach den §§ 154, 154a StPO 
ausgesonderten Verfahrensstoff. Anhand eines einleitenden historischen Rück-
blicks und einer kurzen Beschreibung der inhaltlichen Grundlagen der Beweis-
würdigung und der Strafzumessung im Strafverfahren wird herausgearbeitet, in-
wieweit den eingestellten Nebendelikten und ausgeschiedenen Tatteilen grundsätz-
lich sowohl im Rahmen der strafprozessualen Beweiswürdigung als auch im Rah-
men der Strafzumessung Bedeutung zukommen kann.  

Im zweiten Kapitel der Arbeit erfolgt eine ausführliche Bestandsaufnahme des 
gegenwärtigen Meinungsstandes zu der Problematik der Verwertbarkeit von nach 
den §§ 154, 154a StPO ausgeschiedenem Prozessstoff bei der Beweiswürdigung 
und Strafzumessung im Strafverfahren. Zur Verdeutlichung der praktischen Aus-
wirkungen der Thematik auf das Strafverfahren wird einführend mithilfe von 
ausgewählten konkreten Beispielen die Problemstellung kurz anschaulich be-
schrieben. Anschließend werden die historischen Entwicklungen der höchstrich-
terlichen Rechtsprechung des BGH nachgezeichnet und die Unterschiede in der 
gerichtlichen Argumentation hinsichtlich der Berücksichtigung der eingestellten 
Nebendelikte und ausgesonderten Tatteile bzw. Gesetzesverletzungen bei der 
Beweiswürdigung und Strafzumessung aufgezeigt. Das Hauptaugenmerk der Un-
tersuchung richtet sich im Folgenden auf die Diskussion der Thematik in der 
rechtswissenschaftlichen Literatur. In Bezug auf den darin intensiver behandelten 
Teilbereich der Strafzumessung werden die eine strafschärfende Verwertung des 
nach den §§ 154, 154a StPO ausgeschiedenen Prozessstoffes befürwortenden 
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Diskussionsbeiträge sowie die ablehnenden Meinungsäußerungen jeweils struktu-
riert zusammengefasst und nacheinander vorgestellt. Gleiches gilt für den im 
Schrifttum vernachlässigten und zumeist durch die unsystematische Darstellung 
der vorgetragenen Argumente gekennzeichneten Komplex der Verwertbarkeit der 
ausgesonderten Delikte im Rahmen der Beweiswürdigung, um auf diese Weise die 
bislang bestehende Lücke einer grundlegenden Auseinandersetzung mit der Prob-
lematik zu schließen. Insgesamt wird folglich ein umfänglicher Überblick über den 
aktuellen Meinungsstand zu der Thematik gegeben. 

Das dritte Kapitel der Arbeit widmet sich sodann einer rechtsstaatlichen und 
verfahrensrechtlichen Analyse der zuvor herausgearbeiteten und im Hinblick auf 
ihre gegenwärtige Handhabung vorgestellten Problematik der Verwertbarkeit von 
nach den §§ 154, 154a StPO ausgeschiedenem Prozessstoff bei der Beweiswürdi-
gung und Strafzumessung im Strafverfahren. In einem für die beiden Teilbereiche 
der Beweiswürdigung und Strafzumessung einer gemeinsamen Prüfung zugängli-
chen ersten Schritt wird untersucht, ob in bestimmten Verfahrenskonstellationen 
ein Verwertungsverbot bereits aus einer gegebenenfalls auch analogen Anwen-
dung der §§ 51, 63 Abs. 4 BZRG abgeleitet werden müsste, um einer Benachteili-
gung des von der Einstellung oder Beschränkung betroffenen Beschuldigten wirk-
sam vorzubeugen. Weiter wird durch eine Auslegung der §§ 154, 154a StPO er-
mittelt, inwieweit der Wortlaut, die Systematik und das Telos der Normen einer 
Berücksichtigung des ausgeschiedenen Verfahrensstoffes bei der Beweiswürdi-
gung und Strafzumessung entgegenstehen könnten, und damit schon dem Gesetz 
Handlungsvorgaben für die Verfahrensbeteiligten zu entnehmen sind. Die rechts-
staatlichen Aspekte des Doppelbestrafungsverbotes nach Art. 103 Abs. 3 GG, des 
Doppelverwertungsverbotes gemäß § 46 Abs. 3 StGB und des Akkusationsprin-
zips stellen die nächsten Punkte dar, die eine für die beiden Komplexe voneinan-
der getrennte Würdigung erfahren. Dazu erfolgt jeweils eine kurze dogmatische 
Herleitung und inhaltliche Umgrenzung der Rechtsinstitute, bevor diese auf die 
konkrete Problematik der Arbeit angewendet werden. Schließlich kommt beson-
dere Bedeutung der Frage zu, ob eine Vereinbarkeit der Berücksichtigung der 
ausgeschiedenen Nebendelikte und Tatteile bei der Beweiswürdigung und Straf-
zumessung mit dem Grundsatz des fairen Verfahrens (fair trial) und dem Grund-
satz der Unschuldsvermutung anzunehmen ist. In diesem Zusammenhang wird 
analysiert, ob die durch zahlreiche Ausnahmemöglichkeiten gekennzeichnete 
Hinweispraxis der Rechtsprechung des BGH den rechtsstaatlichen und verfah-
rensrechtlichen Anforderungen an den Grundsatz des fairen Verfahrens genügen 
kann. Die sich aus der aktuellen Entwicklung der Rechtsprechung des EGMR zu 
Art. 6 Abs. 2 EMRK ergebenden Schlussfolgerungen wiederum bilden einen ent-
scheidenden Prüfungsmaßstab für die Beurteilung der vorliegenden Problematik 
im Hinblick auf die Beachtung des Grundsatzes der Unschuldsvermutung.  

Abschließend werden die gewonnenen Ergebnisse der Überlegungen zu der 
Thematik der Verwertbarkeit von nach den §§ 154, 154a StPO ausgeschiedenem 
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Prozessstoff bei der Beweiswürdigung und Strafzumessung im Strafverfahren im 
Überblick dargestellt. Im Rahmen der Schlussbetrachtungen wird letztendlich die 
gegenwärtige verwertungsfreundliche Praxis der Gerichte anhand der gewonnenen 
Erkenntnisse bewertet und ein zusammenfassendes Ergebnis formuliert. 

II. Begrenzung des Untersuchungsgegenstandes 

Den Prüfungsgegenstand der vorliegenden Arbeit bildet ausschließlich die Frage 
der Verwertbarkeit von nach den §§ 154, 154a StPO ausgeschiedenem Prozess-
stoff bei der Beweiswürdigung und Strafzumessung im Strafverfahren.  

Dabei kann im Rahmen der einleitenden Vorstellung der gesetzlichen Rege-
lungen der §§ 154, 154a StPO nicht ausführlich auf alle dogmatischen Problemati-
ken eingegangen werden, die im Zusammenhang mit den beiden strafprozessualen 
Normen Gegenstand der wissenschaftlichen Diskussion sind. So werden zum 
Beispiel bereits grundsätzliche verfassungsrechtliche Bedenken gegen die Rege-
lungen geäußert38 oder ihre Anwendbarkeit auf das Jugendstrafverfahren39 und 
Privatklageverfahren40 sowie hinsichtlich ihrer sachlichen Voraussetzungen für 

                                                      
38 Siehe zu den verfassungsrechtlichen Bedenken bspw. SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 3-6, die u.a. 

einen Verstoß gegen das Gleichbehandlungsgebot moniert, sowie insbesondere Pott, Opportuni-
tätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 142-153, die im Hinblick auf den Bestimmtheitsgrundsatz 
zusammenfasst (S. 151): „Die §§ 154, 154a StPO entsprechen nicht den rechtsstaatlichen An-
forderungen des Bestimmtheitsgebots. Wegen der gravierenden Unbestimmtheit ihres Anwen-
dungsbereichs sind sie verfassungswidrig.“ 

39 Befürwortend LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 6, § 154a Rn. 5; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 2; 
KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 1, § 154a Rn. 1; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 1, § 154a 
Rn. 1; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 8, § 154a Rn. 3; Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 1, § 154a Rn. 1; 
Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 10, § 154a Rn. 10; Eisenberg, JGG, § 45 Rn. 15; Osten-
dorf/Sommerfeld, JGG, § 45 Rn. 7; Brunner/Dölling, JGG, § 45 Rn. 3b; Diemer/Schatz/Sonnen-
Diemer, JGG, § 45 Rn. 10; Keiser, JuS 2002, 981 (986); Nothacker, JZ 1982, 57 (62); Seiser, NStZ 
1997, 374 (375); a.A. Bohnert, NJW 1980, 1927 (1930), der darauf abstellt, die §§ 154, 154a StPO 
würden dem Regelungsbereich des § 45 Abs. 1 JGG unterfallen und damit Fälle darstellen, „in 
denen der Staatsanwalt eine Ahndung durch Urteil für entbehrlich halten kann“; Wolf, Strafe 
und Erziehung nach dem JGG, S. 331-332, der für seine Argumentation auf die Ausführungen 
von Bohnert zurückgreift. 

40 Für die Vorschrift des § 154a Abs. 2 StPO folge die Geltung der Norm für das Privatklageverfah-
ren aus dem Umkehrschluss aus § 385 Abs. 4 StPO, da der in § 385 Abs. 4 StPO normierten 
Aufhebung des zwingenden Charakters von § 154a Abs. 3 Satz 2 StPO anderenfalls keine Be-
deutung zukomme, vgl. LG Regensburg NJW 1990, 1742 (1743); LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 7, 
§ 154a Rn. 5; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154a Rn. 7; HK-StPO/Gercke, § 154a Rn. 2; 
KMR-StPO/Plöd, § 154a Rn. 1; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 385 Rn. 10; KK-StPO/Senge, 
§ 385 Rn. 9; LR-StPO/Hilger, § 385 Rn. 17. Ablehnend bzgl. der Anwendbarkeit von § 154 
StPO im Privatklageverfahren aufgrund der Besonderheiten des Verfahrens HK-StPO/Kurth-
Weißer, § 385 Rn. 10; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 385 Rn. 10; KK-StPO/Senge, § 385 Rn. 9; 
AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 9; Pfeiffer, § 154 Rn. 1; LR-StPO/Hilger § 385 Rn. 17; wohl auch LG 
Regensburg NJW 1990, 1742 (1743) = LG Regensburg JR 1990, 255 (255-256) mit zust. Anm. Hil-
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§ 154 StPO die Berücksichtigungsfähigkeit von ausländischen Verurteilungen als 
Bezugssanktion41 uneinheitlich beurteilt. Diese sowie weitere erörterungswürdige 
Problemfelder werden daher lediglich an den Stellen der Studie aufgegriffen und 
kurz skizziert, an denen eine Auseinandersetzung mit ihnen für das Verständnis 
der Umgrenzung des Verfahrensstoffes, der die nach den §§ 154, 154a StPO aus-
gesonderten Nebendelikte und Tatteile bzw. Gesetzesverletzungen darstellt, not-
wendig erscheint. 

Die Arbeit widmet sich im Folgenden auch der Dogmatik der Beweiswürdi-
gung und Strafzumessung im Strafverfahren nur in einem Umfang, wie es auf-
grund des thematischen Zusammenhanges für die Beurteilung der Verwertbarkeit 
von nach den §§ 154, 154a StPO ausgeschiedenem Prozessstoff in den beiden den 
Gegenstand der Studie bildenden Teilbereichen des Strafverfahrens von Bedeu-
tung ist. Dieser Ansatz schließt aus, dass alle Einzelfragen einer ausführlichen 
Begutachtung unterzogen werden können. Gerade im Bereich der strafprozessua-
len Beweiswürdigung kann somit keine grundlegende Auseinandersetzung mit den 
weiteren außerhalb der eigentlichen Thematik der Untersuchung liegenden Gren-
zen der freien richterlichen Beweiswürdigung42 erfolgen, welche die nach § 261 
StPO bestehende Verpflichtung des Gerichts zu einer umfassenden Beweiswürdi-

                                                      
ger; befürwortend hingegen LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 7; auf Beulke verweisend 
HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 2. 

41 Ablehnend mit Verweis auf die für Auslandstaten geltenden Sondervorschriften in § 153c Abs. 1 
Nr. 3 StPO und § 154b Abs. 2 StPO u.a. HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 2; LR-StPO/Beulke, § 154 
Rn. 10; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 12; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 11; 
KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 5; KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 154 Rn. 7; Kohlhaas, NJW 1970, 796 
(796); Gallandi, NStZ 1987, 353 (353-354) mit dem Vorschlag einer Gesetzesänderung; unter 
Ausklammerung der nach Art. 3 des Rahmenbeschlusses 2008/675/JI des EU-Rates vom 
24.07.2008 (Rahmenbeschluss zur Berücksichtigung der in anderen Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union ergangenen Verurteilungen in einem neuen Strafverfahren – ABl. 2008 vom 
15.08.2008, L 220/32-34) mitumfassten Urteile aus den anderen EU-Staaten Meyer-
Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 1a; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 10; befürwortend aber LG 
Aachen NStZ 1993, 505 (505-506); LG Bremerhaven NJW 1971, 1003 (1003-1004); LG Bonn NJW 
1973, 1566 (1567); LG Essen StV 1992, 223 (223); KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 2; Peters, NStZ 
2012, 76 (78-79); Vordermayer/v. Heintschel-Heinegg/H.Vordermayer-M.Vordermayer, 3. Teil, 
Rn. 129; Dauster, NStZ 1986, 145 (145-149) mit dem Hinweis auf das Erfordernis einer Prüfung 
der Vereinbarkeit der ausländischen Verurteilung mit dem ordre public der Bundesrepublik 
Deutschland; Ratz, NJW 1970, 1668 (1669); Beseler, NJW 1970, 370 (370-371); wohl auch Scholz, 
§§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 30-31. 

42 Der Grundsatz der freien richterlichen Beweiswürdigung besagt, dass der Tatrichter grundsätzlich 
nicht an gesetzliche Beweisregeln gebunden ist und daher keine Vorgaben bestehen, wann er ei-
ne Tatsache für bewiesen oder nicht bewiesen halten muss, vgl. BGHSt 10, 208 (209-210); 29, 
18 (19-20) = BGH NJW 1979, 2318 (2318-2319) = BGH JR 1980, 168 (168) mit krit. Anm. Pe-
ters; BGHSt 39, 291 (295-296) = BGH NStZ 1993, 592 (593); KK-StPO/Fischer, Einl. Rn. 50; 
Pfeiffer, StPO, § 261 Rn. 1 und Rn. 7; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 261 Rn. 11; HK-StPO/Julius, 
§ 261 Rn. 1; AnwK-StPO/Martis, § 261 Rn. 5; Eisenberg, Beweisrecht der StPO, Rn. 88; Albrecht, 
NStZ 1983, 486 (486). 
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gung43 einschränken. Hierzu zählen an erster Stelle zum Beispiel Denkgesetze44, 
Erfahrungssätze45 und wissenschaftliche Erkenntnisse46. Aber auch positive ge-
setzliche Bestimmungen47 können Beweisverwertungsverbote für die Beweiswür-
digung enthalten, und die Beachtung von übergeordneten Verfahrensrechten48 
kann dazu führen, dass bestimmten Bereichen und Fragen keine Relevanz für die 
Beweiswürdigung des Gerichts zukommt.49 Im Rahmen der Einführung in das 
Strafzumessungsrecht wiederum werden die theoretischen Grundlagen der Mate-
rie nur insoweit dargestellt, dass eine Einordnung der Problematik der Verwert-
barkeit der nach den §§ 154, 154a StPO ausgesonderten Nebendelikte und Tatteile 
bzw. Gesetzesverletzungen in die Systematik des Strafzumessungsrechts vorge-
nommen werden kann. 

Im dritten Kapitel der Arbeit schließlich werden die Merkmale der aufgeführ-
ten rechtsstaatlichen und verfahrensrechtlichen Grundsätze in einer ähnlich zu-
sammengefassten und auf das Wesentliche beschränkten Form abgehandelt. Die 
Dogmatik und inhaltliche Reichweite des Doppelbestrafungsverbotes nach Art. 
103 Abs. 3 GG, des Doppelverwertungsverbotes gemäß § 46 Abs. 3 StGB, des 
Akkusationsprinzips sowie der Grundsätze des fairen Verfahrens und der Un-
schuldsvermutung mitsamt der diese wichtigen rechtsstaatlichen und verfahrens-
rechtlichen Grundsätze begleitenden Diskussionspunkte stellen nämlich nicht den 

                                                      
43 Gemäß § 261 StPO ist das Gericht grundsätzlich dazu verpflichtet, für das Urteil alle in der 

Hauptverhandlung erhobenen Beweise einer Würdigung zu unterziehen, vgl. BGHSt 29, 109 
(110) = BGH NJW 1980, 464 (464); BGH nach Miebach, NStZ 1988, 209 (212); BGH StV 1997, 
292 (293); BGH NStZ-RR, 2008, 83 (83); Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 261 Rn. 6; Pfeiffer, StPO, 
§ 261 Rn. 3; Radtke/Hohmann-Pegel, § 261 Rn. 13; SK-StPO/Velten, § 261 Rn. 74; Eisenberg, 
Beweisrecht der StPO, Rn. 98. 

44 Siehe BGHSt 29, 18 (20); BGH nach Herlan, MDR 1955, 16 (19), BGH NStZ-RR 2005, 147 (147); 
KK-StPO/Ott, § 261 Rn. 46; Radtke/Hohmann-Pegel, § 261 Rn. 82; LK-StPO/Sander, § 261 
Rn. 44; Pfeiffer, StPO, § 261 Rn. 13; AK-StPO/Maiwald, § 261 Rn. 13; Eisenberg, Beweisrecht der 
StPO, Rn. 102; Geppert, Jura 2004, 105 (108). 

45 Siehe BGHSt 17, 382 (385); 29, 18 (20); BGH NStZ 1982, 478 (478); BGH NStZ 1986, 549 (550); 
KK-StPO/Ott, § 261 Rn. 47; LR-StPO/Sander, § 261 Rn. 45-50; Radtke/Hohmann-Pegel, § 261 
Rn. 83; AK-StPO/Maiwald, § 261 Rn. 15; Eisenberg, Beweisrecht der StPO, Rn. 103-105; aus-
führlich zu den Erfahrungssätzen bereits Schweling, ZStW 83 (1971), 435 (436-452). 

46 Siehe BGHSt 5, 34 (36); 10, 208 (211); 17, 382 (385); 21, 157 (159); 29, 18 (21-22) = BGH NJW 
1979, 2318 (2319); BGH NStZ 1982, 478 (478); LR-StPO/Sander, § 261 Rn. 51-55; 
KK-StPO/Ott, § 261 Rn. 47; Radtke/Hohmann-Pegel, § 261 Rn. 81; Pfeiffer, StPO, § 261 Rn. 13; 
Eisenberg, Beweisrecht der StPO, Rn. 106; Schmidt, JZ 1970, 337 (338). 

47 Vgl. u.a. LR-StPO/Sander, § 261 Rn. 64-65; Pfeiffer, StPO, § 261 Rn. 11; Meyer-Goßner/Schmitt, 
StPO, Einl. Rn. 55; Hohmann/Radtke-Pegel, § 261 Rn. 39; KK-StPO/Ott, § 261 Rn. 36; 
AnwK-StPO/Martis, § 261 Rn. 15; Eisenberg, Beweisrecht der StPO, Rn. 109-111. 

48 Vgl. Radtke/Hohmann-Pegel, § 261 Rn. 40; Eisenberg, Beweisrecht der StPO, Rn. 112; 
KK-StPO/Ott, § 261 Rn. 38; AnwK-StPO/Martis, § 261 Rn. 13-14. 

49 LR-StPO/Sander, § 261 Rn. 43; Eisenberg, Beweisrecht der StPO, Rn. 108; HK-StPO/Julius, § 261 
Rn. 8; vgl. KMR-StPO/Stuckenberg, § 261 Rn. 37; KK-StPO/Ott, § 261 Rn. 34-36; 
SK-StPO/Velten, § 261 Rn. 63-70; Beulke, Strafprozessrecht, § 24 Rn. 494-495. 
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Schwerpunkt der Untersuchung dar. Vielmehr dienen sie als Prüfungsmaßstab, 
um die Problematik der Verwertbarkeit von nach den §§ 154, 154a StPO ausge-
schiedenem Prozessstoff bei der Beweiswürdigung und Strafzumessung im Straf-
verfahren aus einer rechtsstaatlichen und verfahrensrechtlichen Perspektive analy-
sieren zu können. Das Ziel der Arbeit bleibt die Beschäftigung mit dieser Thema-
tik, während die im Rahmen der Ausführungen herangezogenen rechtsstaatlichen 
und verfahrensrechtlichen Grundsätze hier lediglich als Anknüpfungspunkt die-
nen, obwohl sie bereits selbst einer monographischen Studie würdig erscheinen. 
 



 

1. Kapitel – Grundlagen 

Grundlagen 

Die im Rahmen der vorliegenden Arbeit angestrebte Erörterung der Problematik 
der Verwertbarkeit von nach den §§ 154, 154a StPO ausgeschiedenem Prozess-
stoff bei der Beweiswürdigung und Strafzumessung im Strafverfahren kann nur 
unter der Voraussetzung geschehen, dass einführend eine umfassende Auseinan-
dersetzung mit den rechtlichen Grundlagen der zu behandelnden Thematik er-
folgt. Das Verstehen der gesetzlichen Intention hinter den Regelungen der §§ 154, 
154a StPO sowie ihrer maßgeblichen Anwendungsmerkmale und die Beschrei-
bung der dogmatischen Grundlagen der strafprozessualen Beweiswürdigung und 
Strafzumessung ist unerlässlich, um die Folgen der Verfahrensausscheidung ge-
mäß der §§ 154, 154a StPO für die beiden Teilbereiche der Beweiswürdigung und 
Strafzumessung des Strafverfahrens beurteilen zu können. Die folgenden Ausfüh-
rungen bilden somit die Basis, um zum einen einschätzen zu können, welche Ne-
bendelikte und Tatteile bzw. Gesetzesverletzungen nach den §§ 154, 154a StPO 
aus dem Strafverfahren ausgesondert werden können, und um zum anderen die-
sen Prozessstoff in die Systematik der Beweiswürdigung und Strafzumessung 
sinnvoll einzuordnen. 
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A. Die Beschränkung der Strafverfolgung nach den 
§§ 154, 154a StPO – Ein Überblick 

Die Beschränkung der Strafverfolgung nach den §§ 154, 154a StPO – Ein Überblick 

Den Ausgangspunkt der Untersuchung stellen die Vorschriften der §§ 154, 154a 
StPO dar, deren Begründung ausgehend von der Entstehungsgeschichte heraus-
gearbeitet wird, bevor anschließend der Anwendungsbereich sowie die sachlichen 
und verfahrensrechtlichen Voraussetzungen der Regelungen im Überblick erläu-
tert werden. Es wird mithin veranschaulicht, welcher Verfahrensstoff nach der 
gegenwärtigen Rechtslage für die im weiteren Fortgang der Arbeit behandelte 
Thematik Relevanz erlangen kann.  

I. Die Entstehungsgeschichte der §§ 154, 154a StPO 

Der einführende Blick auf die Entstehungsgeschichte der §§ 154, 154a StPO er-
laubt eine Einschätzung, welche Entwicklung die Rechtslage hinsichtlich der 
staatsanwaltschaftlichen und gerichtlichen Kompetenz, Nebendelikte und Tatteile 
bzw. Gesetzesverletzungen aus dem Strafverfahren auszusondern, über die Jahr-
zehnte erfahren hat. Bedeutung erlangt diese Betrachtung insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass sie die Intention des Gesetzgebers erkennen lässt, in welche 
Richtung die Ausgestaltung des Regelungsbereiches vorangetrieben werden soll.  

Ihre derzeitige Struktur erhielten die Vorschriften der §§ 154, 154a StPO letzt-
endlich durch die in Art. 1 Nr. 1150 und Art. 1 Nr. 1251 des Strafverfahrensände-
rungsgesetzes 1979 vom 5.10.1978 (StVÄG 1979)52 vorgenommenen inhaltlichen 

                                                      
50 BGBl. I 1978, 1645 (1646), wonach die Textvorgabe für § 154 Abs. 1 StPO durch Art. 1 Nr. 11 

StVÄG 1979 lautete: „(1) Die Staatsanwaltschaft kann von der Verfolgung einer Tat absehen, 1. 
wenn die Strafe oder die Maßregel der Besserung und Sicherung, zu der die Verfolgung führen 
kann, neben einer Strafe oder Maßregel der Besserung und Sicherung, die gegen den Beschul-
digten wegen einer anderen Tat rechtskräftig verhängt worden ist oder die er wegen einer ande-
ren Tat zu erwarten hat, nicht beträchtlich ins Gewicht fällt oder 2. darüber hinaus, wenn ein 
Urteil wegen dieser Tat in angemessener Frist nicht zu erwarten ist und wenn eine Strafe oder 
Maßregel der Besserung und Sicherung, die gegen den Beschuldigten rechtskräftig verhängt 
worden ist oder die er wegen einer anderen Tat zu erwarten hat, zur Einwirkung auf den Täter 
und zur Verteidigung der Rechtsordnung ausreichend erscheint.“  

51 BGBl. I 1978, 1645 (1646), wonach die Textvorgabe für § 154a StPO durch Art. 1 Nr. 12 StVÄG 
1979 lautete: „(1) Fallen einzelne abtrennbare Teile einer Tat oder einzelne von mehreren Ge-
setzesverletzungen, die durch dieselbe Tat begangen worden sind, 1. für die zu erwartende Stra-
fe oder Maßregel der Besserung und Sicherung oder 2. neben einer Strafe oder Maßregel der 
Besserung und Sicherung, die gegen den Beschuldigten wegen einer anderen Tat rechtskräftig 
verhängt worden ist oder die er wegen einer anderen Tat zu erwarten hat, nicht beträchtlich ins 
Gewicht, so kann die Verfolgung auf die übrigen Teile der Tat oder die übrigen Gesetzesverlet-
zungen beschränkt werden. § 154 Abs. 1 Nr. 2 gilt entsprechend. Die Beschränkung ist akten-
kundig zu machen.“ 

52 BGBl. I 1978, 1645-1655. Zum Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens in seinen Einzelheiten, vgl. 
Rieß, NJW 1978, 2265 (2265-2266). 
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Änderungen der Strafprozessordnung.53 Diese führten im Ergebnis zu einer nicht 
unbeträchtlichen Erweiterung des Anwendungsbereichs der §§ 154, 154a StPO.54 
Nach dem heutigen Stand der StPO kann sowohl die Staatsanwaltschaft gemäß 
§§ 154 Abs. 1, 154a Abs. 1 StPO von der Verfolgung einer Tat absehen oder die 
Ermittlungen auf einzelne Tatteile bzw. Tatbestände beschränken als auch das 
Gericht auf Antrag § 154 Abs. 2 StPO folgend bzw. mit Zustimmung der Staats-
anwaltschaft nach § 154a Abs. 2 StPO auf eine Ahndung des ausgeschiedenen 
Prozessstoffes verzichten. Diese Möglichkeiten bestehen für die Staatsanwalt-
schaft und das Gericht, wenn die wegen der eingestellten Tat oder des der Be-
schränkung unterliegenden Tatteils zu erwartende Strafe oder Maßregel der Besse-
rung und Sicherung neben einer anderen in Aussicht stehenden oder bereits erteil-
ten Sanktion „nicht beträchtlich ins Gewicht fällt“ oder wenn von dem Erlass 
eines Urteils wegen der ausgeschiedenen Tat bzw. des betroffenen Tatteils in an-
gemessener Frist nicht auszugehen ist und die anderweitig rechtskräftig verhängte 
oder zu erwartende Rechtsfolge „zur Einwirkung auf den Täter und zur Verteidi-
gung der Rechtsordnung ausreichend erscheint“.55 

1. Die Entstehungsgeschichte des § 154 StPO 
Der gesetzgeberische Ursprung der Vorschrift des § 154 StPO kann bis in die 
Reichsstrafprozessordnung (RStPO) vom 1.2.187756 zurückverfolgt werden. Dort 
hatte die Regelung in § 208 RStPO57 einen im Vergleich zu der aktuellen Fassung 
der StPO in der Reichweite seines Anwendungsbereichs wesentlich beschränkte-
ren Vorgänger.58 Zwar erlaubte § 208 Abs. 1 RStPO dem Gericht auf Antrag der 

                                                      
53 LR-StPO/Beulke, § 154 S. 244, § 154a S. 280; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 1; HK-StPO/Gercke, 

§ 154 Rn. 1; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 1; KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 154a Rn. 1. Ausführ-
lich zu den Änderungen der §§ 154, 154a StPO durch das StVÄG 1979, vgl. Kurth, NJW 1978, 
2481-2484. 

54 AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 1; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 1; KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 154a 
Rn. 1; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 4; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 1; Kurth, NJW 1978, 2481 
(2481); Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, S. 1; Appl, Strafschärfende 
Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 115. 

55 Vgl. Volk/Engländer, StPO, § 12 Rn. 29; Schlüchter, Das Strafverfahren, Rn. 406.6; Kramer, Grund-
begriffe des Strafverfahrensrechts, Rn. 274a; Kurth, NJW 1978, 2481 (2482-2483). 

56 RGBl. 1877, 253-348. 
57 Vgl. RGBl. 1877, 253 (291) für den Wortlaut der Vorschrift des § 208 RStPO: „(1) Betraf das 

Vorverfahren mehrere derselben Person zur Last gelegte strafbare Handlungen und erscheint 
für die Strafzumessung die Feststellung des einen oder des anderen Straffalles unwesentlich, so 
kann das Gericht auf Antrag der Staatsanwaltschaft beschließen, dass in Ansehung eines solchen 
das Verfahren vorläufig einzustellen sei. (2) Die Aufhebung des Einstellungsbeschlusses kann 
binnen einer Frist von drei Monaten nach Rechtskraft des Urteils von der Staatsanwaltschaft 
beantragt werden, wenn nicht Verjährung eingetreten ist.“ 

58 LR-StPO/Beulke, § 154 S. 244; Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 45; Scholz, 
§§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 3; vgl. Pickert, Verfolgungsbeschränkung gem. 
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Staatsanwaltschaft die vorläufige Einstellung des Verfahrens hinsichtlich einzelner 
strafbarer Handlungen eines Beschuldigten, wenn deren Feststellung für die Straf-
zumessung „unwesentlich“ erschien, jedoch war der Staatsanwaltschaft keine ei-
genständige Einstellungskompetenz beschieden, um bereits von der Erhebung der 
Klage absehen zu können.59 Mit der Emminger-Verordnung über Gerichtsverfas-
sung und Strafrechtspflege vom 4.1.1924 (Emminger-VO)60 änderte sich diese 
Situation, denn es wurde ein Reformprozess eingeleitet und § 154 StPO in seiner 
jetzigen Grundstruktur durch § 24 Emminger-VO61 in das Gesetz eingefügt62, 
wobei gleichzeitig die Aufhebung von § 208 RStPO a.F. erfolgte.63 Die Staatsan-
waltschaft konnte von nun an eigenständig, ohne Einbeziehung des Gerichts, 
unter Beachtung der Voraussetzungen des § 154 Abs. 1 StPO a.F. über die Klage-
erhebung entscheiden.64 In den Folgejahren kam es zu weiteren gesetzlichen Re-
formierungen des § 154 StPO a.F.. Zunächst ergänzte Art. 2 Nr. 1565 des Ausfüh-

                                                      
§ 154a StPO und Strafklageverbrauch, S. 9; Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafver-
fahren, S. 8 Fn. 23. 

59 Vgl. Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, S. 8; Pott, Opportunitätsdenken in 
§§ 154, 154a StPO, S. 46-47. 

60 RGBl. 1924 I, 15-22.  
61 Vgl. RGBl. 1924 I, 15 (18-19) und RGBl. 1924 I, 299 (338) für den mit § 24 Emminger-VO identi-

schen Wortlaut des § 154 StPO a.F.: „(1) Von Erhebung der öffentlichen Klage kann abgesehen 
werden, wenn die Strafe, zu der die Verfolgung führen kann, neben einer Strafe, zu der der Be-
schuldigte wegen einer anderen Tat rechtskräftig verurteilt ist, oder die er wegen einer anderen 
Tat zu erwarten hat, nicht ins Gewicht fällt. (2) Ist die öffentliche Klage bereits erhoben, so 
kann das Gericht auf Antrag der Staatsanwaltschaft das Verfahren vorläufig einstellen. (3) Ist 
das Verfahren mit Rücksicht auf eine wegen einer anderen Tat bereits rechtskräftig erkannte 
Strafe vorläufig eingestellt worden, so kann es, falls nicht inzwischen Verjährung eingetreten ist, 
wieder aufgenommen werden, wenn die rechtskräftig erkannte Strafe nachträglich in Wegfall 
kommt. (4) Ist das Verfahren mit Rücksicht auf eine wegen einer anderen Tat zu erwartenden 
Strafe vorläufig eingestellt worden, so kann es, falls nicht inzwischen Verjährung eingetreten ist, 
binnen drei Monaten nach Rechtskraft des wegen der anderen Tat ergehenden Urteils wieder 
aufgenommen werden. (5) Hat das Gericht das Verfahren vorläufig eingestellt, so bedarf es zur 
Wiederaufnahme eines Gerichtsbeschlusses.“ 

62 LR-StPO/Beulke, § 154 S. 244; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 1; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 1; 
KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 1; Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 45; Appl, 
Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 115; vgl. Kapahnke, Opportunität und 
Legalität im Strafverfahren, S. 20. Die Absätze 2-5 von § 154 StPO a.F. waren in ihrem Wortlaut 
bereits überwiegend mit denen der heutigen Formulierung des § 154 StPO identisch, vgl. 
LR-StPO/Beulke, § 154 S. 244. 

63 LR-StPO/Beulke, § 208 S. 1243; Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 45; Scholz, 
§§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 3; vgl. Kapahnke, Opportunität und Legalität im 
Strafverfahren, S. 20. 

64 LR-StPO/Beulke, § 154 S. 244; Pickert, Verfolgungsbeschränkung gem. § 154a StPO und Strafkla-
geverbrauch, S. 9; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 3; Pott, Opportunitäts-
denken in §§ 154, 154a StPO, S. 47; Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, 
S. 20. 

65 RGBl. 1933 I, 1000 (1001). 
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rungsgesetzes zum Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über 
Maßregeln der Sicherung und Besserung (AGGewVerbrG) vom 24.11.193366 die 
Worte „oder Maßregel der Sicherung und Besserung“ und erweiterte damit die 
Gruppe der Bezugssanktionen, bevor das 3. Strafrechtsänderungsgesetz 
(StrÄndG) vom 4.8.195367 durch Art. 4 Nr. 21 StrÄndG68 die Worte „in jeder 
Lage“ hinter dem Begriff „Verfahren“ in § 154 Abs. 2 StPO einfügte und die Ein-
stellungskompetenz des Gerichts auf das gesamte gerichtliche Verfahren ausdehn-
te.69 Lediglich von stilistischer Relevanz war schließlich die Änderung durch Art. 
21 Nr. 4870 des Einführungsgesetzes zum StGB vom 2.3.1974 (EGStGB 1974)71, 
der den Wortlaut des § 154 StPO a.F. an den gewandelten Sprachgebrauch im 
StGB anpasste, indem eine Umstellung der Worte „Besserung und Sicherung“ 
erfolgte.72  

Der Reformprozess fand seinen bisherigen Abschluss im StVÄG 1979 vom 
5.10.1978, durch welches § 154 StPO auf der Grundlage von Art. 1 Nr. 11 StVÄG 
197973 seine jetzige Formulierung und Reichweite erhielt.74 Im Ergebnis führte die 
im StVÄG 1979 gipfelnde Entwicklung zu einer erneuten beträchtlichen Erweite-
rung des Anwendungsbereichs von § 154 StPO.75 Der Gesetzgeber verbalisierte 
mit der Ersetzung der Worte „Erhebung der öffentlichen Klage“ durch die Worte 
„Verfolgung einer Tat“ in der Neufassung des einleitenden Satzes von § 154 
Abs. 1 StPO sein Anliegen, der Staatsanwaltschaft bereits frühzeitig im Ermitt-
lungsverfahren eine Einstellung über § 154 StPO zu ermöglichen und die Einstel-
lungskompetenz nicht erst zum Zeitpunkt der öffentlichen Klageerhebung nach 
Abschluss der Ermittlungen einsetzen zu lassen.76 Seit den Anfängen der Einstel-

                                                      
66 RGBl. 1933 I, 1000-1010. 
67 BGBl. 1953 I, 735-750. 
68 BGBl. 1953 I, 735 (745). 
69 Vgl. LR-StPO/Beulke, § 154 S. 244; Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 45-46. 
70 BGBl. 1974 I, 469 (509). 
71 BGBl. 1974 I, 469-650. 
72 Vgl. LR-StPO/Beulke, § 154 S. 244; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 4; Pott, 

Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 45-46. 
73 BGBl. 1978 I, 1645 (1646). 
74 Vgl. HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 1; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 1; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 1; 

LR-StPO/Beulke, § 154 S. 244; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 4; Pott, 
Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 46. 

75 AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 1; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 1; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 4; 
HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 1; Kurth, NJW 1978, 2481 (2481); Wolfslast, NStZ 1990, 409 (413); 
Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, S. 1; Pott, Opportunitätsdenken in 
§§ 154, 154a StPO, S. 46; Appl, Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 115. 

76 Vgl. BT-Drs. 8/976 (1977), BegrRegE, S. 40; Kurth, NJW 1978, 2481 (2483); Pott, Opportunitäts-
denken in §§ 154, 154a StPO, S. 46-47. Zuvor war nach der bisherigen Gesetzesfassung des 
§ 154 Abs. 1 StPO a.F. vertreten worden, dass der Sachverhalt von der Staatsanwaltschaft jeden-
falls ausermittelt werden müsste, vgl. Schroeder, FS Peters, 411 (415); a.A. bereits Sack, NJW 
1976, 604 (605). Heute soll die Staatsanwaltschaft nach Aussage der Richtlinien für das Strafver-
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lungsmöglichkeit in § 208 RStPO ist somit nicht nur die Einstellungskompetenz 
vom Gericht auf die Staatsanwaltschaft ausgeweitet, sondern spiegelbildlich zu-
gleich die eröffnete Zeitspanne für eine Einstellung nach § 154 StPO immer wei-
ter verlängert worden.77 Die Ausdehnung des Anwendungsbereiches von § 154 
StPO vollendete das StVÄG 1979, indem es den Schlusspunkt für den kontinuier-
lichen Prozess der Absenkung der „Schwelle der Einstellungsfähigkeit“78 für die 
auszuscheidenden Taten darstellte.79 Im Vergleich zu § 154 Abs. 1 StPO a.F. wur-
de in § 154 Abs. 1 Nr. 1 StPO das „Relationskriterium“80 für die einzustellende 
Tat – „nicht ins Gewicht fällt“ – um den Zusatz „beträchtlich“ ergänzt und auf 
diese Weise erlaubt, dass sich die potentiellen Rechtsfolgen der einzustellenden 
Tat in ihrer Höhe denen der tatsächlich anderweitig erfolgten Tatsanktionen wei-
ter annähern können.81 In der neu eingefügten Regelung des § 154 Abs. 1 Nr. 2 
StPO fehlte das „Relationskriterium“82 schließlich gänzlich und der Anwendungs-
bereich des § 154 StPO a.F. wurde somit nicht nur ausgedehnt, sondern bei ge-
nauer Betrachtung darüber hinaus die Einstellungsregelung des § 154 StPO auf 
einen weiteren Bereich der Strafverfolgung übertragen.83 Seit dem StVÄG 1979 
können Taten von der Verfolgung ausgenommen werden, ohne dass die Höhe 
ihrer zu erwartenden Rechtsfolgen mit Rücksicht auf die durch den Begriff der 
Beträchtlichkeit gezogenen Grenzen beachtet werden muss.84 Die Notwendigkeit 
eines Vergleichs der Sanktionen für die von der Einstellung betroffenen Tat und 
ihrer Bezugstat wird vielmehr entbehrlich, wenn hinsichtlich der unter § 154 
Abs. 1 Nr. 2 StPO fallenden Straftat „ein Urteil wegen dieser Tat in angemessener 
Frist nicht zu erwarten ist“ und die Bezugssanktion „zur Einwirkung auf den Tä-
ter und zur Verteidigung der Rechtsordnung ausreichend erscheint“. Im Ergebnis 
entfallen damit alle quantitativen Grenzen, und auch erhebliche Straftaten mit 
gewichtigen Rechtsfolgen können aus dem Strafverfahren ausscheiden, wenn die 

                                                      
fahren und das Bußgeldverfahren (RiStBV) von der Einstellungsmöglichkeit „in einem mög-
lichst frühen Verfahrensstadium Gebrauch machen“, vgl. Nr. 101 Abs. 1 Satz 1 RiStBV. 

77 Vgl. LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 4; Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 47.  
78 Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 47. 
79 Vgl. Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 47; Kurth, NJW 1978, 2481 (2482-2483). 
80 Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, S. 94, 102 und 116; Pott, Opportunitäts-

denken in §§ 154, 154a StPO, 57; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 25. 
81 Vgl. Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, S. 102-103; Kurth, NJW 1978, 2481 

(2482). 
82 Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, S. 94, 102 und 116; Pott, Opportunitäts-

denken in §§ 154, 154a StPO, S. 57; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 25. 
83 Vgl. Kurth, NJW 1978, 2481 (2482). 
84 Vgl. LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 22; Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 3; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 18; 

Kurth, NJW 1978, 2481 (2482); Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 47; Kapahnke, 
Opportunität und Legalität im Strafverfahren, S. 103; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische 
Probleme, S. 4. 
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vom Gesetzgeber angestrebten Strafzwecke durch die Verurteilung des Beschul-
digten wegen einer anderen Tat erreicht werden können.85 

2. Die Entstehungsgeschichte des § 154a StPO  
Während der durch den Gesetzgeber angestoßene Entwicklungsprozess des § 154 
StPO über seine Vorgängernorm des § 208 RStPO bis in das Jahr 1877 zurück-
reichte, lag der legislatorische Ursprung von § 154a StPO erst in jüngerer Vergan-
genheit. Die Notwendigkeit einer weiteren gesetzlichen Regelung entsprach dem 
Verlangen der Praxis, die eine Verfahrensbeschränkung nicht nur in den Fällen 
der von § 154 StPO erfassten prozessual selbstständigen Taten anstrebte, sondern 
auch innerhalb einer einzelnen prozessualen Tat auf die Möglichkeit zurückgreifen 
wollte, unwesentliche Tatteile bzw. Gesetzesverletzungen von der Strafverfolgung 
auszunehmen.86 Die Praxis war mit Billigung der höchstrichterlichen Rechtspre-
chung87 bereits frühzeitig dazu übergegangen, den der Vorschrift des § 154 StPO 
innewohnenden Rechtsgedanken „Ausscheidung von Unwesentlichem“88 durch 
die entsprechende Heranziehung der Norm insbesondere beim Vorliegen einer 
fortgesetzten Handlung anzuwenden.89 Mit der Einführung des § 154a StPO im 
Jahre 1964 durch Art. 6 Nr. 190 des Gesetzes zur Änderung der StPO und des 

                                                      
85 Vgl. LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 22; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 18; Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 3; 

Kurth, NJW 1978, 2481 ( 2482). 
86 Vgl. Pickert, Verfolgungsbeschränkung gem. § 154a StPO und Strafklageverbrauch, S. 9; Appl, 

Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 115 Fn. 5; Schmidt, StPO-Nachtr., § 154a 
Rn. 2. 

87 RGSt 70, 338 (341); BGH NJW 1954, 1375 (1375); BayObLGSt 1960, 301 (303) = BayObLG JR 
1961, 224 (224). 

88 Pickert, Verfolgungsbeschränkung gem. § 154a StPO und Strafklageverbrauch, S. 11. 
89 Kleinknecht, JZ 1965, 153 (158); Appl, Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 115 

Fn. 5; Pickert, Verfolgungsbeschränkung gem. § 154a StPO und Strafklageverbrauch, S. 11; 
Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 5; Schmidt, StPO-Nachtr., § 154a Rn. 2. 

90 BGBl. 1964 I, 1067 (1075), wonach die Textvorgabe für § 154a StPO a.F. durch Art. 6 Nr. 1 
StPÄG 1964 lautete: „(1) Fallen einzelne abtrennbare Teile einer Tat oder einzelne von mehre-
ren Gesetzesverletzungen, die durch eine und dieselbe Handlung begangen worden sind, für die 
zu erwartende Strafe oder Maßregel der Sicherung und Besserung nicht ins Gewicht, so kann 
die Staatsanwaltschaft die Verfolgung auf die übrigen Teile der Tat oder die übrigen Gesetzes-
verletzungen beschränken. Die Beschränkung ist aktenkundig zu machen. (2) Nach Einreichung 
der Anklageschrift kann das Gericht in jeder Lage des Verfahrens mit Zustimmung der Staats-
anwaltschaft die Beschränkung vornehmen. (3) Das Gericht kann in jeder Lage des Verfahrens 
ausgeschiedene Teile einer Tat oder Gesetzesverletzungen in das Verfahren wieder einbeziehen. 
Einem Antrag der Staatsanwaltschaft auf Einbeziehung ist zu entsprechen. Werden ausgeschie-
dene Teile einer Tat wieder einbezogen, so ist § 265 Abs. 4 entsprechend anzuwenden. (4) Wäh-
rend der Voruntersuchung stehen die in den Absätzen 2 und 3 bezeichneten Befugnisse dem 
Untersuchungsrichter zu.“ 
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GVG (StPÄG 1964) vom 19.12.196491 wurde diese zum Teil kritisierte Vorge-
hensweise92 obsolet.93 

Im Laufe der Jahre kam es zu einigen Weiterentwicklungen des § 154a StPO, 
die im Ergebnis dazu führten, dass die Konzeption von § 154 StPO auf den Be-
reich des § 154a StPO übertragen wurde, womit der Anwendungsbereich des 
§ 154a StPO eine vergleichbare Ausdehnung erfuhr.94 Kleinere inhaltliche und 
stilistische Anpassungen der Norm erfolgten zunächst durch Art. 1 Nr. 3995 des 
Ersten Gesetzes zur Reform des Strafverfahrensrechts vom 9.12.1974 (1. 
StVRG)96, der die Streichung des sich auf die Voruntersuchung beziehenden Ab-
satzes 4 beinhaltete, sowie Art. 21 Nr. 49 EGStGB97, der den Wortlaut von Ab-
satz 1 durch die gewählten Formulierungen „dieselbe Straftat“ und „Besserung 
und Sicherung“ demjenigen des gewandelten StGB anglich.98 Vollendet wurde 
dieser Reformprozess letztendlich durch die Änderungen, die Art. 1 Nr. 12 
StVÄG 197999 für § 154a Abs. 1 StPO beinhaltete.100 Gegenüber der aktuellen 
Ausgestaltung des § 154a StPO fehlte in der anfänglichen Fassung aus dem Jahre 
1964 in Absatz 1 Satz 1 die Nummer 2, die das Anwendungsgebiet der Norm auf 
den Fall ausdehnt, dass einzelnen Tatteilen oder Gesetzesverletzungen neben der 
Verurteilung wegen einer anderen prozessualen Tat keine Relevanz zukommt und 
auf diese Weise die Gruppe der Bezugstaten erweitert.101 Zudem waren das Wort 
„beträchtlich“ vor dem Wort „Gewicht“ sowie der vollständige Satz 2 in der Ur-
sprungsfassung der Regelung nicht enthalten und damit weder die einschränkende 
Wirkung des „Relationskriteriums“102 relativiert noch die quantitative Eingren-

                                                      
91 BGBl. 1964 I, 1067-1082. 
92 Siehe Schmidt, StPO-Nachtr., § 154a Rn. 2, der anmerkte: „Solange es aber einen materiellrechtlich 

wie prozessrechtlich wesentlichen und in vielen Beziehungen weittragenden Unterschied zwi-
schen Mehrheit selbständiger Taten und Tateinheit gibt, ist diese Methode doch immer etwas 
fragwürdig gewesen, zumal gerade hier, wo es um Beschränkungen des Legalitätsprinzips einer-
seits, um Beschränkungen des gerichtlichen Untersuchungsgrundsatzes (StPO § 155 Abs. 2) an-
dererseits geht, prozessuale Formstrenge nun wahrhaftig von größter Notwendigkeit ist.“ 

93 Vgl. Pickert, Verfolgungsbeschränkung gem. § 154a StPO und Strafklageverbrauch, S. 12; Scholz, 
§§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 5; Schmidt, StPO-Nachtr., § 154a Rn. 2; Appl, 
Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 115 Fn. 5. 

94 KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 154a Rn. 1; Kurth, NJW 1978, 2481 (2483). 
95 BGBl. 1974 I, 3393 (3397). 
96 BGBl. 1974 I, 3393-3415. 
97 BGBl. 1974 I, 469 (509). 
98 LR-StPO/Beulke, § 154a S. 280; Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 46; Scholz, 

§§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 5. 
99 BGBl. 1978 I, 1645 (1646). 
100 KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 154a Rn. 1; LR-StPO/Beulke, § 154a S. 280; AK-StPO/Schöch, § 154 

Rn. 1. 
101 Vgl. Kurth, NJW 1978, 2481 (2483). 
102 Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, S. 94, 102 und 116; Pott, Opportunitäts-

denken in §§ 154, 154a StPO, S. 57; Scholz, §§ 154, 154a – Dogmatische Probleme, S. 25. 
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zung für die Fälle einer den Strafzwecken genügenden Verurteilung des Beschul-
digten wegen einer anderen Tat aufgehoben.103 Diese Anpassungen haben letzt-
endlich dazu geführt, dass die dem § 154 StPO zugrunde liegenden Überlegungen 
endgültig auf § 154a StPO übertragen wurden104 und der Anwendungsbereich von 
§ 154a StPO sukzessive ausgedehnt worden ist105. 

3. Fazit – Entstehungsgeschichte der §§ 154, 154a StPO 
Die Entstehungsgeschichte der §§ 154, 154a StPO veranschaulicht, welche Ent-
wicklung die staatsanwaltschaftliche und gerichtliche Kompetenz, Nebendelikte 
und Tatteile bzw. Gesetzesverletzungen aus dem Strafverfahren auszusondern, 
über die Jahrzehnte erfahren hat. Dabei zeigt sich deutlich die Intention des Ge-
setzgebers, die Bedeutung des Regelungsgebietes hervorzuheben und den Anwen-
dungsbereich der §§ 154, 154a StPO stetig auszuweiten. Die verabschiedeten Re-
formen haben insgesamt dazu geführt, dass die mögliche Zeitspanne für eine Ein-
stellung bzw. Beschränkung des Strafverfahrens genauso wie die personelle Zu-
ständigkeit für diese ausgedehnt worden sind, während die sachlichen Anforde-
rungen an die Ausscheidung von Prozessstoff auf der anderen Seite immer weiter 
abgesenkt wurden. Anhand der Entstehungsgeschichte der §§ 154 154a StPO lässt 
sich folglich nachvollziehen, dass die Thematik der rechtlichen Konsequenzen 
einer Aussonderung von Nebendelikten und Tatteilen bzw. Gesetzesverletzungen 
nach den §§ 154, 154a StPO allein deshalb an Relevanz gewinnt, weil sie einen 
sich zunehmend vergrößernden Anteil des im Strafverfahren abgehandelten Pro-
zessstoffes betrifft. 

II. Die Begründung für die §§ 154, 154a StPO 

Das in der Entstehungsgeschichte der §§ 154, 154a StPO ersichtliche fortschrei-
tende legislative Tätigwerden in diesem Bereich des Strafverfahrens verdeutlicht 
die Notwendigkeit, die Voraussetzungen dieser Möglichkeit der Begrenzung des 
Verfahrensstoffes einführend zu erläutern, um auf der Grundlage dieser Erkennt-
nisse die endgültige Reichweite der Folgen einer Verfahrensausscheidung gemäß 
der §§ 154, 154a StPO beurteilen zu können. Den Ausgangspunkt dieser Überle-
gungen stellen die vom Gesetzgeber verfolgten Gründe für die §§ 154, 154a StPO 
dar, wobei im Schwerpunkt veranschaulicht werden soll, durch welche Argumen-
tationslinie die Einschränkung des Legalitätsprinzips anhand des Opportunitäts-
gedankens ihre Legitimation erfährt. Die so entwickelten Gründe der §§ 154, 154a 

                                                      
103 Vgl. Kurth, NJW 1978, 2481 (2483); Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, 

S. 103. 
104 Vgl. Kurth, NJW 1978, 2481 (2483); Kleinknecht, JZ 1965, 153 (158). 
105 Vgl. KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 154a Rn. 1; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 1; LR-StPO/Beulke, 

§ 154a S. 280; Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 48. 
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StPO können zunächst im Rahmen der Auseinandersetzung mit den Anwen-
dungsvoraussetzungen der Vorschriften konkrete Anhaltspunkte dafür bieten, 
welche Auslegungsvariante der gesetzlichen Intention weitestgehend entspricht. 
Entscheidende Bedeutung kommt ihnen aber insbesondere vor dem Hintergrund 
zu, dass sie auch direkten Einfluss auf die im Fortgang der vorliegenden Arbeit zu 
untersuchenden Konsequenzen der Verfahrensbeschränkung haben. Eine Ver-
wertbarkeit des nach den §§ 154, 154a StPO ausgeschiedenen Prozessstoffes bei 
der Beweiswürdigung und Strafzumessung im Strafverfahren dürfte nämlich nicht 
dem Sinn und Zweck der Normen diametral entgegenstehen und auf diesem We-
ge die gesetzgeberische Legitimation der Vorschriften ad absurdum führen.106 

1. Das Legalitätsprinzip im Strafverfahren 
Der Grundsatz der Legalität in seinem übergeordneten staatsrechtlichen Sinne ist 
ein allgemeines rechtsstaatliches Prinzip und beschreibt die nach Art. 20 Abs. 3 
GG aus Gerechtigkeitsgesichtspunkten verfassungsrechtlich verankerte Bindung 
allen staatlichen Handelns an das Gesetz.107 Er konstituiert damit die Vorgabe an 
die Staatsorgane, die formellen und materiellen Rechtsnormen einzuhalten und die 
Vorschriften ausnahmslos anzuwenden.108 Dieses „staatsrechtliche Legalitätsprin-
zip“109 stellt den Ursprung des strafverfahrensrechtlichen Legalitätsprinzips110 
dar111, das in mehreren Normen des Strafverfahrensrechts zum Ausdruck kommt 
und damit eine der strafverfahrensrechtlichen Prozessmaximen repräsentiert112.  

                                                      
106 Die teleologische Interpretation als eine der vier klassischen Auslegungskriterien (Wortlaut, Sys-

tematik, Entstehungsgeschichte, Sinn und Zweck) verlangt eine streng am Sinn und Zweck der 
gesetzlichen Regelung orientierte Auslegung der zu analysierenden Normen, vgl. grundlegend 
Larenz/Canaris, Methodenlehre der Rechtswissenschaft, S. 153-154; Wank, Auslegung von Ge-
setzen, S. 69-72. 

107 Schmidt-Jortzig, NJW 1989, 129 (130); Pott in: Vom unmöglichen Zustand des Strafrechts, 79 (83); 
Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 3. 

108 Heyden, Grundlagen des Legalitätsprinzips und Opportunitätsprinzips, S. 9-10; Schmidt-Jortzig, 
NJW 1989, 129 (130); Faller, FG Maunz, 69 (78); Kühne, Strafprozessrecht, § 18 Rn. 305 Fn. 1. 

109 Heyden, Grundlagen des Legalitätsprinzips und Opportunitätsprinzips, S. 9; Deiters, Legalitätsprin-
zip und Normgeltung, S. 3. 

110 Siehe zur Entwicklung des strafverfahrensrechtlichen Legalitätsprinzips Hertz, Geschichte des 
Legalitätsprinzips; Marquardt, Die Entwicklung des Legalitätsprinzips; Kapahnke, Opportunität 
und Legalität im Strafverfahren; Naucke in: Modernes Strafrecht und ultima-ratio-Prinzip, 
S. 149-157; aus zeitgenössischer Sicht Weigend, Anklagepflicht und Ermessen, S. 25-39; Glaser, 
Handbuch des Strafprozesses, S. 218-227; Wagner, FS 45. DJT, 149 (149-176). 

111 Heyden, Grundlagen des Legalitätsprinzips und Opportunitätsprinzips, S. 11-12; Faller, FG Maunz, 
69 (78); Pott in: Vom unmöglichen Zustand des Strafrechts, 79 (83); ähnlich Endriß, FG Frie-
bertshäuser, 113 (116). 

112 Vgl. u.a. Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 152 Rn. 2; SK-StPO/Weßlau, Vor §§ 151 ff. Rn. 4; 
AK-StPO/Schöch, Vorbem. § 151 Rn. 2; Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 10 Rn. 1-2, 
§ 14 Rn. 4; Volk/Engländer, StPO, § 18 Rn. 1; Beulke, Strafprozessrecht, § 2 Rn. 15; Pott, Oppor-
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Historisch geht die heftig debattierte normative Einfügung des Legalitätsprinzips 
in die StPO113 auf die rechtspolitische Entscheidung des Gesetzgebers gegen den 
gemeinrechtlichen Inquisitionsprozess im Zuge der bürgerlichen Freiheitsbewe-
gungen in Deutschland zurück, der im Rahmen der staatlichen Strafverfolgung 
noch keine Rollenverteilung zwischen den Funktionsträgern der Staatsanwalt-
schaft und des Gerichts kannte.114 Die als Teil der Verwaltung dem Monarchen 
untergeordnete und weisungsgebundene Staatsanwaltschaft wurde von den libera-
len Strömungen des 19. Jahrhunderts misstrauisch betrachtet.115 Vor diesem Hin-
tergrund sollte das strafverfahrensrechtliche Legalitätsprinzip die Gewähr dafür 
bieten, dass die Staatsanwaltschaft objektiv jede Straftat „ohne Ansehen der Per-
son“116 verfolgt und nicht die Gefahr besteht, dass politische Erwägungen einen 
Einfluss auf ihre Entscheidungen haben und sich „das Strafverfolgungsrecht (…) 
den politischen Leidenschaften dienstbar macht“117.118 Zudem entsprach die Ma-
xime der zum Zeitpunkt der 1877 eingeführten Reichsprozessordnung vorherr-
schenden Vergeltungsidee119, die auf der Grundüberzeugung basierte, absolute 

                                                      
tunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 4; Faller, FG Maunz, 69 (73); Geppert, Jura 1982, 139 
(140); Geppert, Jura 1986, 309 (309-310), Pommer, Jura 2007, 662 (662). 

113 Für einen Überblick über die Diskussionen, vgl. Kapahnke, Opportunität und Legalität im Straf-
verfahren, S. 3-9; Marquardt, Die Entwicklung des Legalitätsprinzips, S. 37-59; Eckert, Legalität 
und Opportunität im deutschen Strafprozess, S. 16; Sidi, Legalitätsprinzip im Strafprozessrecht, 
S. 10-11; Glaser, Handbuch des Strafprozesses, S. 218-227; Hertz, Geschichte des Legalitätsprin-
zips, S. 40-42. 

114 Geppert, Jura 1982, 139 (151). 
115 Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 2; Kapahnke, Opportunität und Legalität im 

Strafverfahren, S. 7; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 6; Geppert, Jura 1982, 
139 (151); vgl. v. Liszt, Strafrechtliche Vorträge und Aufsätze I, S. 30-31. 

116 Geppert, Jura 1982, 139 (151); Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 2; Kapahnke, Op-
portunität und Legalität im Strafverfahren, S. 1. 

117 v. Liszt, Strafrechtliche Vorträge und Aufsätze I, S. 31. 
118 Schmidt-Jorztig, NJW 1989, 129 (130); Wagner, FS 45. DJT, 149 (157-158); Geppert, Jura 1982, 139 

(151), Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 2; Weigend, ZStW 109 (1997), 103 (110); 
Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 6; Kapahnke, Opportunität und Legalität 
im Strafverfahren, S. 7; vgl. v. Liszt, Strafrechtliche Vorträge und Aufsätze I, S. 31. Zusammen-
fassend bereits Bennecke/Beling, Lehrbuch des Deutschen Reichs-Strafprozessrechts, S. 275: 
„Aber unser geltendes Recht hat, um in der Strafjustiz alle Willkür auszuschliessen und lediglich 
der Gerechtigkeit freien Lauf zu verschaffen, mit Recht neben das Offizialprinzip das Legali-
tätsprinzip gestellt, inhalts dessen eine Strafverfolgungspflicht des staatsanwaltlichen Beamten 
als Bestandteil ihrer organschaftlichen Berufspflicht dem Staate gegenüber statuiert ist.“ 

119 Siehe diesbezüglich das grundlegende Kant’sche Postulat, „[s]elbst, wenn sich die bürgerliche 
Gesellschaft mit aller Glieder Einstimmung auflösete, müsste der letzte im Gefängnis befindli-
che Mörder vorher hingerichtet werden, damit jedermann das widerfahre, was seine Taten wert 
sind, (…)“, in Kant, Die Metaphysik der Sitten, Rechtslehre, Allg. Anm. E-I. zu §§ 43-49, S. 455. 
Ausführlich zur Theorie des Vergeltungsstrafrechts Birkmeyer, Beiträge zur Kritik des Vorent-
wurfs zu einem deutschen Strafgesetzbuch – Bd. 1, S. 1-14; Birkmeyer, Beiträge zur Kritik – Bd. 
3, S. 20-22; Hegel, Grundlinien der Philosophie des Rechts, §§ 99-103, S. 136-145. Zur Entwick-
lung der Vergeltungsidee Ebert, FS Lackner, 399-422. 
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Gerechtigkeit könne lediglich auf dem Wege der ausnahmslosen Ahndung jeder 
Straftat durch einen umfänglichen Anklage- und Verurteilungszwang erreicht wer-
den.120 Gerade diese auf dem Vergeltungsgedanken aufbauende absolute Strafthe-
orie wurde allerdings allmählich von den auf das Ziel der Prävention ausgerichte-
ten relativen Straftheorien121 zurückgedrängt und dem strafverfahrensrechtlichen 
Legalitätsprinzip somit ein Teil seiner theoretischen Grundlage entzogen.122 Im 
Gegensatz zur absoluten Straftheorie verfolgen die relativen Straftheorien nämlich 
sowohl spezial- als auch generalpräventive Zwecke und verlangen in den Fällen 
keine Strafe, in denen diese entweder bezogen auf die konkrete Tat zur Einwir-
kung auf den Täter (Spezialprävention) oder mit Blick auf die Zukunft zur Ab-
schreckung potentieller weiterer Täter (Generalprävention) nicht notwendig und 
geboten erscheint.123 Nicht zuletzt dieser Entwicklungsprozess führte dazu, dass 
einige Autoren in der folgenden Zeit bereits von einer fundamentalen „Legitimie-
rungskrise“124 des strafverfahrensrechtlichen Legalitätsprinzips sprachen oder, 
überspitzt formuliert, die Zeit für dessen „Grabgesang“125 gekommen sahen.126 
Jedoch ist das Legalitätsprinzip auch bei Berücksichtigung der gegen seine rechts-
theoretischen Wurzeln vorgetragenen Kritik heute noch ein bedeutendes Struktu-
relement der StPO127 und kann an mehreren gesetzlichen Regelungen der StPO 
                                                      
120 Rieß, NStZ 1981, 2 (4); Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 2; Weigend, Anklage-

pflicht und Ermessen, S. 29; Naucke, Verhandlungen zum 51. DJT (1976), Bd. I-Gutachten, D 
21; Rüping, Das Strafverfahren, Rn. 327; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, 
S. 7; Jeutter, Sinn und Grenzen des Legalitätsprinzips, S. 13-14.  

121 Siehe für einen kurzen Überblick über die relativen Straftheorien Pott, Opportunitätsdenken in 
§§ 154, 154a StPO, S. 23-29; Roxin, Strafrecht AT 1, § 3 Rn. 11-32. 

122 Geppert, Jura 1982, 139 (151); Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 2; Rieß, NStZ 
1981, 2 (4); Geppert, Jura 1986, 309 (310); Rüping, Das Strafverfahren, Rn. 327; Wolfslast, Staatli-
cher Strafanspruch und Verwirkung, S. 103; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, 
S. 7; vgl. Zipf, FS Peters, 487 (494-496); Döhring, Ist das Strafverfahren vom Legalitätsprinzip 
beherrscht?, S. 53-54; Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, S. 77-78; Jeutter, 
Sinn und Grenzen des Legalitätsprinzips, S. 15. 

123 Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 2; Zipf, FS Peters, 487 (495-496); Geppert, Jura 
1986, 309 (310); Geppert, Jura 1982, 139 (151); Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, 
S. 23; Rüping, Das Strafverfahren, Rn. 327; ähnlich Klussmann, MDR 1973, 894 (894). 

124 Siehe dazu Rieß, NStZ 1981, 2 (2-4); Weigend, Anklagepflicht und Ermessen, S. 40-62; Eckl, ZRP 
1973, 139 (139-141); SK-StPO/Weßlau, Vor §§ 151 ff. Rn. 29; Geppert, Jura 1982, 139 (150-151). 

125 So Baumann, ZRP 1972, 273 (273-275). 
126 Die „Legitimierungskrise“ des Legalitätsprinzips wurde nicht nur mit dem Wandel der Straftheo-

rien begründet, sondern es wurde auch auf die begrenzten Mittel des staatlichen Verfolgungsap-
parates hingewiesen, der einen sinnvollen Einsatz der Ressourcen erfordere, und es wurde die 
fortschreitende gesetzgeberische Ausdehnung der strafprozessualen Opportunitätsvorschriften 
insbesondere vor dem Hintergrund des Massenphänomens der Bagatellkriminalität angeführt, 
vgl. dazu Geppert, Jura 1986, 309 (310); Geppert, Jura 1982, 139 (151); Rieß, NStZ 1981, 2 (2-4). 

127 So auch Pommer, Jura 2007, 662 (667); Rieß, NStZ 1981, 2 (10); KK-StPO/Diemer, § 152 Rn. 3; 
Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 2; Hassemer, FS StA SH, 529 (532); Scholz, 
§§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 8; insbesondere ausführlich Döhring, Ist das 
Strafverfahren vom Legalitätsprinzip beherrscht?, S. 247-249. 
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festgemacht werden sowie seine fortdauernde Berechtigung auf rechtsstaatliche 
Legitimationsgrundlagen stützen. 

Zusammengefasst begründet das Legalitätsprinzip im Strafverfahren die 
Pflicht der Strafverfolgungsbehörden, bei einem Anfangsverdacht Ermittlungen 
aufzunehmen und beim Vorliegen eines hinreichenden Tatverdachtes nach dem 
Abschluss der Ermittlungen durch die Staatsanwaltschaft Anklage zu erheben.128 
Der Grundsatz ist damit gleichbedeutend mit einer Erforschungspflicht129 bzw. 
einem Verfolgungszwang130 der Strafverfolgungsbehörden gepaart mit einem ge-
gebenenfalls einschlägigen Anklagezwang131 der Staatsanwaltschaft. Normativ hat 
das strafverfahrensrechtliche Legalitätsprinzip seine Ausprägung dabei im Wesent-
lichen in den §§ 152 Abs. 2, 160 Abs. 1 und 2, 170 Abs. 1 StPO gefunden.132 Ge-
mäß § 152 Abs. 2 StPO ist die Staatsanwaltschaft als „Herrin des Ermittlungsver-
fahrens“133 zunächst in der Pflicht, „wegen aller verfolgbaren Straftaten einzu-
schreiten, sofern zureichende tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen“. Der Beginn 
der Ermittlungstätigkeit setzt danach an der mit den Worten „zureichende tatsäch-
liche Anhaltspunkte“ beschriebenen Schwelle des sog. Anfangsverdachtes134 ein. 
                                                      
128 BVerfG (Vorprüfungsausschuss) NStZ 1982, 430 (430); BGHSt 15, 155 (158-159) = BGH NJW 

1960, 2346 (2347); HK-StPO/Gercke, § 152 Rn. 3; Volk/Engländer, StPO, § 18 Rn. 7; Ro-
xin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 1; Beulke, Strafprozessrecht, § 2 Rn. 17; Schlüchter, 
Das Strafverfahren, Rn. 61.4; LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 8; Geppert, Jura 1986, 309 (309); Nest-
ler, JA 2012, 88 (89); Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 6. 

129 KK-StPO/Diemer, § 152 Rn. 4; LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 3; Nestler, JA 2012, 88 (89). 
130 BGHSt 15, 155 (158) = BGH NJW 1960, 2346 (2347); BGH NJW 1989, 96 (97); Meyer-

Goßner/Schmitt, StPO, § 152 Rn. 2; Pfeiffer, StPO, § 152 Rn. 2; Beulke, Strafprozessrecht, § 2 
Rn. 17; Lesch, Strafprozessrecht, 2/37; Heghmanns/Scheffler-Jahn, Strafverfahren, I. Kap. 
Rn. 90; Geppert, Jura 1986, 309 (310); Schmidt-Jortzig, NJW 1989, 129 (131); Schulenburg, JuS 2004, 
765 (765); Kerner, FS Miyazawa, 571 (575); Endriß, FG Friebertshäuser, 113 (115); Nestler, JA 
2012, 88 (89). 

131 BGHSt 15, 155 (158) = BGH NJW 1960, 2346 (2347); Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 152 Rn. 2; 
LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 9; Beulke, Strafprozessrecht, § 2 Rn. 17; Lesch, Strafprozessrecht, 
2/37; Schlüchter, Das Strafverfahren, Rn. 61.4; Geppert, Jura 1986, 309 (310); Lüttger, GA 1957, 
192 (192). 

132 HK-StPO/Gercke, § 152 Rn. 3-4; HK-StPO/Zöller, § 160 Rn. 1; LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 3 und 
10; LR-StPO/Graalmann-Scherer, § 170 Rn. 1; Geppert, Jura 1982, 139 (140); Geppert, Jura 1986, 
309 (309); Pommer, Jura 2007, 662 (662); Schulenburg, JuS 2004, 765 (765); Endriß, FG Frieberts-
häuser, 113 (115). 

133 BVerfG NJW 1976, 231 (231); Radtke/Hohmann-Kretschmer, § 160 Rn. 6; Pfeiffer, StPO, § 160 
Rn. 2; SK-StPO/Wohlers, § 160 Rn. 4; Murmann, Strafprozessrecht, Rn. 42; Beulke, Strafprozess-
recht, § 15 Rn. 312; Murmann, Grundkurs Strafrecht, § 4 Rn. 5; Pommer, Jura 2007, 662 (662); Ge-
ppert, Jura 1982, 139 (140). 

134 BGH NJW 1989, 96 (97); AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 10; LK-StPO/Beulke, § 152 Rn. 21; Pfeiffer, 
StPO, § 152 Rn. 3; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 152 Rn. 4; HK-StPO/Gercke, § 152 Rn. 10; 
SK-StPO/Weßlau, § 152 Rn. 12; Radtke/Hohmann-Radtke, § 152 Rn. 16; Beulke, Strafprozess-
recht, § 15 Rn. 311; Heghmanns, Das Arbeitsgebiet des Staatsanwalts, Rn. 176; Steinberg, JZ 2006, 
1045 (1048); Huber, JuS 2008, 21 (21); Murmann/Grassmann, Beil. zu JuS 2001, 3 (5); Pommer, Jura 
2007, 662 (662).  
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Diesen Verdachtsgrad kennzeichnet eine relativ niedrige Intensität135, so dass der 
sog. Anfangsverdacht bereits bei der Möglichkeit einer Straftatbegehung ange-
nommen werden kann, sofern konkrete, über bloße Vermutungen hinausgehende 
Anhaltspunkte auf eine solche hindeuten136. Die Staatsanwaltschaft wird daher 
aktiv, sobald es entsprechend der kriminalistischen Erfahrung möglich erscheint, 
dass eine zu verfolgende Tat vorliegt.137 Inhaltlich konkretisieren die §§ 160 
Abs. 1, 2 und 3 Satz 1 StPO diese Ermittlungstätigkeit der Staatsanwaltschaft.138 
Danach ist sie dazu verpflichtet, bereits im Ermittlungsverfahren den Sachverhalt 
entsprechend dem Prinzip der materiellen Wahrheit139 unter Berücksichtigung der 
für den Beschuldigten entlastenden Umstände umfassend zu erforschen.140 
Schließlich wird durch § 170 Abs. 1 StPO ausdrücklich verdeutlicht, dass das 
strafverfahrensrechtliche Legalitätsprinzip grundsätzlich auch die Pflicht der 
Staatsanwaltschaft zur Anklageerhebung erfasst, wenn ihre Erkenntnisse „genü-
genden Anlass zur Erhebung der öffentlichen Klage“ bieten.141 Der unbestimmte 
Rechtsbegriff des „genügenden Anlasses“ erfordert dabei, dass ein über die 
Schwelle des Anfangsverdachtes hinausgehender sog. hinreichender Tatverdacht 
im Sinne des § 203 StPO besteht und mit der Eröffnung des Hauptverfahrens 
durch das Gericht gerechnet werden kann.142 Ausschlaggebend hierfür wiederum 

                                                      
135 Vgl. AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 10; LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 21; Radtke/Hohmann-Radtke, 

§ 152 Rn. 17; Heghmanns, Das Arbeitsgebiet des Staatsanwalts, Rn. 179; Volk/Engländer, StPO, 
§ 8 Rn. 5; Huber, JuS 2008, 21 (21); Pommer, Jura 2007, 662 (662); Steinberg, JZ 2006, 1045 (1048); 
Lüttger, GA 1957, 193 (194); Schulenburg, JuS 2004, 765 (765). 

136 HK-StPO/Gercke, § 152 Rn. 11; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 152 Rn. 4; LR-StPO/Beulke, § 152 
Rn. 22; AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 10; Radtke/Hohmann-Radtke, § 152 Rn. 17; Pfeiffer, StPO, 
§ 152 Rn. 3; Beulke, Strafprozessrecht, § 15 Rn. 311; Huber, JuS 2008, 21 (21). 

137 Vgl. BVerfG NJW 1994, 783 (784); BGH NJW 1989, 96 (97); BVerfG (Vorprüfungsausschuss) 
NStZ 1982, 430 (430); AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 10; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 152 Rn. 4; 
AnwK-StPO/Walther, § 152 Rn. 5; HK-StPO/Gercke, § 152 Rn. 11; Pfeiffer, StPO, § 152 Rn. 3; 
Beulke, Strafprozessrecht, § 15 Rn. 311; Huber, JuS 2008, 21 (21); Geerds, GA 1965, 321 (327). 

138 KK-StPO/Griesbaum, § 160 Rn. 3; Pfeiffer, StPO, § 160 Rn. 1; AK-StPO/Schöch, § 160 Rn. 1; 
SK-StPO/Wohlers, § 160 Rn. 2; AnwK-StPO/Walther, § 160 Rn. 2; HK-StPO/Zöller, § 160 
Rn. 1; Pommer, Jura 2007, 662 (662); Schulenburg, JuS 2004, 765 (765); Pott, Opportunitätsdenken 
in §§ 154, 154a StPO, S. 5. 

139 Das für die Staatsanwaltschaft geltende Prinzip, die materielle Wahrheit von Amts wegen zu 
erforschen, wird auch als Ermittlungs-, Untersuchungs-, Instruktions- oder Inquisitionsprinzip 
bezeichnet, vgl. HK-StPO/Zöller, § 160 Rn. 2; KK-StPO/Griesbaum, § 160 Rn. 3; 
AnwK-StPO/Walther, § 160 Rn. 2. 

140 HK-StPO/Zöller, § 160 Rn. 1; KK-StPO/Griesbaum, § 160 Rn. 3; AnwK-StPO/Walther, § 160 
Rn. 1; AK-StPO/Schöch, § 160 Rn. 1; Pfeiffer, StPO, § 160 Rn. 1. 

141 HK-StPO/Zöller, § 170 Rn. 3; LR-StPO/Graalmann-Scheerer, § 170 Rn. 1; SK-StPO/Wohlers, § 170 
Rn. 2; Volk/Engländer, StPO, § 18 Rn. 7; Schlüchter, Das Strafverfahren, Rn. 400; Pommer, Jura 
2007, 662 (663); Schulenburg, JuS 2004, 765 (765); Geppert, Jura 1982, 139 (140); Geppert, Jura 
1986, 309 (309). 

142 BGH NJW 1970, 1543 (1544); Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 170 Rn. 1; KK-StPO/Moldenhauer, 
§ 170 Rn. 3; AK-StPO/Achenbach, § 170 Rn. 9; SK-StPO/Wohlers, § 170 Rn. 23; Radt-
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ist die den Begriff des sog. hinreichenden Tatverdachtes prägende Wahrschein-
lichkeit, dass die anzuklagende Straftat von dem Beschuldigten begangen worden 
ist und es zu seiner Verurteilung kommen wird.143 Der Staatsanwaltschaft ist 
durch diese auf den gesamten Akteninhalt aufbauende eigene Prognose ein erheb-
licher Beurteilungsspielraum eingeräumt.144 Allerdings muss sie andererseits das 
Verfahren „spiegelbildlich“145 nach § 170 Abs. 2 Satz 1 StPO einstellen, wenn die 
tatsächlichen oder rechtlichen Voraussetzungen für eine Klageerhebung gemäß 
§ 170 Abs. 1 StPO gerade nicht vorliegen.146 

In ihrer Gesamtheit konkretisieren die §§ 152 Abs. 2, 160 Abs. 1 und 2, 170 
Abs. 1 StPO somit das Legalitätsprinzip im Strafverfahren durch die normative 
Unterstreichung der anfänglichen staatsanwaltschaftlichen Ermittlungspflicht bis 
hin zum vorherrschenden Anklage- bzw. Einstellungszwang am Ermittlungsende. 

Das strafverfahrensrechtliche Legalitätsprinzip hat über seine normative Fest-
schreibung in den §§ 152 Abs. 2, 160 Abs. 1 und 2, 170 Abs. 1 StPO hinaus aber 
auch den Grundsatz schützende Verankerungen im materiellen Strafrecht und im 
Strafprozessrecht gefunden.147 Zunächst stellt § 258a StGB die Strafvereitelung im 
Amt unter Strafe und bietet eine materiell-rechtliche Absicherung.148 Prozessual 
                                                      

ke/Hohmann-J.Kretschmer, § 170 Rn. 5; HK-StPO/Zöller, § 170 Rn. 3; LR-StPO/Graalmann-
Scheerer, § 170 Rn. 24; Lüttger, GA 1957, 193 (195); Pommer, Jura 2007, 662 (663). 

143 BGHSt 15, 155 (158) = BGH NJW 1960, 2346 (2347); BGH StV 2001, 579 (580); OLG Düsseldorf 
NStZ-RR 2008, 348 (348-349); BayObLG NStZ 1983, 123 (123); OLG Karlsruhe NJW 1974, 806 
(807); HK-StPO/Zöller, § 170 Rn. 3; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 170 Rn. 1; 
LR-StPO/Graalmann-Scherer, § 170 Rn. 24; Hohmann/Radtke-J.Kretschmer, § 170 Rn. 5; 
KK-StPO/Moldenhauer, § 170 Rn. 3; AK-StPO/Achenbach, § 170 Rn. 9; SK-StPO/Wohlers, § 170 
Rn. 25; Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 42 Rn. 8; Murmann, Grundkurs Strafrecht, § 4 
Rn. 5; Dähn, JA 1981, 333 (337); Weiland, NStZ 1991, 574 (574-575); a.A. mit der Gleichsetzung 
des hinreichenden Tatverdachtes i.S.d. §§ 170, 203 StPO mit dem dringenden Tatverdacht i.S.d. 
§ 112 StPO, vgl. Kühne, NJW 1979, 617 (622). 

144 BVerfG NStZ 2002, 606 (606); BGH NJW 1970, 1543 (1544); OLG Düsseldorf NStZ-RR 2008, 348 
(349); KK-StPO/Moldenhauer, § 170 Rn. 4; HK-StPO/Zöller, § 170 Rn. 3; Meyer-Goßner/Schmitt, 
StPO, § 170 Rn. 1; Pfeiffer, StPO, § 170 Rn. 1; SK-StPO/Wohlers, § 170 Rn. 28; Hilger, JR 1985, 
93 (94); Sailer, NJW 1977, 1138 (1138); vgl. Fluck, NJW 2001, 202 (202); a.A. Störmer, ZStW 108 
(1996), 494 (517); Schulz, Normiertes Misstrauen, S. 623-633. 

145 Kramer, Grundbegriffe des Strafverfahrensrechts, Rn. 267. 
146 KK-StPO/Moldenhauer, § 170 Rn. 13; AK-StPO/Achenbach, § 170 Rn. 13; HK-StPO/Zöller, § 170 

Rn. 5; LR-StPO/Graalmann-Scheerer, § 170 Rn. 31; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 170 Rn. 6; Kra-
mer, Grundbegriffe des Strafverfahrensrechts, Rn. 267; Hilger, JR 1985, 93 (93); Pommer, Jura 
2007, 662 (663). 

147 Pott verweist auf den beschränkten Schutz des strafverfahrensrechtlichen Legalitätsprinzips durch 
die §§ 258 a StGB, 172-177 StPO, da die Vorschriften „nur das absichern, was die Opportunität 
vom Legalitätsprinzip übrig lässt“, vgl. Pott in: Vom unmöglichen Zustand des Strafrechts, S. 90-
93; Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 117-120. 

148 AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 26; HK-StPO/Gercke, § 152 Rn. 3; LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 37; 
KMR-StPO/Plöd, § 152 Rn. 26; Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 4; Hal-
ler/Conzen, Das Strafverfahren, Rn. 14; Pommer, Jura 2007, 662 (664); Geppert, Jura 1982, 139 
(142). 
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kann der anzeigende Verletzte zudem nach erfolgloser Vorschaltbeschwerde das 
Klageerzwingungsverfahren gemäß §§ 172-177 StPO betreiben und die Staatsan-
waltschaft mit Hilfe dieses förmlichen Rechtsbehelfs zur Erhebung der öffentli-
chen Klage zwingen, sofern sie das Verfahren unberechtigterweise eingestellt ha-
ben sollte.149 Sonstigen Anzeigenerstattern verbleibt zumindest die Möglichkeit 
der Dienstaufsichtsbeschwerde gegen die Ablehnung der Ermittlungsaufnahme 
durch die Staatsanwaltschaft oder deren mangels Tatverdachtes erfolgte Einstel-
lung, um auf diesem Wege die Einhaltung des Legalitätsprinzips zu kontrollie-
ren.150 

Seine verfassungsrechtliche Legitimation schließlich erfährt das strafverfah-
rensrechtliche Legalitätsprinzip nach der Auffassung des BVerfG151 im Wesentli-
chen aus dem Rechtsstaatsprinzip, als dessen Ausformung der Grundsatz eine 
verfassungsrechtliche Substanz erhält.152 Das BVerfG führt erläuternd aus, die 
Notwendigkeit der Etablierung des strafprozessualen Legalitätsprinzips ergebe 
sich „aus den Erfordernissen einer wirkungsvollen Strafrechtspflege, wie sie das 
Rechtsstaatsgebot des Grundgesetzes gebietet“153, da „das Prinzip der Rechts-
staatlichkeit [zur Durchsetzung von Gerechtigkeit] (…) grundsätzlich [erfordere], 
dass der Strafanspruch durchgesetzt wird“154. Diese auf das Rechtsstaatsprinzip 
zurückgreifende Argumentationslinie wird auch in der Literatur aufgegriffen155 
und im Einklang mit der Rechtsprechung vor allem um die Gesichtspunkte der 
Willkürfreiheit156 und des auf Art. 3 Abs.1 GG basierenden allgemeinen Gleich-
heitssatzes157 ergänzt. Allein der Grundsatz der Legalität kann zunächst vollkom-
                                                      
149 Vgl. LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 37; AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 25; HK-StPO/Gercke, § 152 

Rn. 3; Hohmann/Radtke-Radtke, § 152 Rn. 31; Pfeiffer, StPO, § 152 Rn. 2; KMR-StPO/Plöd, 
§ 152 Rn. 26; Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 4; Haller/Conzen, Das Strafver-
fahren, Rn. 14; Pommer, Jura 2007, 662 (664); Geppert, Jura 1982, 139 (143-145); Schulenburg, JuS 
2004, 765 (766). 

150 Vgl. AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 25; KMR-StPO/Plöd, § 152 Rn. 26; LR-StPO/Beulke, § 152 
Rn. 37; Geppert, Jura 1982, 139 (145-146). 

151 Vgl. BVerfGE 46, 214 (223) = BVerfG NJW 1977, 2355 (2356) = MDR 1978, 289 (290); BVerfG 
(Vorprüfungsausschuss) NStZ 1982, 430 (430). 

152 Hohmann/Radtke-Radtke, § 152 Rn. 7; Schmidt-Jortzig, NJW 1989, 129 (132). 
153 BVerfG (Vorprüfungsausschuss) NStZ 1982, 430 (430). 
154 BVerfGE 46, 214 (223). 
155 KK-StPO/Diemer, § 152 Rn. 3; AnwK-StPO/Walther, § 152 Rn. 4; LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 12; 

Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 2; Faller, FG Maunz, 69 (78-79); Schmidt-Jortzig, 
NJW 1989, 129 (132); Jung, Straffreiheit für Kronzeugen, S. 60; Eckl, ZRP 1973, 139 (139); 
Horstmann, Präzisierung und Kontrolle von Opportunitätseinstellungen, S. 39; Heyden, Grundla-
gen des Legalitätsprinzips und Opportunitätsprinzips, S. 13-14. 

156 BVerfG (Vorprüfungsausschuss) NStZ 1982, 430 (430); KMR-StPO/Plöd, § 152 Rn. 3; 
AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 6; KK-StPO/Fischer, Einl. Rn. 8; LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 12; 
Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 14; Fezer, Strafprozessrecht, 1/23; Pommer, 
Jura 2007, 662 (662); Schulenburg, JuS 2004, 765 (766); Schmidt-Jortzig, NJW 1989, 129 (133). 

157 BVerfGE 46, 214 (223); 20, 162 (222) = BVerfG NJW 1966, 1603 (1615); BGHSt 15, 155 (159) = 
BGH NJW 1960, 2346 (2347); KK-StPO/Diemer, § 152 Rn. 3; KMR-StPO/Plöd, § 152 Rn. 3; 
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men gewährleisten, dass alle Staatsbürger durch die Strafverfolgungsorgane vor 
dem Gesetz gleich behandelt werden, da er seine Prägung durch den Gedanken 
der Gleichmäßigkeit der Rechtsanwendung erhält.158 Es wird mithin der Gefahr 
begegnet, dass politische Erwägungen Einfluss auf strafverfahrensrechtliche Ent-
scheidungen nehmen können, und damit sichergestellt, dass im Sinne der vom 
BVerfG159 auf eine kurze Formel gebrachten Auslegung des Art. 3 Abs. 1 GG 
„weder wesentlich Gleiches willkürlich ungleich, noch wesentlich Ungleiches will-
kürlich gleich“ behandelt wird. Auf diese Weise wird darüber hinaus erreicht, dass 
durch die eintretende Rechtssicherheit160 und Rechtseinheit161 das Vertrauen der 
Bevölkerung in die Funktionstüchtigkeit der Strafrechtspflege gestärkt und der 
„staatsrechtlichen Justizgewährleistungspflicht“162 entsprochen wird.163 Letztend-
lich bildet der Verfolgungszwang der Staatsanwaltschaft das „notwendige Korrelat 
zu ihrem Anklagemonopol“164 aus § 152 Abs. 1 StPO und verkörpert dessen auf-
grund des im deutschen Strafrecht geltenden Offizialprinzips erforderliche Ge-

                                                      
HK-StPO/Gercke, § 152 Rn. 3; AnwK-StPO/Walther, § 152 Rn. 4; Hohmann/Radtke-Radtke, 
§ 152 Rn. 7; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 152 Rn. 2; KK-StPO/Fischer, Einl. Rn. 8; 
LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 12; Pfeiffer, StPO, § 152 Rn. 2; Schmidt-Jortzig, NJW 1989, 129 (133); 
Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 2; Schulenburg, JuS 2004, 765 (766); Pott, Op-
portunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 14; Wölfl, JuS 2001, 478 (482); Pommer, Jura 2007, 
662 (662); Kelker, ZStW 118 (2006), 389 (395); Roxin/Arzt/Tiedemann, Strafrecht und Strafpro-
zessrecht, S. 115; Kerl, ZRP 1986, 312 (315). 

158 Vgl. Faller, FG Maunz, 69 (80); Schultz/Leppin, Jura 1981, 521 (524-525); KK-StPO/Pfeiffer-
Hannich, 6. Aufl., Einl. Rn. 5; Eckl, ZRP 1973, 139 (139); Ulrich, ZRP 1982, 169 (169); Schmidt-
Jortzig, NJW 1989, 129 (133); Gössel, FS Dünnebier, 121 (127); Wagner, FS 45. DJT, 149 (173); 
Jeutter, Sinn und Grenzen des Legalitätsprinzips, S. 51; Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a 
StPO, S. 14-15. 

159 BVerfGE 1, 15 (52); 1, 208 (247); 4, 144 (155); 35, 263 (272). 
160 Hayden, Grundlagen des Legalitätsprinzips und Opportunitätsprinzips, S. 97; Wagner, FS 45. DJT, 

149 (174); Rieß, FS Dünnebier, 149 (155-156); Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafver-
fahren, S. 71-72; Schmidt-Jortzig, NJW 1989, 129 (133); Jaeger, Der Kronzeuge, S. 48. 

161 BGHSt 15, 155 (159) = BGH NJW 1960, 2346 (2347); KK-StPO/Pfeiffer-Hannich, 6. Aufl., Einl. 
Rn. 5; Pfeiffer, StPO, § 152 Rn. 2; Pommer, Jura 2007, 662 (662); Schmidt-Jortzig, NJW 1989, 129 
(133); Wagner, FS 45. DJT, 149 (174); Ulrich, ZRP 1982, 169 (169). 

162 BVerfGE 46, 214 (222); Schmidt, StPO-Teil I, Rn. 385; Faller, FG Maunz, 69 (71); Pommer, Jura 
2007, 662 (662); Schmidt-Jortzig, NJW 1989, 129 (133); Ulrich, ZRP 1982, 169 (169); Rieß, NStZ 
1981, 2 (5); Jeutter, Sinn und Grenzen des Legalitätsprinzips, S. 36; Pott, Opportunitätsdenken in 
§§ 154, 154a StPO, S. 15. 

163 Vgl. BVerfGE 46, 214 (223); LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 12; AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 6; 
Ulrich, ZRP 1982, 169 (169); Eckl, ZRP 1973, 139 (139); Schmidt-Jortzig, NJW 1989, 129 (132-
133); Rieß, NStZ 1981, 2 (5); Gössel, FS Dünnebier, 121 (129). 

164 Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 152 Rn. 2; HK-StPO/Gercke, § 152 Rn. 3; KK-StPO/Fischer, Einl. 
Rn. 8; LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 12; Fezer, Strafprozessrecht, 1/23; Beulke, Strafprozessrecht, 
§ 2 Rn. 17; Lesch, Strafprozessrecht, 2/37; Schmidt-Jortzig, NJW 1989, 129 (131); Rieß, NStZ 1981, 
2 (3); Pommer, Jura 2007, 662 (662); Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 15; 
Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 7. 
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gengewicht.165 Die legislative Entscheidung des Gesetzgebers für eine dem Bürger 
entzogene eigenständige Durchsetzung des materiellen Strafanspruchs gebietet die 
Garantie einer neutralen und willkürfreien Strafverfolgung, die sich gegen alle 
nach den gleichen Maßstäben ermittelten Verdächtige richtet.166 

Im Ergebnis repräsentiert das strafprozessuale Legalitätsprinzip daher eine 
auch in der heutigen Zeit bedeutende strafverfahrensrechtliche Prozessmaxime. 
Der in den §§ 152 Abs. 2, 160 Abs. 1 und 2, 170 Abs. 1 StPO normierte und nicht 
zuletzt durch die §§ 258a StGB, 172-177 StPO legislativ geschützte Verfolgungs- 
und Anklagezwang der als „ Herrin des Ermittlungsverfahrens“ tätigen Staatsan-
waltschaft gewährleistet im Grundsatz eine der Objektivität verpflichtete und 
historisch auf das klassisch-liberale rechtsstaatliche Strafrechtskonzept zurückge-
hende Strafverfolgung. Als notwendiger Gegenspieler des im deutschen Strafrecht 
geltenden Offizialprinzips wurzelt das strafverfahrensrechtliche Legalitätsprinzip 
verfassungsrechtlich im Rechtsstaatsprinzip und kann auf den aus Art. 3 Abs. 1 
GG entspringenden allgemeinen Gleichheitsgrundsatz sowie das Gebot der Will-
kürfreiheit allen staatlichen Handels gestützt werden.  

Auf dem ersten Blick kann somit nur ein den Legalitätsgrundsatz berücksichti-
gendes Strafverfahrensrecht den „Justizgewährleistungsanspruch“ der Staatsbürger 
garantieren und alle strafrechtlich in Erscheinung getretenen Verdächtigten an-
hand von allgemein geltenden Kriterien einer von politischen Motiven unbeein-
trächtigten Strafverfolgung zuführen. Dennoch stellen die im Rahmen der vorlie-
genden Arbeit näher zu begutachtenden §§ 154 154a StPO Ausgestaltungen des 
Opportunitätsgedankens dar, die das strafverfahrensrechtliche Legalitätsprinzip in 
seiner Wirksamkeit beeinträchtigen. Das Verständnis der Grundzüge des Oppor-
tunitätsgedankens ist daher unerlässlich, um die auf ihm basierende legitimierende 
Begründung der §§ 154, 154a StPO erfassen zu können. 

2. Das Legalitätsprinzip und der Gedanke der Opportunität in der StPO 
Die Verwirklichung des strafverfahrensrechtlichen Legalitätsprinzips in der 
Reichsprozessordnung von 1877 erfolgte trotz aller der Einfügung des Grundsat-
zes vorausgehender Diskussionen167 in weitestgehend unbeschränkter Art und 
                                                      
165 Vgl. BGHSt 15, 155 (159) = BGH NJW 1960, 2346 (2347); Pfeiffer, StPO, § 152 Rn. 2; Joecks, 

StPO, § 152 Rn. 3; SK-StPO/Weßlau, Vor §§ 151 ff. Rn. 4; Lesch, Strafprozessrecht, 2/37; 
Volk/Engländer, StPO, § 18 Rn. 7; Geppert, Jura 1982, 139 (140); Geppert, Jura 1986, 309 (309-
310); Eckl, ZRP 1973, 139 (139); Sacherer, Das Opferschutzgesetz 1986, S. 34. 

166 HK-StPO/Gercke, § 152 Rn. 3; KK-StPO/Pfeiffer-Hannich, 6. Aufl., Einl. Rn. 5; Pfeiffer, StPO, 
§ 152 Rn. 2; Beulke, Strafprozessrecht, § 2 Rn. 17; Pommer, Jura 2007, 662 (662); vgl. BVerfG 
(Vorprüfungsausschuss) NStZ 1982, 430 (430). 

167 Vgl. zum Entstehungsprozess der RStPO Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfah-
ren, S. 3-9; Glaser, Handbuch des Strafprozesses 1883, S. 188-197; Weigend, Anklagepflicht und 
Ermessen, S. 25-30; Wagner, FS 45. DJT, 149 (151-160); Hertz, Geschichte des Legalitätsprin-
zips, S. 12-51; Marquardt, Die Entwicklung des Legalitätsprinzips, S. 37-51. 
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Weise.168 Jedoch war bereits in der Ursprungsfassung der RStPO der in seinem 
Wortlaut bis heute im Wesentlichen unveränderte § 152 Abs. 2 StPO enthalten 
und damit eine „Einbruchstelle“169 für die Beeinträchtigung des Legalitätsprinzips 
in der StPO angelegt.170 Gemäß § 152 Abs. 2 StPO gilt die Verpflichtung der 
Staatsanwaltschaft zur Strafverfolgung nämlich nur, „soweit gesetzlich nichts an-
deres bestimmt ist“, und bietet den Strafverfolgungsorganen beim Vorliegen einer 
gesetzlichen Ermächtigung die Möglichkeit, von der strikten Beachtung des Lega-
litätsprinzips abzusehen.171 Die Strafverfolgungsbehörden können danach auch im 
Falle eines bestehenden hinreichenden Tatverdachtes auf eine Strafverfolgung 
verzichten, wenn ihnen legislativ die Befugnis eingeräumt worden ist, das Strafver-
fahren aus Zweckmäßigkeitserwägungen vorzeitig zu beenden.172 Die Anzahl und 
Reichweite dieser gesetzlich normierten „Nichtverfolgungsermächtigungen“173 in 
der StPO war anfangs allerdings sehr begrenzt174 und umfasste mit § 208 RStPO 
lediglich die Vorläuferregelung des heutigen § 154 StPO sowie einen in seinem 
Umfang sehr beschränkten Katalog der Privatklagedelikte175. Im Laufe der Zeit 
kam es aber bis 1924 zunächst zur Ausweitung der Privatklagedelikte, bevor im 
Zuge des einsetzenden Reformprozesses durch die Emminger-VO im gleichen 
Jahr die Einfügung der §§ 153, 154 StPO erfolgte und der stetige Ausbau176 der 
                                                      
168 Vgl. Krey, Strafverfahrensrecht I, § 13 Rn. 412; Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafver-

fahren, S. 9; Rieß, NStZ 1981, 2 (3); LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 42; Bohnert, Abschlussentschei-
dung des Staatsanwalts, S. 68; Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 34; Pott in: 
Vom unmöglichen Zustand des Strafrechts, 79 (85); Schulenburg, JuS 2004, 765 (767); Naucke in: 
Modernes Strafrecht und ultima-ratio-Prinzip, S. 150-151; Faller, FG Maunz, 69 (69). 

169 Rieß, NStZ 1981, 2 (3). 
170 LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 10 und 42; Faller, FG Maunz, 69 (73); Rieß, NStZ 1981, 2 (3), vgl. 

KK-StPO/Fischer, Einl. Rn. 10. 
171 SK-StPO/Weßlau, § 152 Rn. 19-20; LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 39; HK-StPO/Gercke, § 152 

Rn. 15; Pommer, Jura 2007, 662 (664); Geppert, Jura 1986, 309 (310); Knauer, ZStW 120 (2008), 
826 (844); Rieß, NStZ 1981, 2 (3). 

172 Vgl. Pfeiffer, StPO, § 152 Rn. 4; HK-StPO/Gercke, § 152 Rn. 15; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 152 
Rn. 7; KK-StPO/Fischer, Einl. Rn. 10; Graf-StPO/Beukelmann, § 152 Rn. 3; Schulenburg, JuS 
2004, 765 (765); Pommer, Jura 2007, 662 (662); Schlüchter, Das Strafverfahren, Rn. 406.1; Beulke, 
Strafprozessrecht, § 2 Rn. 17; Kindhäuser, Strafprozessrecht, § 4 Rn. 20; Hassemer, FS StA SH, 529 
(532); Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 9; Weigend, ZStW 109 (1997), 103 
(118). 

173 HK-StPO/Gercke, § 152 Rn. 15; KMR-StPO/Plöd, § 152 Rn. 27; LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 42; 
AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 15; Pommer, Jura 2007, 662 (664); Schulenburg, JuS 2004, 765 (767); 
Beulke in: Recht ohne Regeln?, 45 (46). 

174 KMR-StPO/Plöd, § 152 Rn. 27; LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 42; HK-StPO/Gercke, § 152 Rn. 15; 
AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 17; Beulke in: Recht ohne Regeln?, 45 (46); Rieß, NStZ 1981, 2 (3); 
Faller, FG Maunz, 69 (69); Schulenburg, JuS 2004, 765 (767). 

175 Vgl. LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 42; AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 17; Beulke in: Recht ohne Re-
geln?, 45 (46); Faller, FG Maunz, 69 (73); Marquardt, Die Entwicklung des Legalitätsprinzips 
S. 51-59. 

176 In der Zeit des Nationalsozialismus kam es durch die Verordnung zur weiteren Anpassung der 
Strafrechtspflege an die Erfordernisse des totalen Krieges (Vierte Verordnung zur Vereinfa-
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gesetzlichen „Nichtverfolgungsermächtigungen“ eingeleitet wurde.177 Diese Ent-
wicklung führte zu der heute vorangeschrittenen „Durchbrechung“178 des Legali-
tätsprinzips in der Strafprozessordnung, die vor allem in den Regelungen der 
§§ 153 bis 154e, 374 ff. StPO zum Ausdruck kommt.179 Außerhalb der Strafpro-
zessordnung finden sich zudem in den §§ 31 BtMG, 47 OWiG sowie für Jugendli-
che und Heranwachsende in § 45 JGG weitere direkte Einschränkungen der Ver-
folgungs- bzw. Anklagpflicht der Staatsanwaltschaft180.181 

Die sich der Staatsanwaltschaft durch diesen Katalog von Vorschriften bieten-
de Möglichkeit, von der weiteren Strafverfolgung abzusehen, wird mit dem Begriff 
der Opportunität182 beschrieben und der Gedanke der Opportunität somit im 

                                                      
chung der Strafrechtspflege) vom 13.12.1944 (RGBl. 1944 I, 339-341) zwischenzeitlich zur for-
malen Aufhebung des Legalitätsprinzips, indem die Strafverfolgung in das Ermessen der Staats-
anwaltschaft gestellt wurde. Nach dem Zusammenbruch des Nationalsozialismus und dem 
Übergang der Gesetzgebungsgewalt auf die Besatzungsmächte wurde der Rechtszustand aus 
dem Jahre 1924 allerdings wiederhergestellt, vgl. Schmidt-Jortzig, NJW 1989, 129 (131); Pott in: 
Vom unmöglichen Zustand des Strafrechts, 79 (87-88); Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 
154a StPO, S. 36-37; Faller, FG Maunz, 69 (74); ausführlich zum Legalitätsprinzip in der Zeit 
des Nationalsozialismus von 1933-1945 Schürer, Entwicklung des Legalitätsprinzips seit der 
Emminger-VO, S. 52-80. 

177 LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 42; AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 17; Beulke in: Recht ohne Regeln?, 45 
(46); Faller, FG Maunz, 69 (73-74); Schmidt-Jortzig, NJW 1989, 129 (131); Rieß, NStZ 1981, 2 (3); 
ausführlich zu dieser Entwicklung Marquardt, Die Entwicklung des Legalitätsprinzips, S. 60 ff.; 
Wagner, FS 45. DJT, 149 (164-170); Weigend, Anklagepflicht und Ermessen, S. 29-36; Jung, Straf-
freiheit für Kronzeugen, 45-49; Pott in: Vom unmöglichen Zustand des Strafrechts, 79 (85-88); 
Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 34-37.  

178 SK-StPO/Weßlau, Vor §§ 151 ff. Rn. 7; KK-StPO/Diemer § 152 Rn. 5; AnwK-StPO/Walther, 
§ 152 Rn. 10; Faller, FG Maunz, 69 (74); Lammer, ZRP 1989, 248 (251); Roxin/Schünemann, Straf-
verfahrensrecht, § 14 Rn. 3. 

179 Pfeiffer, StPO, § 152 Rn. 4; KMR-StPO/Plöd, § 152 Rn. 27; HK-StPO/Gercke, § 152 Rn. 15; 
AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 18; SK-StPO/Weßlau, Vor §§ 151 ff. Rn. 7; LR-StPO/Beulke, § 152 
Rn. 46; KK-StPO/Diemer, § 152 Rn. 5; Schulenburg, JuS 2004, 765 (766); Pommer, Jura 2007, 662 
(664); Schmidt-Jortzig, NJW 1989, 129 (131-132); Faller, FG Maunz, 69 (74-76). 

180 Die Polizei kann auf die für die Staatsanwaltschaft normierten „Durchbrechungen“ des Legali-
tätsprinzips aufgrund ihres fehlenden Einstellungsermessens nicht zurückgreifen, vgl. Pfeiffer, 
StPO, § 152 Rn. 4; LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 52; HK-StPO/Gercke, § 152 Rn. 17; Ro-
xin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 3; Krey, Strafverfahrensrecht I, § 13 Rn. 461; 
Pommer, Jura 2007, 662 (664); Rieß, NStZ 1981, 2 (9). 

181 KMR-StPO/Plöd, § 152 Rn. 28; LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 47; SK-StPO/Weßlau, Vor §§ 151 ff. 
Rn. 7; Pfeiffer, StPO, § 152 Rn. 4; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 152 Rn. 8; AK-StPO/Schöch, 
§ 152 Rn. 18; Beulke, Strafprozessrecht, § 16 Rn. 333; Schulenburg, JuS 2004, 765 (766-767). 

182 Der auf das Verwaltungsrecht zurückgehende Rechtsbegriff der Opportunität umschreibt dort 
allgemein die „Rechtsmacht von Verwaltungsbehörden, eigenständig über das Angebrachtsein 
(die Zweckmäßigkeit) einer hoheitlichen Maßnahme im einzelnen Falle zu entscheiden“, vgl. 
Weides in: Staatslexikon IV, S. 167. Im Verwaltungsrecht wird daher von der Geltung des Op-
portunitätsprinzips gesprochen, das mit dem Begriff „Ermessensgrundsatz“ gleichgesetzt wer-
den kann, vgl. Götz, Allg. Polizei- und Ordnungsrecht, § 11 Rn. 1; Malluche, Opportunitätsprin-
zip, S. 2 und 22-24; Gusy, Polizei- und Ordnungsrecht, § 6 Rn. 391. 
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Strafverfahrensrecht verankert.183 In seiner hier normierten Ausgestaltung eröffnet 
der Opportunitätsgedanke der Staatsanwaltschaft allerdings in der Regel nicht die 
Möglichkeit freier Ermessensentscheidungen184, da die Nichtverfolgung von Straf-
taten an konkrete Beurteilungskriterien geknüpft ist und sie rechtanwendend tätig 
wird.185 Ein echtes Wahlrecht zwischen den Handlungsalternativen der Strafver-
folgung oder Nichtverfolgung besteht für die Staatsanwaltschaft durch ihre Ab-
hängigkeit von der Anwendung der in den Regelungen enthaltenen unbestimmten 
Rechtsbegriffe somit gerade nicht.186 Ihr verbleibt lediglich ein weiter Beurtei-
lungsspielraum, der in den einzelnen Fällen unterschiedliche Entscheidungen er-
möglicht.187  

Die durch die gesetzlichen Ausnahmeregelungen erfolgte Einführung des Op-
portunitätsgedankens in das Strafverfahrensrecht stellt indes nicht die grundsätzli-
che Gültigkeit des strafprozessualen Legalitätsprinzips in Frage188, sondern führt 
                                                      
183 Vgl. HK-StPO/Gercke, § 152 Rn. 15; Pfeiffer, StPO, § 152 Rn. 4; LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 8; 

Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 152 Rn. 7; AnwK-StPO/Walther, § 152 Rn. 10; Hoh-
mann/Radtke-Radtke, § 152 Rn. 5; SK-StPO/Weßlau, Vor §§ 151 ff. Rn. 8; KMR-StPO/Plöd, 
§ 152 Rn. 27; Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 1; Beulke, Strafprozessrecht, § 2 
Rn. 17; Geppert, Jura 1986, 309 (310); Rieß, NStZ 1981, 2 (3); Schulenburg, JuS 2004, 765 (766); 
Pommer, Jura 2007, 662 (664); Schmidt-Jortzig, NJW 1989, 129 (131-132). 

184 In einigen eng umgrenzten Ausnahmefällen wie §§ 153c Abs. 1 Nr. 1 und 2 StPO, 45 Abs. 1 Satz 
1 JGG, 47 Abs. 1 OWiG steht die Verfolgung im pflichtgemäßen Ermessen der Strafverfol-
gungsorgane, vgl. Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 152 Rn. 8; KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 152 
Rn. 22; HK-StPO/Gercke, § 152 Rn. 16; KMR-StPO/Plöd, § 152 Rn. 29; LR-StPO/Beulke, § 152 
Rn. 50. 

185 Vgl. KMR-StPO/Plöd, § 152 Rn. 29; HK-StPO/Gercke, § 152 Rn. 16; KK-StPO/Diemer, § 152 
Rn. 5; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 152 Rn. 7; LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 50; 
AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 15; Schroeder, FS Peters, 411 (416); Heinitz, FS Rittler, 327 (332); a.A. 
Kühne, Strafprozessrecht, § 35 Rn. 584; aufbauend auf der Grundlage eines besonders entwickel-
ten Ermessensverständnisses im Ergebnis auch Erb, Legalität und Opportunität, S. 63 und 85; 
SK-StPO/Weßlau, Vor §§ 151 ff. Rn. 12, die auf die „ rein theoretische Natur“ der Kontroverse 
aufgrund der Bedeutungslosigkeit der Unterscheidung zwischen Ermessen und rechtlicher Bin-
dung verweist; wohl auch Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 38. 

186 HK-StPO/Gercke, § 152 Rn. 16; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 152 Rn. 7; KK-StPO/Schoreit, 6. 
Aufl., § 152 Rn. 25; KMR-StPO/Plöd, § 152 Rn. 29; LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 50; 
AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 15; Schlüchter, Das Strafverfahren, Rn. 406.1; Geppert, Jura 1986, 309 
(310). 

187 Vgl. HK-StPO/Gercke, § 152 Rn. 16; KK-StPO/Diemer, § 152 Rn. 5; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, 
§ 152 Rn. 7; LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 50; KMR-StPO/Plöd, § 152 Rn. 29; Pfeiffer, StPO, § 152 
Rn. 4; KK-StPO/Fischer, Einl. Rn. 177; Steffen, DRiZ 1972, 153 (154-155); Rolletschke, wistra 
2002, 17 (18); Redeker, DÖV 1971, 757 (762). 

188 Siehe hierzu: 1. Kapitel, A., II., 1. Diese Auffassung wird aber ausdrücklich von Pott vertreten, die 
unter besonderer Berücksichtigung von §§ 154, 154a StPO zusammenfasst, „dass ein Paradig-
mawechsel stattgefunden hat, der das Opportunitätsdenken der Legalität sogar überordnet“ und 
in den Vorschriften „einen neben dem herkömmlichen Verfahren der Strafprozessordnung ent-
standenen und von diesem unabhängigen Verfahrenstyp mit eigenen Grundsätzen“ sieht, vgl. 
Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 124 Fn. 628 und S. 126; ähnlich zuvor be-
reits Naucke in: Modernes Strafrecht und ultima-ratio-Prinzip, S. 154-157; Naucke, Verhandlun-
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nur zu punktuellen, wenn auch zunehmenden Durchbrechungen oder Begrenzun-
gen des Grundsatzes.189 Innerhalb einer Verfahrensordnung ist die gleichzeitige 
Geltung des Legalitätsprinzips und eines „Opportunitätsprinzips“190 als dessen 
„theoretischer Gegensatz“191 ausgeschlossen.192 Die Strafverfolgungsorgane kön-
nen nicht in demselben Moment ihres Tätigwerdens einerseits einer uneinge-
schränkten Pflicht, andererseits einer eingeschränkten Pflicht zur Strafverfolgung 
nachkommen. Sachgerecht erscheint es vielmehr, die Gesetzesstruktur als ein 
„Mischsystem in Gestalt eines Regel-Ausnahmeverhältnisses“193 zu charakterisie-
ren, das für die sich aus dem Legalitätsprinzip ergebende Verfolgungspflicht an 
bestimmte tatbestandliche Voraussetzungen gebundene Ausnahmen vorsieht, in 
denen der Opportunitätsgedanke zum Ausdruck kommt.194 Es gilt in der Straf-
prozessordnung mithin nicht das „Opportunitätsprinzip“, sondern weiterhin das 

                                                      
gen zum 51. DJT (1976), Bd. I-Gutachten, D 28; Naucke, KritV 1993, 135 (150-151); Naucke, 
JuS 1989, 862 (866). 

189 Vgl. KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 152 Rn. 21; SK-StPO/Weßlau, Vor §§ 151 ff. Rn. 9; 
LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 39; AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 15; Pfeiffer, StPO, § 152 Rn. 4; 
AnwK-StPO/Walther, § 152 Rn. 10; Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 4-5; Beul-
ke, Strafprozessrecht, § 2 Rn. 17; Volk/Engländer, § 18 Rn. 7-8; Pommer, Jura 2007, 662 (667). 

190 Der Begriff des „Opportunitätsprinzips“ wird für die Umschreibung der Gesamtheit der Ein-
schränkungen des strafverfahrensrechtlichen Legalitätsprinzips in der Literatur vielfach verwen-
det, vgl. AnwK-StPO/Walther, § 152 Rn. 10; Radtke/Hohmann-Radtke, § 152 Rn. 5; 
HK-StPO/Gercke, § 152 Rn. 15; KMR-StPO/Plöd, § 152 Rn. 27; Roxin/Schünemann, Strafverfah-
rensrecht, § 14 Rn. 1; Murmann, Strafprozessrecht, Rn. 35; Bloy, GA 1980, 161 (183); Schulenburg, 
JuS 2004, 765 (765); Pfeiffer, StPO, § 152 Rn. 4; Faller, FS Maunz, 69 (69); Geppert, Jura 1982, 139 
(139); Moos, ZStW 95 (1983), 153 (161); Geppert, Jura 1986, 309 (309); Pommer, Jura 2007, 662 
(662); Sinner, Vertragsgedanke im Strafprozessrecht, S. 115; kritisch hinsichtlich dieser Bezeich-
nung u.a. KK-StPO/Diemer, § 153 Rn. 1; SK-StPO/Weßlau, § 153 Rn. 2; LR-StPO/Beulke, § 152 
Rn. 39; AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 15; Kaiser/Meinberg, NStZ 1984, 343 (344 Fn. 12a). 

191 Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 1; Beulke, Strafprozessrecht, § 2 Rn. 17; Geppert, 
Jura 1986, 309 (310); Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 9; vgl. Deiters, Lega-
litätsprinzip und Normgeltung, S. 3. 

192 LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 39; SK-StPO/Weßlau, Vor §§ 151 ff. Rn. 9; vgl. Sinner, Vertragsge-
danke im Strafprozess, S. 120. 

193 SK-StPO/Weßlau, Vor §§ 151 ff. Rn. 9; vgl. KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 152 Rn. 21; 
KK-StPO/Diemer, § 152 Rn. 5; Pommer, Jura 2007, 662 (662); Schmidt-Jortzig, NJW 1989, 129 
(138); AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 5; Wohlers, FS Eisenberg, 807 (811); Pott, Opportunitätsden-
ken in §§ 154, 154a StPO, S. 41. 

194 Vgl. SK-StPO/Weßlau, Vor §§ 151 ff. Rn. 9; KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 152 Rn. 21; 
HK-StPO/Gercke, § 152 Rn. 15; AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 5; Beulke, Strafprozessrecht, § 2 
Rn. 17; Schmidt-Jortzig, NJW 1989, 129 (132); Faller, FS Maunz, 69 (81-82); Pommer, Jura 2007, 
662 (667). Diese Ausnahmen vom Legalitätsprinzip werden auch als dessen „Durchbrechun-
gen“ bezeichnet, vgl. LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 39; Pfeiffer, StPO, § 152 Rn. 4; 
AnwK-StPO/Walther, § 152 Rn. 10; Ranft, Strafprozessrecht, § 47 Rn. 1139; Kelker, ZStW 118 
(2006), 389 (402); Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 5; Deiters, Legalitätsprinzip 
und Normgeltung, S. 3. 
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strafverfahrensrechtliche Legalitätsprinzip, das vom Opportunitätsgedanken ge-
prägte Einschränkungen erfährt.195 

Die Notwendigkeit dieser durch die Einführung der „Nichtverfolgungser-
mächtigungen“ zunehmenden Begrenzung des Legalitätsprinzips findet ihren 
Ursprung in unterschiedlichen Tendenzen der neueren Rechtsentwicklung. Zu-
nächst sah sich der Gesetzgeber vor dem Hintergrund des Massenphänomens der 
Bagatellkriminalität dazu gezwungen, strafprozessual entkriminalisierend auf die 
Situation zu reagieren, um auf diesem Weg eine schwer zu verwirklichende und 
ideologischen Hindernissen ausgesetzte materiell-strafrechtliche Lösung der Prob-
lematik vermeiden zu können.196 Die Alternative einer umfassenden Ahndung 
allen Bagatellunrechts führt im Ergebnis zu einer Überlastung der Justiz, die ihrer 
Aufgabe der Strafverfolgung nicht mehr gerecht werden könnte.197 Unter Berück-
sichtigung der begrenzten personellen und sachlichen Ressourcen der staatlichen 
Verfolgungsbehörden gebieten es der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und die 
„kriminalpädagogische Vernunft“198 daher, dass die vorhandenen Mittel kon-
zentriert für die schnelle und effektive Verfolgung der meist nach der Schwere der 
Straftat auszuwählenden Delikte eingesetzt werden.199 Anderenfalls leidet nicht 
nur die Strafjustiz unter der Last der Beschäftigung mit der Bagatellkriminalität, 
sondern der jeweils betroffene Beschuldigte wird auch dann den Konsequenzen 
eines Strafprozesses ausgesetzt, wenn dies unter Gerechtigkeitsgesichtspunkten 

                                                      
195 Warnend hinsichtlich einer weiteren Ausdehnung der Einschränkung des Legalitätsprinzips u.a. 

Schroeder, NJW 1983, 137 (142); Schmidt-Jortzig, NJW 1989, 129 (137); Faller, FS Maunz, 69 (82); 
LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 59; KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 152 Rn. 21; Waller, DRiZ 1986, 47 
(54); Wagner, FS 45. DJT, 149 (173-176). 

196 Vgl. Geppert, Jura 1986, 309 (310); Geppert, Jura 1982, 139 (151); Radtke/Homann-Radtke, § 153 
Rn. 1; LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 44; AK-StPO/Schöch, § 153 Rn. 2; Schulenburg, JuS 2004, 765 
(767); Pommer, Jura 2007, 662 (664); ausführlich zu dieser Problematik Erb, Legalität und Oppor-
tunität, S. 186-203. 

197 Vgl. LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 44; Radtke/Hohmann-Radtke, § 153 Rn. 1; Schulenburg, JuS 2004, 
765 (767); Geppert, Jura 1986, 309 (310); Geppert, Jura 1982, 139 (151); LR-StPO/Beulke, § 153 
Rn. 1; Fezer, Strafprozessrecht, 1/25; Schroeder/Verrel, Strafprozessrecht, § 9 Rn. 66; Sinner, Ver-
tragsgedanke im Strafprozessrecht, S. 117; Jeutter, Sinn und Grenzen des Legalitätsprinzips, S. 9-
10; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 9; Deiters, Legalitätsprinzip und 
Normgeltung, S. 10. 

198 SK-StPO/Weßlau, § 153 Rn. 2; Pommer, Jura 2007, 662 (664); ähnlich, „Prinzip prozessualer Ver-
nunft“, bereits Baumann, Grundbegriffe und Verfahrensprinzipien des Strafprozessrechts, S. 55. 

199 BGHSt 16, 225 (229) = BGH NJW 1961, 2120 (2121); SK-StPO/Weßlau, § 153 Rn. 2; 
LR-StPO/Beulke, § 153 Rn. 1; HK-StPO/Gercke, § 153 Rn. 1; Fezer, Strafprozessrecht, 1/27; 
Pommer, Jura 2007, 662 (664); Bloy, GA 1980, 161 (172); Rieß, NStZ 1981, 2 (5); Geppert, Jura 
1986, 309 (310); Geppert, Jura 1982, 139 (151); Schulenburg, JuS 2004, 765 (765); vgl. Döhring, Ist 
das Strafverfahren vom Legalitätsprinzip beherrscht?, S. 33-34; Kühne, Strafprozessrecht, § 18 
Rn. 308.1. 



Die Beschränkung der Strafverfolgung nach den §§ 154, 154a StPO – Ein Überblick 60 

unverhältnismäßig ist.200 Letztendlich kann dadurch unter Umständen das Ver-
trauen der Gesellschaft in die Strafrechtspflege gefährdet werden.201  

Bestärkt wird dieses durch arbeitsökonomische und rechtspolitische Einflüsse 
geprägte Verständnis einer gesetzlich eingeschränkten Strafverfolgung durch die 
Erkenntnisse aus der sozialwissenschaftlichen „Dunkelfeldforschung“202, die sich 
mit den faktischen Grenzen des Legalitätsprinzips203 auseinandersetzt204. Da die 
Strafverfolgungsbehörden nur von einem relativ geringen Teil der begangenen 
Straftaten wirklich Kenntnis erlangen, verbleibt immer ein „Dunkelfeld“205 krimi-
nellen Verhaltens, in dem die Ahndung der begangenen Delikte unterbleibt.206 
Diese Diskrepanz zwischen tatsächlicher und registrierter Kriminalität wird krimi-
nalpolitisch von manchen aber durchaus als erstrebenswert bewertet207 und dem 
„Dunkelfeld“ gar eine „normstabilisierende“ Funktion zugebilligt208, da anderen-
                                                      
200 Vgl. LR-StPO/Beulke, § 153 Rn. 1; SK-StPO/Weßlau, § 153 Rn. 2; Radtke/Hohmann-Radtke, 

§ 153 Rn. 1; AK-StPO/Schöch, § 153 Rn. 2; Heghmanns, Das Arbeitsgebiet des Staatsanwalts, 
Rn. 654; Radtke, Systematik des Strafklageverbrauchs verfahrenserledigender Entscheidungen, 
S. 165; Deiters, Legalitätsprinzip und Normgeltung, S. 10. 

201 Vgl. Baumann, Grundbegriffe und Verfahrensprinzipien des Strafprozessrechts, S. 49; Kapahnke, 
Opportunität und Legalität im Strafverfahren, S. 91; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische 
Probleme, S. 9. 

202 SK-StPO/Weßlau, Vor §§ 151 ff. Rn. 26; Geppert, Jura 1982, 139 (151); Rieß, NStZ 1981, 2 (4); 
ausführlich zur „Dunkelfeldforschung“ Sack in: Kriminologisches Wörterbuch, 99 (102-107). 

203 Das strafverfahrensrechtliche Legalitätsprinzip wird durch die Existenz eines „Dunkelfeldes“ 
nicht „rechtlich-konkret“ beeinträchtigt, da das Legalitätsprinzip nicht zur Aufklärung unbe-
kannt gebliebener Straftaten verpflichtet, sondern erst relevant wird, wenn § 152 Abs. 2 StPO 
folgend „zureichende tatsächliche Anhaltspunkte“ für eine Straftat gegeben sind, vgl. Rieß, NStZ 
1981, 2 (4 Fn. 38); Schmidt-Jortzig, NJW 1989, 129 (134); LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 41; 
AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 22; Erb, Legalität und Opportunität, S. 87; a.A. hierzu Zipf, FS Pe-
ters, 487 (489); Zipf, Kriminalpolitik, S. 137; Zipf, Strafprozessrecht, S. 75. 

204 Vgl. AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 21-22; SK-StPO/Weßlau, Vor 151 ff. Rn. 26; Kühne, Strafpro-
zessrecht, § 18 Rn. 308; Schmidt-Jortzig, NJW 1989, 129 (133-134); Sack in: Kriminologisches 
Wörterbuch, 99 (102).  

205 AK-StPO/Schöch, § 152 Rn. 22; LR-StPO/Beulke, § 152 Rn. 41; SK-StPO/Weßlau, Vor §§ 151 ff. 
Rn. 26; Kühne, Strafprozessrecht, § 18 Rn. 308; Geppert, Jura 1982, 139 (151); Schmidt-Jortzig, NJW 
1989, 129 (134); Sack in: Kriminologisches Wörterbuch, 99 (99); Erb, Legalität und Opportuni-
tät, S. 86. 

206 Vgl. Kühne, Strafprozessrecht, § 18 Rn. 308; SK-StPO/Weßlau, Vor §§ 151 ff. Rn. 26; Schmidt-
Jortzig, NJW 1989, 129 (133-134); Zipf, FS Peters, 487 (489); Rieß, NStZ 1981, 2 (4); Geppert, Jura 
1982, 139 (151); Erb, Legalität und Opportunität, S. 86; Sack in: Kriminologisches Wörterbuch, 
99 (100). 

207 So etwa Popitz, Präventivwirkung des Nichtwissens, S. 18-20; Zipf, FS Peters, 487 (497-498); 
Geppert, Jura 1982, 139 (151); Rieß, NStZ 1981, 2 (4); vgl. Lüderssen, Strafrecht und Dunkelziffer, 
S. 21-27; Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, S. 78. 

208 Zipf, FS Peters, 487 (497); Geppert, Jura 1982, 139 (151); Kühne, Strafprozessrecht, § 18 Rn. 308 
greifen den von Popitz entwickelten Gedankengang auf, den dieser abschließend zusammenfasst: 
„Die Strafe kann ihre soziale Wirksamkeit nur bewahren, solange die Mehrheit nicht »bekommt, 
was sie verdient«. Auch die Präventivwirkung der Strafe bleibt nur bestehen, solange die Gene-
ralprävention der Dunkelziffer erhalten bleibt. Glanz und Elend der Strafe beruhen auf »der 
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falls eine „Vielstraferei“209 die Wirksamkeit der gesamten Strafrechtspflege bein-
trächtigen könnte, wenn in einem „Volk der Vorbestraften“210 die Kriminalität als 
unumgänglicher Bestandteil der persönlichen Biographie angesehen würde und 
damit jeder präventive Effekt der Strafverfolgung verloren ginge211.  

Schließlich fügte sich die Rechtsentwicklung der Ausdehnung der strafverfah-
rensrechtlichen „Nichtverfolgungsermächtigungen“ auch in die sich wandelnde 
rechtstheoretische Beurteilung der Strafverfolgung in der Gesellschaft ein und 
setzte einige der aus dieser Änderung resultierenden rechtlichen Vorgaben um. 
Die sich im Vordringen befindlichen präventiven Straftheorien entzogen dem auf 
dem Vergeltungsgedanken aufbauenden Legalitätsprinzip nicht nur einen Teil 
seiner theoretischen Berechtigung212, sondern stellten den Gesichtspunkt der Prä-
vention in den Mittelpunkt der Überlegungen und verlangten nach der Möglich-
keit einer an Zweckmäßigkeitserwägungen sowie der gesellschaftlichen Notwen-
digkeit orientierten Strafverfolgung, die den Weg zu einem Strafverzicht in den 
Fällen eröffnete, in denen eine Bestrafung des Beschuldigten weder aus spezial-
präventiven noch aus generalpräventiven Gründen angezeigt ist213. Mit den auf 
den Opportunitätsgedanken zurückgehenden Beschränkungen des Legalitätsprin-
zips fand diese angestrebte einzelfallbezogene und gesamtgesellschaftlich ausge-
richtete Strafverfolgung Eingang in das Strafverfahrensrecht. 

Zusammengefasst stellt der Gedanke der Opportunität in der Strafprozess-
ordnung kein neues Phänomen der aktuellen rechtlichen Entwicklung dar, son-
dern war bereits durch die „Einbruchstelle“ des § 152 Abs. 2 StPO in der RStPO 
aus dem Jahre 1877 angelegt. Die den Strafverfolgungsorganen durch die heutige 
Normierung des Opportunitätsgedankens in den §§ 153 bis 154e, 374 ff. StPO 
sowie den §§ 31 BtMG, 47 OWiG, 45 JGG eröffnete ausgedehnte Möglichkeit, 
von der Strafverfolgung abzusehen, ist aber Ausdruck einer gewandelten Rechts-
politik. Unter der rechtstheoretischen Ausrichtung der Verbrechensprävention 

                                                      
wundervollen, der schönen Fürsorge der Natur«, der wir es verdanken, »daß sie nicht Bescheid 
wissen« – oder doch sehr wenig“, vgl. Popitz, Präventivwirkung des Nichtwissens, S. 20. 

209 Deiters, Legalitätsprinzip und Normgeltung, S. 10; Geppert, Jura 1982, 139 (151); Geppert, Jura 1986, 
309 (310); Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 52. 

210 Geppert, Jura 1986, 309 (310). 
211 Vgl. Zipf, FS Peters, 487 (497); Popitz, Präventivwirkung des Nichtwissens, S. 20; Geppert, Jura 

1986, 309 (310); Geppert, Jura 1982, 139 (151); Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafver-
fahren, S. 78. 

212 Vgl. Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 2; Rüping, Das Strafverfahren, Rn. 327; 
Rieß, NStZ 1981, 2 (4); Geppert, Jura 1982, 139 (151); Kapahnke, Opportunität und Legalität im 
Strafverfahren, S. 77; Jeutter, Sinn und Grenzen des Legalitätsprinzips, S. 15; Döhring, Ist das 
Strafverfahren vom Legalitätsprinzip beherrscht?, S. 53-54. 

213 Vgl. Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 2; Zipf, FS Peters, 487 (496); Geppert, Jura 
1982, 139 (151); Rieß, NStZ 1981, 2 (4); Geppert, Jura 1986, 309 (310); Rüping, Das Strafverfah-
ren, Rn. 327; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 9; Pott, Opportunitätsden-
ken in §§ 154, 154a StPO, S. 23. 
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möchte diese der Kriminalität mit an Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten orientier-
ter Flexibilität begegnen sowie in den Zeiten einer erheblichen Bagatellkriminalität 
gleichzeitig einen Beitrag zur Justizentlastung und Entkriminalisierung der Gesell-
schaft leisten. Die grundsätzliche Gültigkeit des strafverfahrensrechtlichen Legali-
tätsprinzips wird durch diese Entwicklung dabei nicht in Frage gestellt, sondern 
der Grundsatz der Legalität vielmehr vom Opportunitätsgedanken geprägten Ein-
schränkungen unterworfen. Zwei dieser Einschränkungen stellen auch die den 
Gegenstand der weiteren Untersuchung bildenden §§ 154, 154a StPO dar, deren 
legitimierende Begründung strukturell aus dem Opportunitätsgedanken abgeleitet 
wird. 

3. Die Rechtfertigung der Einschränkung des Legalitätsprinzips durch die §§ 154, 154a 
StPO 

In ihrer heutigen durch das StVÄG 1979 erfahrenen Ausgestaltung beschränken 
die §§ 154, 154a StPO das strafverfahrensrechtliche Legalitätsprinzip durch die 
vom Opportunitätsgedanken getragene Möglichkeit der Staatsanwaltschaft und 
des Gerichtes, beim Vorliegen der im weiteren Verlauf der Arbeit noch näher zu 
begutachtenden gesetzlich normierten Voraussetzungen von der Strafverfolgung 
einer Tat abzusehen oder diese auf einzelne Tatteile bzw. Gesetzesverletzungen zu 
begrenzen.214 Die Legitimation für diese auf das Legalitätsprinzip einwirkenden 
Regelungen der §§ 154, 154a StPO geht dabei auf eine Reihe von wirtschaftlichen, 
rechtsstaatlichen sowie rechtspolitischen Erwägungen zurück. 

In den Mittelpunkt der rechtfertigenden Begründung für die §§ 154, 154a 
StPO wird in der Praxis dabei die im Sinne der strafprozessualen Beschleuni-
gungsmaxime eintretende Verfahrensbeschleunigung215 gerückt und als ergänzen-

                                                      
214 Im Rahmen der Anwendung von § 154a StPO kommt es nicht wie bei § 154 StPO zu dem Straf-

verfolgungsverzicht hinsichtlich der ganzen Tat eines „Mehrfachtäters“, sondern zu einer Be-
schränkung der gewöhnlich umfassenden Kognitionspflicht innerhalb einer prozessualen Tat im 
Sinne von §§ 155, 264 StPO, wobei die gesamte Tat Gegenstand der Urteilsfindung bleibt, vgl. 
BGHSt 41, 385 (393) = BGH NStZ 1996, 551 (552); SK-StPO/Weßlau, § 154a Rn. 1; Radt-
ke/Hohmann-Radtke, § 154a Rn. 1; LR-StPO/Beulke, § 154 a Rn. 1; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, 
§ 154a Rn. 1; HK-StPO/Gercke, § 154a Rn. 1; Berz, NJW 1982, 729 (732). 

215 Siehe u.a. BGHSt 41, 385 (391) = BGH NStZ 1996, 551 (552); BGH NJW 1984, 1364 (1364); 
BGH NStZ-RR 2009, 51 (51); LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 1; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 
Rn. 1, § 154a Rn. 1; Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 1, § 154a Rn. 1; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 1; 
KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 1; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 1, § 154a Rn. 1; AK-StPO/Schöch, 
§ 154 Rn. 2, § 154a Rn. 1; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 1, § 154a Rn. 1; Joecks, StPO, 
§ 154 Rn. 1; Graf-StPO/Beukelmann, § 154 S. 726, § 154a S. 731; AnwK-StPO/Walther, § 154 
Rn. 1; Volk/Engländer, StPO, § 12 Rn. 28; Fezer, Strafprozessrecht, 1/46; Burhoff, Ermittlungs-
verfahren, Rn. 1365 und 1385; Gössel, Strafverfahrensrecht, § 9 IV S. 97; Dauster, NStZ 1986, 
145 (147); Willsch, wistra 2013, 9 (13); Ostendorf, GS Eckert, 639 (640); Geppert, Jura 1986, 309 
(315); Kurth, NJW 1978, 2481 (2481); Pommer, Jura 2007, 662 (666); Beulke/Stoffer, StV 2011. 442 
(443); Schulenburg, JuS 2004, 765 (769); Schulz, StraFo 2006, 444 (444). 
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des Hauptargument der gleichzeitig festzustellende prozess- und justizökonomi-
sche Nutzen der Normen betont216. Die durch die Staatsanwaltschaft und das 
Gericht vorzunehmende Aussonderung von Teilen des Prozessstoffes führt näm-
lich zu einer Konzentration des Verfahrensgegenstandes217, so dass über den Weg 
der Vereinfachung der Strafrechtspflege218 eine grundlegende Entlastung der 
Strafverfolgungsorgane219 bewirkt wird. Insbesondere Massen- und Großverfah-
ren, die den Justizapparat gewöhnlich an den Rand seiner Leistungsfähigkeit brin-
gen, werden mit Hilfe der §§ 154, 154a StPO auf eine überschaubare Größe be-
grenzt.220 In der Vergangenheit haben Mammutprozesse wie die Strafverfahren 
gegen nationalistische Gewaltverbrecher221, Terroristenprozesse222 und Gerichts-

                                                      
216 Siehe u.a. SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 1; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 1, § 154a Rn. 1; 

KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 1, § 154a Rn. 1; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 1, § 154 a Rn. 1; 
AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 2, § 154 a Rn. 1; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 1, § 154a Rn. 1; Beul-
ke/Stoffer, StV 2011, 442 (443); Gössel, Strafverfahrensrecht, § 9 IV S. 97; Beulke, Strafprozess-
recht, § 16 Rn. 339; Fezer, Strafprozessrecht, 1/46; Schlüchter, Strafprozessrecht, S. 167; Geppert, 
Jura 1986, 309 (315); Erb, Legalität und Opportunität, S. 167; Hassemer, FS StA SH, 529 (534); 
Ostendorf, GS Eckert, 639 (640); Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 10; Jeut-
ter, Sinn und Grenzen des Legalitätsprinzips, S. 139. 

217 Vgl. LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 1; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 1, § 154a Rn. 1; 
AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 2; Graf-StPO/Beukelmann, § 154 S. 726; Kurth, NJW 1978, 2481 
(2481); Volk/Engländer, StPO, § 12 Rn. 14; Ranft, Strafprozessrecht, § 47 Rn. 1179; Fezer, Straf-
prozessrecht, 1/46; Pommer, Jura 2007, 662 (666); Schulenburg, JuS 2004, 765 (769); Meyer, JurBüro 
1979, 15 (15); Volk, NJW 1996, 879 (881); Ostendorf, GS Eckert, 639 (640); Terhorst, MDR 1979, 
17 (17); Böttcher, FS Volk, 61 (65). 

218 Vgl. BGHSt 41, 385 (391) = BGH NStZ 1996, 551 (552); LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 1, § 154a 
Rn. 1; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 1, § 154a Rn. 1; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 1; 
AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 1; SK-StPO/Weßlau, § 154a Rn. 1; AK-StPO/Schöch, § 154 
Rn. 2, § 154a Rn. 1; Gössel, Strafverfahrensrecht, § 9 IV S. 97; Fezer, Strafprozessrecht, 1/46; 
Schulz, StraFo 2006, 444 (444); Volk, NJW 1996, 879 (879); Terhorst, MDR 1979, 17 (17); Kurth, 
NJW 1978, 2481 (2481); Gillmeister, NStZ 2000, 344 (347). 

219 Vgl. OLG München NJW 1975, 68 (70); AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 3; HK-StPO/Gercke, § 154 
Rn. 1; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 1, § 154a Rn. 1; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 1; Terhorst, MDR 
1979, 17 (17); Beulke, JR 1986, 50 (51); Beulke/Stoffer, StV 2011, 442 (443); Hassemer, FS StA SH, 
529 (535); Volk, NJW 1996, 879 (879); Schulz, StraFo 2006, 444 (444); Dauster, NStZ 1986, 145 
(147); Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 10; Appl, Strafschärfende Verwer-
tung von §§ 154, 154a StPO, S. 116. 

220 KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 1; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 2; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 
Rn. 1; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 1; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 1; Kramer, Grundbe-
griffe des Strafverfahrensrechts, Rn. 274a; Rebmann, NStZ 1984, 241 (244); Geppert, Jura 1986, 
309 (315); Meyer, JurBüro 1979, 15 (15); Kurth, NJW 1978, 2481 (2481); Appl, Strafschärfende 
Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 115-116; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Prob-
leme, S. 10; bereits frühzeitig zur Problematik der langjährigen Strafverfahren Berz, NJW 1982, 
729 (729-735); Herrmann, ZStW 85 (1973), 255 (255-287). 

221 Bsp.: Der sog. „Auschwitz-Prozess“ umfasste 20 Angeklagte, 382 Zeugen und ca. 12 Sachver-
ständige und bedurfte einer Hauptverhandlungsdauer von 1 Jahr und 8 Monaten, vgl. Nachwei-
se bei Herrmann, ZStW 85 (1973), 255 (257); Rebmann, NStZ 1984, 241 (242). 
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prozesse gegen Wirtschaftskriminelle223 abschreckende Beispiele für von den 
Strafverfolgungsorganen nur schwer zu bewältigende Großverfahren geboten, die 
erst nach vielen Jahren zum Abschluss gelangen oder sogar ohne Ergebnis blei-
ben.224 Aber auch die alltäglichen Verfahren im Bereich der mittleren und kleinen 
Kriminalität können vereinfacht und von Nebensächlichem befreit werden.225 Die 
auf diese Weise freigesetzten personellen und sachlichen Kapazitäten ermöglichen 
eine intensivere Beschäftigung mit der schweren Kriminalität, und die eintretende 
Verfahrensbeschleunigung führt zu dem positiven Begleiteffekt, dass durch den 
verkürzten Zeitablauf zwischen der Begehung einer Straftat und dem Gerichts-
prozess die Gefahren des in Folge der abnehmenden Erinnerungsfähigkeit der 
Zeugen drohenden Beweisverlustes minimiert werden226. Wichtiger noch sind die 
direkten positiven Auswirkungen der Verfahrensbeschleunigung zudem für den 
Beschuldigten227, der für eine kürzere Zeit dem belastenden Strafverfahren228 
ausgesetzt ist und sich nur gegen eine verringerte Zahl von Vorfällen und Vorwür-

                                                      
222 Bsp.: Der Prozess gegen die „Baader-Meinhof-Bande“ in Stuttgart umfasste 192 Hauptverhand-

lungstage und dauerte fast 2 Jahre, vgl. Rebmann, NStZ 1984, 241 (242). 
223 Bsp.: Der sog. „Contergan-Prozess“ aus den 70er Jahren umfasste 7 durch 18 Verteidiger vertre-

tene Angeklagte, etwa 180 Nebenkläger, ca. 120 Zeugen sowie 60 Sachverständige und erreichte 
eine Hauptverhandlungsdauer von 2 ½ Jahren, nachdem sich das Ermittlungsverfahren bereits 
über 6 ½ Jahre erstreckt hatte, wobei das Verfahren mit einer Einstellung gemäß § 153 Abs. 3 
StPO endete, vgl. Bruns, FS Maurach, 469 (469-472); Herrmann, ZStW 85 (1973), 255 (258); 
Schultz, MDR 1971, 191 (191); Rebmann, NStZ 1984, 241 (242). 

224 Vgl. Rebmann, NStZ 1984, 241 (241); Sack, NJW 1976, 604 (604); Appl, Strafschärfende Verwer-
tung von §§ 154, 154a StPO, S. 116-117; Berz, NJW 1982, 729 (729); Baumann, FS Klug, 459 
(463-464). 

225 Vgl. AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 2; Meyer, JurBüro 1979, 15 (15); Terhorst, MDR 1979, 17 (17); 
Kurth, NJW 1978, 2481 (2481). 

226 Vgl. Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 16 Rn. 3; Krehl/Eidam, NStZ 2006, 1 (1); Berz, 
NJW 1982, 729 (730); Volk/Engländer, StPO, § 18 Rn. 11; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmati-
sche Probleme, S. 10. 

227 Volk, NJW 1996, 879 (880); Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 10; Ostendorf, 
GS Eckert, 639 (640), der aus dem beschuldigtenfreundlichen Beschleunigungseffekt ausdrück-
lich die Konstellation ausnimmt, dass der Beschuldigte in seinem Interesse eine Verzögerung 
des Prozesses anstrebt, um dadurch strafmildernde Umstände im Rahmen der Strafzumessung 
beanspruchen zu können oder Vorteile bei der Beweisführung zu erlangen; hinsichtlich § 154 
Abs. 1 Nr. 2 StPO auch Bloy, GA 1980, 161 (181). 

228 BVerfG NJW 1993, 3254 (3255); BVerfG NJW 2003, 2225 (2225); BVerfG NJW 2003, 2897 
(2897), wobei das BVerfG in diesem Zusammenhang herausstellt, dass die strafverfahrensrecht-
lichen Belastungen für den Beschuldigten in ihren Auswirkungen bereits einer Sanktion gleich-
kommen können; Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 16 Rn. 3; Pfeiffer, FS Baumann, 329 
(331-332); Kohlmann, FS Pfeiffer, 203 (205); Krehl/Eidam, NStZ 2006, 1 (1); Rudolphi, JuS 1978, 
864 (864); Hassemer, FS StA SH, 529 (534); Berz, NJW 1982, 729 (729); Kapahnke, Opportunität 
und Legalität im Strafverfahren, S. 90; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, 
S. 10; Appl, Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 117. 
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fen verteidigen muss229, auch wenn dieser Vorteil mancherorts lediglich als „Re-
flex einer anderen Zielsetzung“230 beschrieben wird. 

Für die Rechtfertigung der Verfahrensbeschränkung nach den §§ 154, 154a 
StPO werden neben den Gesichtspunkten der Verfahrensbeschleunigung und der 
Prozessökonomie aber auch die kriminalpolitische Bedeutung der Normen als 
Ausdruck einer am Verhältnismäßigkeitsprinzip orientierten Strafverfolgung231 
sowie ihre den Rechtsfrieden wahrende Funktion herausgestellt232. Vor dem Hin-
tergrund der den Strafverfolgungsbehörden nur in einem begrenzten Umfang zur 
Verfügung stehenden Ressourcen kommt es durch die Konzentration des Straf-
verfahrens auf die gravierendsten Delikte zu einer aufgrund des gewählten Krite-
riums der Kriminalitätsschwere dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz entsprechen-
den Abstufung der Strafverfolgungsintensität, die ihren Beitrag zu der Funktions-
tüchtigkeit der Rechtspflege leistet.233 Schließlich wird mit Hilfe der das Strafver-
fahren beschleunigenden Wirkung der §§ 154, 154a StPO die „rechtsfriedensstif-
tende Funktion“234 der Strafverfolgung gestärkt, da die schnellere Reaktion der 
Strafjustiz auf die begangenen Straftaten ihr Ansehen in der Gesellschaft fördert 
und damit der Akzeptanz ihrer Entscheidungen dient.235 Unter Berücksichtigung 
der general- und spezialpräventiven Zwecksetzung des Strafverfahrens wird durch 
die zügige Festsetzung der Strafe zudem deren Abschreckungswirkung für andere 

                                                      
229 Peters, StV 1981, 411 (411); Volk, NJW 1996, 879 (880), der aber anschaulich ausführt, dass der 

„Vorteil“ des Beschuldigten „wie das Damoklesschwert an einem seidenen Faden“ hänge, da die 
ausgesonderten Fälle zu einem späteren Zeitpunkt wieder in das Verfahren eingeführt werden 
könnten. Diese Situation sei für den Beschuldigten „immer noch besser, um im Bilde zu blei-
ben, als ein Schwert, das einen bereits getroffen hat“. 

230 Volk, NJW 1996, 879 (880). 
231 Vgl. SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 1; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 1; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 2; 

HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 1; KK-StPO/Fischer, Einl. Rn. 10; Hassemer, FS StA SH, 529 (535); 
Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 2; Faller, FG Maunz, 69 (80); Rieß, NStZ 1981, 
2 (5); Jeutter, Sinn und Grenzen des Legalitätsprinzips, S. 146; Weigend, Anklagepflicht und Er-
messen, S. 72; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 11; Kapahnke, Opportuni-
tät und Legalität im Strafverfahren, S. 116 und 144; zweifelnd hingegen Radtke/Hohmann-
Radtke, § 154 Rn. 3. 

232 Vgl. Erb, Legalität und Opportunität, S. 167; Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafver-
fahren, S. 115; Ostendorf, GS Eckert, 639 (640); Berz, NJW 1982, 729 (729-730); Baumann, FS 
Klug, 459 (464-465); Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 11; Pott, Opportuni-
tätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 54; Rieß, NStZ 1981, 2 (5-6). Kritisch zu dem rechtfertigen-
den Verfahrensziel der Sicherung des Rechtsfriedens Weigend, ZStW 104 (1992), 486 (502-503). 

233 Vgl. Bloy, GA 1980, 161 (180-181); Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, 
S. 144; Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 53-54; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 1; 
ähnlich auch Rieß, NStZ 1981, 2 (5). 

234 Erb, Legalität und Opportunität, S. 167; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, 
S. 11. 

235 Vgl. Erb, Legalität und Opportunität, S. 167; Baumann, FS Klug, 459 (464-465); Berz, NJW 1982, 
729 (729-730); Ostendorf, GS Eckert, 639 (640); Kapahnke, Opportunität und Legalität im Straf-
verfahren, S. 91; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 11. 
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potentielle Täter sowie die Wahrscheinlichkeit ihrer Einflussnahme auf den konk-
ret betroffenen Täter vergrößert, da der Anlass der Strafe für die Beteiligten noch 
präsent ist und auch auf diese Weise die Wahrung des Rechtsfriedens unter-
stützt.236 Dem Umstand, dass bei der Anwendung der §§ 154, 154a StPO nicht 
alle einzelnen Gesetzesverstöße einer strafrechtlichen Ahndung unterliegen, 
kommt in diesem Zusammenhang hingegen kein die Legitimation der Normen 
relativierender Einfluss zu, da den Beschuldigten bereits eine andere der Gerech-
tigkeit genügende Sanktion trifft.237 

Den Strafverfolgungsbehörden wird mit den §§ 154, 154a StPO damit ein In-
strumentarium in die Hand gegeben, das seine legitimierende Begründung vor 
allem durch die das Strafverfahren beschleunigende Wirkung und den prozess- 
und justizökonomischen Nutzen seines Einsatzes erfährt. Die mit Rücksicht auf 
das Verhältnismäßigkeitsprinzip ergänzende kriminalpolitische Rechtfertigung der 
Vorschriften sowie ihre weiterführende, den Rechtsfrieden wahrende Funktion 
unterstreichen lediglich die Bedeutung der beiden zusammenhängenden Gesichts-
punkte der Verfahrensbeschleunigung und der Prozessökonomie im Rahmen der 
argumentativen Begründung der §§ 154, 154a StPO. Eine bei der Auswahl der zu 
verfolgenden Delikte dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz verpflichtete Justiz, die 
zugleich general- und spezialpräventiven Strafzwecken genügen möchte, kann 
diesen Ansprüchen nur gerecht werden, wenn sie durch eine Konzentration des 
Prozessstoffes die Strafverfahrensdauer signifikant senken kann und somit gleich-
zeitig die übergeordneten Ziele der Verfahrensbeschleunigung und der Pro-
zessökonomie fördert.  

4. Fazit – Die Begründung für die §§ 154, 154a StPO 
Das in der Entwicklungsgeschichte der §§ 154, 154a StPO ersichtliche fortschrei-
tende legislative Tätigwerden in diesem Bereich des Strafverfahrens findet seine 
rechtfertigende Begründung in erster Linie in den Argumenten der zu erzielenden 
Verfahrensbeschleunigung und Prozessökonomie. Die den Verfolgungs- und 
Anklagezwang der als „Herrin des Ermittlungsverfahrens“ tätigen Staatsanwalt-
schaft umfassende und bis heute bedeutende Prozessmaxime des strafprozessua-
len Legalitätsprinzips wird durch die Normen der §§ 154, 154a StPO als Ausge-
staltungen des bereits in der Urfassung der RStPO angelegten Opportunitätsge-
dankens infolge einer gewandelten Rechtspolitik eingeschränkt. Diese hat dem 

                                                      
236 Vgl. Berz, NJW 1982, 729 (729-730); Ostendorf, GS Eckert, 639 (640); Kapahnke, Opportunität und 

Legalität im Strafverfahren, S. 90-91; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 10-
11. 

237 Vgl. RGSt 70, 338 (341); 73, 400 (401); BGHSt 10, 88 (92) = BGH NJW 1957, 637 (637); 
LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 2; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 1; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 
Rn. 2; Beulke/Stoffer, StV 2011, 442 (443); Erb, Legalität und Opportunität, S. 168; Appl, Straf-
schärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 115.  
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Opportunitätsgedanken über die Jahre zunehmenden Einfluss auf das Strafverfah-
ren eingeräumt, um unter der rechtstheoretischen Ausrichtung der Verbre-
chensprävention der Kriminalität mit an Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten orien-
tierter Flexibilität begegnen zu können, sowie vor dem Hintergrund der begrenz-
ten personellen und sachlichen Ressourcen der Strafverfolgungsorgane einen Bei-
trag zur Gewährleistung einer effektiven Strafrechtspflege zu leisten. Die Vor-
schriften der §§ 154, 154a StPO setzen diese kriminalpolitischen Vorgaben um, 
indem sie es der Justiz ermöglichen, die Strafverfahrensdauer durch die Konzent-
ration des Prozessstoffes zu verringern und auf diese Weise sowohl die Staatsan-
waltschaft als auch das Gericht zu entlasten. Im Mittelpunkt der rechtfertigenden 
Begründung der Vorschriften stehen somit die Gesichtspunkte der Verfahrensbe-
schleunigung und Prozessökonomie, die auch im Rahmen einer teleologischen 
Auslegung der Normen zu berücksichtigen sind und damit den legislativen Sinn 
und Zweck der §§ 154, 154a StPO beschreiben. Diesem kommt insbesondere für 
die im weiteren Verlauf der Arbeit zu untersuchenden Konsequenzen der Verfah-
rensbeschränkung Bedeutung zu, da eine Verwertbarkeit des nach den §§ 154, 
154a StPO ausgeschiedenen Prozessstoffes bei der Beweiswürdigung und Straf-
zumessung im Strafverfahren der gesetzgeberischen Legitimation der Vorschriften 
entsprechen müsste und daher nicht der durch die Normen bezweckten Verfah-
rensbeschleunigung und Prozessökonomie diametral entgegenstehen dürfte. Zu-
nächst aber können die im Rahmen der argumentativen Begründung der §§ 154, 
154a StPO entwickelten Gesichtspunkte der Verfahrensbeschleunigung und Pro-
zessökonomie bei der folgenden Untersuchung der Anwendungsvoraussetzungen 
der Vorschriften konkrete Anhaltspunkte dafür bieten, welche Auslegungsvariante 
in auftretenden Zweifelsfällen der gesetzlichen Intention weitestgehend entspricht. 

III. Die Anwendungsvoraussetzungen der §§ 154, 154a StPO 

Die einführende Beurteilung der Bedeutung der Problematik der Verwertbarkeit 
des nach den §§ 154, 154a StPO ausgeschiedenen Prozessstoffes für die Beweis-
würdigung und Strafzumessung im Strafverfahren erfordert in einem abschließen-
den Schritt eine kurze überblicksartige Auseinandersetzung mit den Anwendungs-
voraussetzungen der §§ 154, 154a StPO. Der anhand der Entwicklungsgeschichte 
der Normen erkennbare Wille des Gesetzgebers, den Anwendungsbereich der 
§§ 154, 154a StPO unter der argumentativen Begründung der Verfahrensbe-
schleunigung und Prozessökonomie kontinuierlich auszudehnen, findet seine 
Ausprägung nämlich in den einzelnen Anwendungsvoraussetzungen der Vor-
schriften, so dass die zusammenfassende Untersuchung ihrer Anwendungsberei-
che sowie ihrer sachlichen und verfahrensrechtlichen Voraussetzungen aufzeigen 
kann, welcher Verfahrensstoff von dem Rückgriff auf die Normen betroffen wird 
und damit die Grundlage dafür bieten, die Reichweite der Folgen einer Verfahren-
sausscheidung nach den §§ 154, 154a StPO einzuschätzen. 
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1. Der Anwendungsbereich der §§ 154, 154a StPO 
Den Ausgangspunkt der Überlegungen bildet die Darstellung der Anwendungsbe-
reiche der §§ 154, 154a StPO, die sich trotz der den beiden Normen gleicherma-
ßen innewohnenden verfahrensbeschleunigenden und prozessökonomischen 
Funktion in ihrer konkreten dogmatischen Ausgestaltung wesentlich unterschei-
den238 und den Strafverfolgungsbehörden die Möglichkeit einer an dem Gedanken 
der Opportunität orientierten sich ergänzenden Begrenzung des Verfahrensstoffes 
eröffnen239.  

a) Die Grundkonzeption 
Zunächst gestattet § 154 StPO der Staatsanwaltschaft und dem Gericht unter den 
im Anschluss näher zu skizzierenden Voraussetzungen die Nichtverfolgung von 
Straftaten, wenn dem gelegentlich als „Mehrfachtäter“240 titulierten Beschuldigten 
die Begehung mehrerer selbstständiger prozessualer Taten im Sinne der §§ 155, 
264 StPO vorgeworfen wird.241 Im Rahmen der Einstellung gemäß § 154 StPO 
spielt es hierbei keine Rolle, ob die unterschiedlichen prozessualen Taten Gegen-
stand eines oder getrennter Strafverfahren sind, solange die einzustellende Tat 
noch nicht rechtskräftig abgeurteilt worden ist.242 Soll die Stoffbegrenzung dem-
gegenüber innerhalb einer einzelnen anhängigen prozessualen Tat erfolgen, kön-
nen die Strafverfolgungsbehörden ihre Strafverfolgung nach § 154a StPO auf 
einzelne ausgewählte abtrennbare Teile der Tat oder auf bestimmte von mehreren 
Gesetzesverletzungen beschränken.243 Die Abgrenzung der Anwendungsbereiche 
                                                      
238 Vgl. AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 5, § 154a Rn. 1; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 11; Schulenburg, JuS 

2004, 765 (769). 
239 Vgl. Joecks, StPO, § 154 Rn. 1, § 154a Rn. 1; AK-StPO/Schöch. § 154 Rn. 5; Radtke/Hohmann-

Radtke, § 154 Rn. 5, § 154a Rn. 4; SK-StPO/Weßlau, § 154a Rn. 1; LR-StPO/Beulke, § 154 
Rn. 11; Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 1; Graf-StPO/Beukelmann, § 154a S. 731; Meyer-Goßner/Schmitt, 
StPO, § 154 Rn. 1; Schulenburg, JuS 2004, 765 (769). 

240 Joecks, StPO, § 154 Rn. 1; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154a Rn. 1; Geppert, Jura 1986, 309 (316); 
Rose, Rechtsschutz gegen Einstellung nach den Opportunitätsvorschriften, S. 37; siehe auch die 
Überschriften zu § 154 StPO in Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 S. 811; Meyer-Goßner/Schmitt, 
StPO, § 154 S. 770; SK-StPO/Weßlau, § 154 S. 424; KMR-StPO/Plöd, § 154 S. 1. 

241 SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 7; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 5; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 2; 
Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 1; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 2; Graf-StPO/Beukelmann, 
§ 154 S. 726; Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 1; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 11; Beulke, Strafprozess-
recht, § 16 Rn. 339; Volk/Engländer, StPO, § 12 Rn. 28; Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, 
§ 14 Rn. 7; Kühne, Strafprozessrecht, § 35 Rn. 594; Geppert, Jura 1986, 309 (316); Kröpil, JuS 1986, 
211 (212); Pommer, Jura 2007, 662 (666); Schulenburg, JuS 2004, 765 (769); Scholz, §§ 154, 154a 
StPO – Dogmatische Probleme, S. 12. 

242 Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 5; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 10; HK-StPO/Gercke, § 154 
Rn. 2; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 2; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 12. 

243 Vgl. Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 5, § 154a Rn. 4; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154a 
Rn. 1; LR-StPO/Beulke, § 154a Rn. 3; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 5, § 154a Rn. 1; 
KK-StPO/Diemer, § 154a Rn. 1; Joecks, StPO, § 154a Rn. 1; Volk/Engländer, StPO, § 12 Rn. 28; 
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der §§ 154, 154a StPO geschieht somit über die rechtsdogmatische Figur der pro-
zessualen Tat244, wobei der sog. „prozessuale Tatbegriff“ im Sinne der §§ 154, 
154a StPO mit dem vom materiellen Recht weitgehend unabhängigen245 Tatbe-
griff des § 264 StPO identisch ist246. Er beschreibt in den gängigen Worten des 
BGH „das gesamte Verhalten des Beschuldigten, soweit es mit dem durch die 
Strafverfolgungsorgane bezeichneten geschichtlichen Vorkommnis nach der Auf-
fassung des Lebens einen einheitlichen Vorgang bildet“247, wobei „zwischen den 
einzelnen Verhaltensweisen des Täters eine innere Verknüpfung bestehen muss, 
dergestalt, dass ihre getrennte Aburteilung in verschiedenen erstinstanzlichen Ver-
fahren als unnatürliche Aufspaltung eines einheitlichen Lebensvorgangs empfun-
den würde“248. Als entscheidende Kriterien für die Bestimmung der Einheitlich-

                                                      
Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 7; Schulenburg, JuS 2004, 765 (769); Pommer, Ju-
ra 2007, 662 (666); Geppert, Jura 1986, 309 (316). 

244 Vgl. BGHSt 25, 388 (390) = BGH NJW 1975, 176 (177); BGH NStZ-RR 2007, 20 (20); 
LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 11; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 5; Roxin/Schünemann, Strafverfah-
rensrecht, § 14 Rn. 7; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 5, § 154a Rn. 4; Geppert, Jura 1986, 
309 (316). 

245 Siehe BVerfGE 56, 22 (29-30) = BVerfG NJW 1981, 1433 (1434); BVerfGE 45, 434 (435); 
BGHSt 29, 288 (292); 35, 60 (61); 43, 252 (256); Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 264 Rn. 6; Radt-
ke/Hohmann-Radtke, § 264 Rn. 9; KMR-StPO/Stuckenberg, § 264 Rn. 3; Pfeiffer, StPO, § 264 
Rn. 2; KK-StPO/Kukein, § 264 Rn. 3; Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 20 Rn. 5; Beul-
ke, Strafprozessrecht, § 25 Rn. 513; Erb, GA 1994, 265 (268); Neuefeind, JA 2000, 791 (791); Gep-
pert, Jura 1986, 309 (316). 

246 BGHSt 25, 388 (390) = BGH NJW 1975, 176 (177); KK-StPO/Kukein, § 264 Rn. 2; Meyer-
Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 1, § 154a Rn. 1; KMR-StPO/Plöd, § 154a Rn. 1; 
AnwK-StPO/Martis, § 264 Rn. 9; Oehler, GS Schröder, 439 (439); Pickert, Verfolgungsbeschrän-
kung gem. § 154a StPO und Strafklageverbrauch, S. 17; vgl. auch BGHSt 29, 315 (316-317) = 
BGH NStZ 1981, 30 (31); OLG Stuttgart MDR 1975, 423 (423); Achenbach, ZStW 87 (1975), 74 
(84); Achenbach, MDR 1975, 19 (20). 

247 Vgl. u.a. BGHSt 10, 396 (397); 13, 320 (321); 25, 388 (389); 29, 288 (292); 29, 341 (342); 35, 60 
(61); 35, 80 (81); 41, 292 (297); 43, 252 (255); 45, 211 (212-213); BGH wistra 2008, 22 (25); BGH 
NStZ-RR 2003, 82 (82); ebenso auch BVerfGE 23, 191 (202); 45, 434 (435); 56, 22 (28); OLG 
Braunschweig NStZ-RR 1997, 80 (80-81); OLG Thüringen NStZ 1999, 516 (517); 
KMR-StPO/Stuckenberg, § 264 Rn. 17; Pfeiffer, StPO, § 264 Rn. 2; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, 
§ 264 Rn. 2; HK-StPO/Julius, § 264 Rn. 2; AnwK-StPO/Martis, § 264 Rn. 2; Joecks, StPO, § 264 
Rn. 1; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 9; SK-StPO/Velten, § 264 Rn. 27-28; Roxin/Schünemann, 
Strafverfahrensrecht, § 20 Rn. 5; Murmann, Strafprozessrecht, Rn. 165; Beulke, Strafprozessrecht, 
§ 25 Rn. 513; Kühne, Strafprozessrecht, § 38 Rn. 641; Volk/Engländer, StPO, § 13 Rn. 2; Stein-
berg/Stam, Jura 2010, 907 (909); Pommer, Jura 2007, 662 (666); Neuhaus, MDR 1988, 1012 (1013); 
Neuefeind, JA 2000, 791 (792); Kudlich, JA 2006, 902 (903); Geppert, Jura 1986, 309 (316). 

248 Siehe u.a. BGHSt 13, 21 (26); 29, 288 (292-293); 41, 385 (388); 43, 252 (255); 49, 359 (362); BGH 
wistra 2008, 22 (25); BGH NStZ-RR 2006, 350 (350); ebenso auch OLG Braunschweig NStZ-RR 
1997, 80 (81); OLG Thüringen NStZ 1999, 516 (517); KMR-StPO/Stuckenberg, § 264 Rn. 17; 
HK-StPO/Julius, § 264 Rn. 2; Joecks, StPO, § 264 Rn. 5; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 264 Rn. 3; 
Volk/Engländer, StPO, § 13 Rn. 3; Steinberg/Stam, Jura 2010, 907 (909); Kudlich, JA 2006, 902 
(903); Geppert, Jura 1986, 309 (316). Der EGMR greift auf eine ähnliche Umschreibung zurück, 
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keit eines nur künstlich aufspaltbaren Lebensvorgangs werden Tatort, Tatzeit, 
Tatobjekt und die Angriffsrichtung des Täters herangezogen.249 Im Rahmen dieser 
von der Rechtsprechung entwickelten Definition des prozessualen Tatbegriffs 
werden vor allem die beiden Kriterien „unnatürliche Aufspaltung“ und „nach der 
Auffassung des Lebens“ aufgrund ihrer Mehrdeutigkeit und Unbestimmtheit als 
Schwachstellen der gewählten Formel kritisiert.250 So bezeichnet etwa Jescheck251 
das Kriterium der „natürlichen Auffassung des Lebens“ als „recht vage und in-
haltsleer“, während Herzberg252 die „praktische Nutzlosigkeit“ der entsprechenden 
Argumentation anmahnt. Gillmeister253 deutet den Rückgriff auf das Merkmal 
schließlich zusammenfassend als den Ausdruck der „Orientierungslosigkeit bei der 
Suche nach den Konturen“ und führt aus, „gegen das Kriterium der »natürlichen 
Auffassung des Lebens« [möge] man schon aus Höflichkeit kaum argumentieren“. 
In der Tat ist die von der Rechtsprechung angewendete Formel einer Subsumtion 
anhand konkreter Merkmale nur schwer zugänglich und damit die Entscheidung 
letztendlich in einer den Aspekt der Rechtssicherheit vernachlässigenden Weise 
dem Rechtsgefühl des über die Sache Befindenden überlassen.254 Folgerichtig 
erkennt auch der BGH selbst die Unschärfe seiner gefundenen Definition an und 
weist darauf hin, dass jeder zu behandelnde Einzelfall die Prüfung seiner Verein-
barkeit mit dem Gerechtigkeitsgedanken sowie dem Gedanken des Vertrauens-
schutzes erfordere.255 Praktischerweise orientiert sich die Prüfung des Vorliegens 
einer prozessualen Tat daher zunächst an den materiellrechtlichen Begriffen der 
                                                      

indem er die Einheit der Tat als „das Vorhandensein eines Komplexes konkreter, unlösbar mit-
einander verbundener Umstände“ formuliert, vgl. EuGH EuGRZ 2006, 140 (142 Rn. 36). 

249 BGHSt 36, 151 (154-155) = BGH NStZ 1989, 540 (540) = BGH StV 1990, 341 (341); Meyer-
Goßner/Schmitt, StPO, § 264 Rn. 2a; AnwK-StPO/Martis, § 264 Rn. 2; Murmann, Strafprozess-
recht, Rn. 165; Beulke, Strafprozessrecht, § 25 Rn. 513; Volk/Engländer, StPO, § 13 Rn. 3; Fezer, 
Strafprozessrecht, 18/11; Mosbacher, JuS 2007, 126 (127); Kudlich, JA 2006, 902 (903); Neuefeind, 
JA 2000, 791 (793); Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 17; vgl. BGHSt 35, 
60 (64); BGH wistra 2008, 22 (25); BGH NStZ 1999, 363 (363); BGH NJW 1997, 3034 (3035); 
Joecks, StPO, § 264 Rn. 3. 

250 Vgl. Mosbacher, JuS 2007, 126 (127); Bauer, NStZ 2003, 174 (174); Gillmeister, NStZ 1989, 1 (2); 
Herzberg, JuS 1972, 113 (115); Hruschka, JZ 1966, 700 (703); Jescheck, JZ 1957, 29 (30); Bertel, 
Identität der Tat, S. 35-36; Marxen, StV 1985, 472 (473); allgemein Beulke, Strafprozessrecht, § 25 
Rn. 513; Volk/Engländer, StPO, § 13 Rn. 3; Ranft, Strafprozessrecht, § 19 Rn. 292; Steinberg/Stam, 
Jura 2010, 907 (909); Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 17.  

251 Jescheck, JZ 1957, 29 (30). 
252 Herzberg, JuS 1972, 113 (115). In diesem Sinne bereits Bertel, der den Tatbegriff der Rechtspre-

chung und herrschenden Lehre als „inhaltsleer“ oder „Scheinlösung“ bezeichnet, vgl. Bertel, 
Identität der Tat, S. 36. Auch Bauer spricht beim prozessualen Tatbegriff der Rechtsprechung 
lediglich von einer „Leerformel“, vgl. Bauer, NStZ 2003, 174 (174). 

253 Gillmeister, NStZ 1989, 1 (2). 
254 So schon Herzberg, JuS 1972, 113 (115). 
255 Vgl. BGHSt 35, 14 (19) = BGH NJW 1988, 1800 (1801) = BGH NStZ 1988, 77 (78); BGHSt 43, 

252 (255) = BGH NJW 1998, 168 (169) = BGH NStZ 1998, 251 (251-252); ähnlich BGH StV 
1985, 181 (181). 
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Idealkonkurrenz (Tateinheit, § 52 StGB) bzw. Realkonkurrenz (Tatmehrheit, § 53 
StGB), wodurch eine bestehende materiellrechtliche Tat im Regelfall auch zur 
Annahme einer einzigen Tat im Sinne von § 264 StPO führt.256 Umgekehrt dient 
die Feststellung von Realkonkurrenz als Indiz für das Vorliegen von mehreren 
prozessualen Taten257, wobei für diesen Grundsatz im Einzelfall allerdings wiede-
rum gewichtige Ausnahmen existieren258, so dass in diesen Sonderkonstellationen 
der materielle und der prozessuale Tatbegriff voneinander abweichen und die 
Abgrenzungsschwierigkeiten bestehen bleiben. 

Im Ergebnis bleiben die Strafverfolgungsbehörden im Rahmen ihrer Ent-
scheidung über die Anwendbarkeit von § 154 StPO oder § 154a StPO auf den 
prozessualen Tatbegriff im Sinne des § 264 StPO angewiesen, da dieser das ent-
scheidende Abgrenzungskriterium für die richtige Bestimmung der Anwendungs-
bereiche der Normen darstellt. Probleme für die zu treffende Unterscheidung 
ergeben sich vor allem aus der fehlenden verallgemeinerungsfähigen Kontur der 
von der Rechtsprechung propagierten Definition der prozessualen Tat, weshalb in 
den zweifelhaften Einzelfällen Gerechtigkeitsgesichtspunkte sowie der Gedanke 
des Vertrauensschutzes Eingang in den Abwägungsprozess finden und eine rein 
am materiellrechtlichen Tatbegriff orientierte Prüfung verhindern. Konnte das 
strafverfahrensrechtlich relevante Geschehen aber mit Hilfe des prozessualen 
Tatbegriffs einem der beiden Anwendungsbereiche zugeordnet werden, ermög-
licht es die unterschiedliche dogmatische Ausgestaltung der §§ 154, 154a StPO der 
                                                      
256 Vgl. BVerfGE 45, 434 (435); BGHSt 8, 92 (94-95); 13, 21 (23); 26, 284 (285); 35, 14 (19); 36, 151 

(154); 38, 37 (41); BGH NStZ 1997, 508 (509); BGH wistra 1997, 228 (229); BGH NStZ 2009, 
705 (706); BGH, Beschl. v. 27.4.2010 – 3 StR 54/10 bei Cierniak/Zimmermann, NStZ-RR 2013, 
97 (103); Pfeiffer, StPO, § 264 Rn. 3; Joecks, StPO, § 264 Rn. 6; KK-StPO/Kukein, § 264 Rn. 4; 
AnwK-StPO/Martis, § 264 Rn. 4; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 264 Rn. 6; Beulke, Strafprozess-
recht, § 25 Rn. 514; Kühne, Strafprozessrecht, § 38 Rn. 642; Murmann, Strafprozessrecht, Rn. 165; 
Hellmann, Strafprozessrecht, § 16 Rn. 815; Volk/Engländer, StPO, § 13 Rn. 14; Roxin/Schünemann, 
Strafverfahrensrecht, § 20 Rn. 8; Mosbacher, JuS 2007, 126 (127); Huber, JuS 2012, 208 (208); Gep-
pert, Jura 1986, 309 (316); Steinberg/Stam, Jura 2010, 907 (909). 

257 Vgl. BGHSt 35, 14 (19); 36, 151 (154); 43, 96 (99); 44, 91 (94) = BGH NStZ 1999, 25 (25); BGH 
NStZ 2009, 705 (706); Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 264 Rn. 6; KK-StPO/Kukein, § 264 Rn. 5; 
AnwK-StPO/Martis, § 264 Rn. 5; Beulke, Strafprozessrecht, § 25 Rn. 515; Mosbacher, JuS 2007, 
126 (127); Volk/Engländer, § 13 Rn. 15; Hellmann, Strafprozessrecht, § 16 Rn. 815; Murmann, 
Strafprozessrecht, Rn. 165; Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 20 Rn. 12; Steinberg/Stam, 
Jura 2010, 907 (909). 

258 Siehe hierzu z.B. KK-StPO/Kukein, § 264 Rn. 5; HK-StPO/Julius, § 264 Rn. 6-7; Beulke, FG 50 
Jahre BGH – Band IV, 781 (784-796); Beulke, Strafprozessrecht, § 25 Rn. 516; Volk/Engländer, 
StPO, § 13 Rn. 15; Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 20 Rn. 12. Die Rechtsprechung 
sieht z.B. in der Trunkenheitsfahrt mit Unfall und der anschließenden „Unfallflucht“ eine pro-
zessuale Tat im Sinne von § 264 StPO, während materiellrechtlich § 315c StGB in Realkonkur-
renz zu § 142 StGB steht, vgl. BGHSt 21, 203 (204-205); 23, 141 (144 und 147); Saarl. OLG 
NStZ 2005, 117 (118); allgemein BGHSt 23, 270 (272-274). Gleiches wird auch für bestimmte 
Fälle der vorsätzlichen Körperverletzung in Verbindung mit einer sich anschließenden unterlas-
senen Hilfeleistung angenommen, vgl. BGHSt 16, 200 (201-202). 
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Staatsanwaltschaft und dem Gericht, eine umfassende am Gedanken der Oppor-
tunität ausgerichtete Begrenzung des Verfahrensstoffes vorzunehmen, da durch 
§ 154 StPO zunächst die Einstellung einer von mehreren vorliegenden prozessua-
len Taten eröffnet wird, während innerhalb einer einzelnen prozessualen Tat ein 
Rückgriff auf § 154a StPO die Beschränkung des Prozessmaterials bewirkt. Die 
Strafverfolgungsorgane können nach der Grundkonzeption der §§ 154, 154a StPO 
somit in allen Konstellationen des Strafverfahrens auf den verfahrensbeschleuni-
genden und prozessökonomischen Effekt der Vorschriften zurückgreifen. 

b) Der gemeinsame Anwendungsbereich der §§ 154, 154a StPO 

aa) Die Reichweite des gemeinsamen Anwendungsbereiches  
Trotz der den Strafverfolgungsbehörden das Handlungsspektrum erweiternden 
unterschiedlichen dogmatischen Grundausrichtung der §§ 154, 154a StPO verfü-
gen die Vorschriften über einen beträchtlichen gemeinsamen Anwendungsbereich. 
Dieser erstreckt sich grundsätzlich unabhängig von der materiellen Bewertung auf 
alle Deliktsbereiche und umfasst damit sowohl Vergehen als auch Verbrechen.259 
Dabei kommt dem Aspekt des Alters des Beschuldigten keine Bedeutung zu, da 
die §§ 154, 154a StPO auch im Jugendstrafverfahren gegen Jugendliche und Her-
anwachsende zur Anwendung kommen.260 Die verfahrensbeschleunigende Wir-
kung der Normen entspricht gerade dem im Jugendstrafverfahren aufgrund seiner 
besonderen erzieherischen Funktion angestrebten Beschleunigungsgebot261, wäh-

                                                      
259 Vgl. Hohmann/Radtke-Radtke, § 154 Rn. 8, § 154a Rn. 9; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 10; 

LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 6; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 2; Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 1; 
SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 7, § 154a Rn. 3. 

260 Vgl. LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 6, § 154a Rn. 5; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 9; HK-StPO/Gercke, 
§ 154 Rn. 2; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 1, § 154a Rn. 1; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 
Rn. 1, § 154a Rn. 1; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 8, § 154a Rn. 3; Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 1, 
§ 154a Rn. 1; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 10, § 154a Rn. 10; Eisenberg, JGG, § 45 
Rn. 15; Ostendorf/Sommerfeld, JGG, § 45 Rn. 7; Brunner/Dölling, JGG, § 45 Rn. 3b; Die-
mer/Schatz/Sonnen-Diemer, JGG, § 45 Rn. 10; Keiser, JuS 2002, 981 (986); Nothacker, JZ 1982, 
57 (62); Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 48-49; Seiser, NStZ 1997, 374 (375); 
a.A. Bohnert, NJW 1980, 1927 (1930), der darauf abstellt, die Vorschriften der §§ 154, 154a StPO 
würden dem Regelungsbereich des § 45 Abs. 1 JGG unterfallen und damit Fälle darstellen, „in 
denen der Staatsanwalt eine Ahndung durch Urteil für entbehrlich halten kann“; Wolf, Strafe 
und Erziehung nach dem JGG, S. 331-332, der für seine Argumentation auf die Ausführungen 
von Bohnert zurückgreift. 

261 Vgl. Nothacker, JZ 1982, 61 (62); HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 2; Eisenberg, JGG, § 45 Rn. 15; 
Diemer/Schatz/Sonnen-Diemer, JGG, § 13 Rn. 10, § 45 Rn. 10; Brunner/Dölling, Einf. II Rn. 25; 
Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 13; das im Interesse des Erziehungsge-
dankens insbesondere im Jugendstrafverfahren zu berücksichtigende Beschleunigungsgebot 
herausstellend BGH NStZ 2003, 364 (364); BGH NStZ-RR 2004, 139 (140); BGH NStZ 2010, 
94 (95); OLG Stuttgart Die Justiz 2004, 169 (169); OLG Stuttgart ZJJ 2009, 156 (156-157). Zu den 
Grenzen des Beschleunigungsgrundsatzes aber Mertens/Murges-Kemper, ZJJ 2008, 356 (356-360). 



Grundlagen 

 

73 

rend sich etwaige Nachteile der Einstellung nach § 154 StPO für die Betroffenen 
durch die mögliche Unanwendbarkeit des § 32 JGG mit Hilfe dessen analoger 
Heranziehung vermeiden lassen262. Im Bußgeldverfahren andererseits beeinflusst 
lediglich der den §§ 154, 154a StPO zugrunde liegende spezifische Regelungsge-
danke die pflichtgemäße Ermessensausübung der Verfolgungsbehörde im Rah-
men des § 47 OWiG, wohingegen eine unmittelbare Anwendung der Normen 
wegen der dortigen Verfolgungsfreiheit unterbleibt.263 Dabei kann der im Strafver-
fahren zunächst nach den §§ 154, 154a StPO ausgeschiedene Prozessstoff im 
Ordnungswidrigkeitenverfahren allerdings wieder zum Gegenstand einer den 
Beschuldigten belastenden hoheitlichen Ahndung gemacht werden.264 Aus dem 
Wortlaut der §§ 43 Abs. 1, 21 Abs. 2 OWiG lässt sich nicht entnehmen, dass die 
Normen auf die Einstellung nach § 170 Abs. 2 StPO beschränkt sind, da beide 
Vorschriften als Voraussetzung für die Weiterverfolgung der Sache als Ord-
nungswidrigkeit lediglich von der Einstellung des Verfahrens wegen einer Straftat 
bzw. der Nichtverhängung einer Strafe sprechen, so dass auch Einstellungen aus 
Opportunitätsgesichtspunkten erfasst werden können.265 Zudem eröffnet sich den 

                                                      
262 Vgl. Drees, NStZ 1995, 481 (481); HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 2; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 

Rn. 10; Eisenberg, JGG, § 32 Rn. 20; a.A. Ostendorf/Ostendorf, JGG, § 32 Rn. 5, der seine ableh-
nende Haltung für den nur selten in Betracht kommenden Fall lediglich auf den Wortlaut der 
Norm stützt. 

263 Vgl. Göhler-OWiG/Seitz, § 47 Rn. 27; KK-OWiG/Mitsch, § 47 Rn. 44-46; Radtke/Hohmann-
Radtke, § 154 Rn. 8, § 154a Rn. 8; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 6; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 2; 
Rotberg, OWiG, § 47 Rn. 5; Bohnert, OWiG, § 47 Rn. 7; Rebmann/Roth/Herrmann-Hannich, 
OWiG, § 47 Rn. 9. 

264 BGHSt 41, 385 (390) = BGH NJW 1996, 1973 (1974) = BGH NStZ 1996, 551 (552); BGH wistra 
1996, 180 (181) = BGH JZ 1997, 98 (99); BayObLG NStZ-RR 2004, 306 (307); KG NStZ 1997, 
138 (138); Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 8, § 154a Rn. 8; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 2; 
KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 14; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 15; LR-StPO/Beulke, 
§ 154 Rn. 6; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 9; Joecks, StPO, § 154 Rn. 8; KK-OWiG/Lampe, § 40 
Rn. 18, § 43 Rn. 5; Rotberg, OWiG, § 40 Rn. 4; Göhler, wistra 1996, 132 (133-134); Reb-
mann/Roth/Herrmann-Förster, OWiG, § 21 Rn. 16; Göhler-OWiG/Gürtler, § 21 Rn. 27, Lesch, 
Strafprozessrecht, 2/52; Burhoff, Ermittlungsverfahren, Rn. 1367; Ostendorf, GS Eckert, 639 
(642); Kindhäuser, JZ 1997, 101 (102); Wegner, wistra 2005, 313 (314); Dörn, wistra 1995, 7 (10); 
Oppe, MDR 1969, 261 (262); Iburg, NStZ 2005, 673 (676); a.A. OLG Frankfurt wistra 1995, 279 
(280-281) = BGH StV 1997, 344 (345); KK-OWiG/Mitsch, § 21 Rn. 31, § 47 Rn. 67; Bohnert, GA 
2000, 113 (113-122); Schmidt, wistra 1998, 211 (215-216); Heimler, Ordnungswidrigkeit und Pro-
zessgegenstand, S. 166 und 183-184; Zettel, MDR 1978, 531 (533); Scholz, §§ 154, 154a StPO – 
Dogmatische Probleme, S. 97-98.  

265 Vgl. BGHSt 41, 385 (390) = BGH wistra 1996, 180 (181) = BGH NStZ 1996, 551 (552), = BGH 
JZ 1997, 98 (99); Rebmann/Roth/Herrmann-Reichert, OWiG, § 43 Rn. 3; Radtke/Hohmann-
Radtke, § 154 Rn. 8; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 153 Rn. 6; a.A. Schmidt, wistra 1998, 211 (211-
212); Bohnert, GA 2000, 113 (116), die darauf verweisen, dass der Begriff der „Einstellung“ in 
§ 43 Abs. 1 OWiG in einer „spezifischen Bedeutung“ nur im Sinne von § 170 Abs. 2 StPO ver-
wendet werde sowie dem Wortlaut des § 21 Abs. 2 OWiG gerade keine eindeutigen Ausle-
gungsvorgaben zu entnehmen seien. 
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Strafverfolgungsbehörden mit der Zulässigkeit der sog. „Teileinstellung“266 die 
Möglichkeit, dem den §§ 154, 154a StPO zugrunde liegenden Rechtsgedanken der 
Verfahrensbeschleunigung und Prozessökonomie gerecht zu werden, ohne auf die 
aus spezial- oder generalpräventiven Gründen gebotene Verfolgung der Gesetzes-
verstöße im Rahmen eines Ordnungswidrigkeitenverfahrens verzichten zu müs-
sen.267  

In der weiteren relevanten strafprozessualen Konstellation des Privatklagever-
fahrens zeigt sich hinsichtlich der Anwendbarkeit der §§ 154, 154a StPO ein ge-
teiltes Bild. Zunächst folgt die Geltung des § 154a StPO für das Privatklageverfah-
ren bereits gesetzessystematisch aus dem Umkehrschluss zu § 385 Abs. 4 StPO, da 
der in § 385 Abs. 4 StPO normierten Aufhebung des zwingenden Charakters von 
§ 154a Abs. 3 Satz 2 StPO anderenfalls keine Bedeutung zukäme.268 Dagegen 
findet § 154 Abs. 2 StPO nach der überwiegenden Ansicht in der rechtswissen-
schaftlichen Literatur im Privatklageverfahren keine Berücksichtigung.269 Zur 
Begründung dieser abweichenden Beurteilung wird im Wesentlichen auf die im 
Vergleich zum gewöhnlichen Strafverfahren gewandelte prozessuale Ausgangssi-
tuation im Privatklageverfahren270 sowie die besondere Interessenlage des Privat-
klägers271 verwiesen. Die dem Privatkläger im Gegensatz zur Staatsanwaltschaft 
                                                      
266 KK-OWiG/Mitsch, § 21 Rn. 30; Schmidt, wistra 1998, 211 (211); Scholz, §§ 154, 154a StPO – 

Dogmatische Probleme, S. 92. 
267 Vgl. BGHSt 41, 385 (391) = BGH wistra 1996, 180 (181-182) = BGH NStZ 1996, 551 (552); 

ähnlich Ostendorf, GS Eckert, 639 (642); a.A. OLG Frankfurt wistra 1995, 279 (281), das auf die 
Gefahr hinweist, dass der verfahrensbeschleunigende Effekt verloren ginge und der „gewollte 
Teilverzicht auf Strafverfolgung ins Leere“ liefe, sofern die Verwaltungsbehörde einen Bußgeld-
bescheid erlasse, gegen den der Betroffene Einspruch einlege und das gemäß § 81 Abs. 1 Satz 1 
OWiG nach der Überleitung in das Strafverfahren nicht an die Beurteilung der Tat als Ord-
nungswidrigkeit gebundene nach § 68 Abs. 1 Satz 1 OWiG zuständige Amtsgericht diese dann 
als Straftat ahnde.  

268 Vgl. BT-Drs. 4/178 (1962), S. 44-45; LG Regensburg NJW 1990, 1742 (1743) = LG Regensburg JR 
1990, 255 (255); LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 7, § 154a Rn. 5; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154a 
Rn. 7; HK-StPO/Gercke, § 154a Rn. 2; KMR-StPO/Plöd, § 154a Rn. 1; Meyer-Goßner/Schmitt, 
StPO, § 385 Rn. 10; KK-StPO/Senge, § 385 Rn. 9; LR-StPO/Hilger, § 385 Rn. 17; 
AnwK-StPO/Schwätzler, § 385 Rn. 8; Pfeiffer, StPO, § 154a Rn. 1, § 385 Rn. 5; Radt-
ke/Hohmann-Merz, § 385 Rn. 6; Graf-StPO/Valerius, § 385 Rn. 10; Scholz, §§ 154, 154a StPO – 
Dogmatische Probleme, S. 22. 

269 HK-StPO/Kurth-Weißer, § 385 Rn. 10; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 9; KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., 
§ 154 Rn. 27; LR-StPO/Hilger, § 385 Rn. 17; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 385 Rn. 10; Radt-
ke/Hohmann-Merz, § 385 Rn. 6; KK-StPO/Senge, § 385 Rn. 9; Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 1; 
AnwK-StPO/Schwätzler, § 385 Rn. 8; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 16; 
wohl auch LG Regensburg NJW 1990, 1742 (1743) = LG Regensburg JR 1990, 255 (256) mit zust. 
Anm. Hilger; OLG Celle NStZ 1983, 328 (329); a.A. hingegen Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 
Rn. 9; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 7; auf Beulke verweisend HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 2. 

270 LG Regensburg NJW 1990, 1742 (1743) = LG Regensburg JR 1990, 255 (256); HK-StPO/Kurth-
Weißer, § 385 Rn. 10; Hilger, JR 1990, 256 (257).  

271 LG Regensburg NJW 1990, 1742 (1743) = LG Regensburg JR 1990, 255 (255); AK-StPO/Schöch, 
§ 154 Rn. 9; Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 1;  
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im Offizialverfahren gemäß § 391 StPO ausdrücklich eingeräumte Klagerücknah-
memöglichkeit stelle eine abschließende Sonderregelung dar, da sie ihm den Weg 
zu einer Teilrücknahme der Klage bereite, welche letztendlich die gleiche Rechts-
wirkung wie die Verfahrenseinstellung nach § 154 StPO entfalte und somit die 
Dispositionsbefugnis des Privatklägers abschließend gesetzlich geregelt sei.272 
Außerdem werde anderenfalls infolge des in § 154 StPO fehlenden Zustimmungs-
erfordernisses des Angeklagten für eine Einstellung die im Privatklageverfahren 
normierte Schutzfunktion des § 391 Abs. 1 Satz 2 StPO unterlaufen273, die vor 
allem in dem Interesse des Angeklagten an einer endgültigen Aufklärung der ge-
gen ihn erhobenen Vorwürfe besteht274. Letztendlich zeige sich die Unvergleich-
barkeit der prozessualen Ausgangssituation des Offizial- und des Privatklagever-
fahrens bereits daran, dass letzteres nach § 374 Abs. 1 StPO nur für solche die 
Allgemeinheit wenig berührende leichte Vergehen zulässig sei und dem Privatklä-
ger als an Stelle der Staatsanwaltschaft handelndem Verfahrensbeteiligten Genug-
tuung verschaffen solle, während der verfahrensbeschleunigende Gesetzeszweck 
von § 154 StPO gerade im Rahmen von strafprozessualen Großverfahren eine 
prozessökonomische Vereinfachung der Rechtspflege bewirke.275  

Schließlich vereinen sich die Anwendungsbereiche der §§ 154, 154a StPO aber 
wieder im Hinblick auf die strafverfahrensrechtliche Konstellation des Nebenkla-
geverfahrens. Die grundsätzlich auch für nebenklagefähige Delikte anwendbare 
Vorschrift des § 154a StPO276 kann jedoch durch die in § 395 Abs. 5 StPO gere-
gelte Anschlussbefugnis des Nebenklägers ihre Wirkung verlieren, soweit zur Ne-
benklage berechtigende Tatteile und Gesetzesverletzungen betroffen sind.277 Da-

                                                      
272 Vgl. LG Regensburg NJW 1990, 1742 (1743) = LG Regensburg JR 1990, 255 (256); hiergegen aus-

drücklich LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 7, der gegen die Annahme einer abschließenden Sonder-
regelung auf die unterschiedlichen gesetzlichen Voraussetzungen von § 391 StPO und § 154 
StPO verweist. 

273 Hilger, JR 1990, 256 (257); hiergegen ausdrücklich LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 7, der eine Umge-
hung des Zustimmungserfordernisses des Angeklagten in Abrede stellt, da dessen nicht erfor-
derliche Zustimmung gerade ein prägendes Element für die Einstellung gemäß § 154 StPO sei. 

274 Vgl. KK-StPO/Senge, § 391 Rn. 9; HK-StPO/Kurth-Weißer, § 391 Rn. 4; LR-StPO/Hilger, § 391 
Rn. 8-9; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 391 Rn. 6; Hilger, JR 1990, 256 (257). 

275 Vgl. LG Regensburg NJW 1990, 1742 (1743) = LG Regensburg JR 1990, 255 (256). 
276 Radtke/Hohmann-Radtke, § 154a Rn. 7; Pfeiffer, StPO, § 154a Rn. 1; AK-StPO/Schöch, § 154a 

Rn. 3; KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 154a Rn. 4; LR-StPO/Beulke, § 154a Rn. 5; 
SK-StPO/Weßlau, § 154a Rn. 10; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 22; 
AnwK-StPO/Walther, § 154a Rn. 23; vgl. auch OLG Düsseldorf NStZ-RR 1999, 116 (117). 

277 Vgl. zumeist noch unter Verweis auf den nach der alten Rechtslage einschlägigen § 397 Abs. 2 
StPO a.F. BGH VRS 45, 181 (181); BGH, Urt. v. 12.6.2001 – 1 StR 190/01 Rn. 8 (juris); OLG 
Düsseldorf NStZ-RR 1999, 116 (117); HK-StPO/Kurth-Weißer, § 395 Rn. 41; KK-StPO/Senge, 
§ 395 Rn. 18; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154a Rn. 7; AnwK-StPO/Walther, § 154a Rn. 23; 
AK-StPO/Schöch, § 154a Rn. 3; KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 154a Rn. 4; KMR-StPO/Plöd, 
§ 154a Rn. 1; HK-StPO/Gercke, § 154a Rn. 2; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154a Rn. 1; 
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bei hat es der Nebenkläger nach seiner Anschlusserklärung selbst in der Hand, die 
Strafverfolgung dennoch mit seiner Zustimmung nach § 154a StPO auf einzelne 
Nebenklagedelikte beschränken zu lassen.278 Bei der zulässigen Anwendung des 
§ 154 Abs. 2 StPO im Nebenklageverfahren hingegen hat das Gericht gemäß 
§ 396 Abs. 3 StPO vor der Ausscheidung der betroffenen prozessualen Taten 
zunächst über die Anschlussberechtigung des Nebenklägers zu entscheiden, um 
diesem nicht die aus § 397 Abs. 1 Satz 2 StPO i.V.m. § 385 Abs. 1 Satz 1 StPO 
folgende, seine Rechte wahrende Möglichkeit zur Stellungnahme bezüglich der 
Einstellungsfrage zu versagen.279 Auf der anderen Seite bedarf es dann für die 
beabsichtigte Einstellung nach § 154 Abs. 2 StPO keiner Zustimmung des zuge-
lassenen Nebenklägers280, dessen erforderliche Nebenklagebefugnis bereits fehlt, 
wenn die Staatsanwaltschaft gemäß § 154 Abs. 1 StPO im Ermittlungsverfahren 
die Einstellung des Verfahrens wegen des Nebenklagedelikts verfügt281.  

bb) Fazit – Der gemeinsame Anwendungsbereich der §§ 154, 154a StPO 
Der gemeinsame Anwendungsbereich der §§ 154, 154a StPO erstreckt sich damit 
auf weite Teile dieser exemplarisch im Überblick dargestellten gewichtigen straf-
rechtlichen Verfahrenskonstellationen. Besteht für die Strafverfolgungsbehörden 
nach der dogmatischen Grundkonzeption der §§ 154, 154a StPO zunächst die 
Möglichkeit, auf den verfahrensbeschleunigenden und prozessökonomischen 
Effekt der Vorschriften sowohl innerhalb einer prozessualen Tat als auch beim 
Vorliegen mehrerer prozessualer Taten zurückzugreifen, erfährt diese Befugnis 
unter Berücksichtigung des gemeinsamen Anwendungsbereiches der Normen 
lediglich kleine Einschränkungen. Ausgehend von der in allen Deliktsbereichen 
                                                      

LR-StPO/Beulke, § 154a Rn. 5 und 26; SK-StPO/Weßlau, § 154a Rn. 10 und 27; Pfeiffer, StPO, 
§ 154a Rn. 1; LR-StPO/Hilger, § 397 Rn. 19. 

278 Vgl. BGH VRS 45, 181 (181); BGHR StPO § 400 Abs. 1 Satz 1 – Zulässigkeit 1; BGH, Urt. v. 
12.6.2001 – 1 StR 190/01 Rn. 8 (juris); Pfeiffer, StPO, § 154a Rn. 1; KK-StPO/Diemer, § 154a 
Rn. 1; AK-StPO/Schöch, § 154a Rn. 18; HK-StPO/Gercke, § 154a Rn. 2; LR-StPO/Beulke, § 154 
Rn. 26; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154a Rn. 7; SK-StPO/Weßlau, § 154a Rn. 10; 
AnwK-StPO/Walther, § 154a Rn. 23; HK-StPO/Kurth-Weißer, § 395 Rn. 41; LR-StPO/Hilger, 
§ 397 Rn. 19. 

279 Siehe Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 396 Rn. 18; KK-StPO/Senge, § 396 Rn. 10; HK-StPO/Kurth-
Weißer, § 396 Rn. 21; Radtke/Hohmann-Merz, § 396 Rn. 11; LR-StPO/Hilger, § 396 Rn. 26; 
AnwK-StPO/Böttger, § 396 Rn. 10; Graf-StPO/Weiner, § 396 Rn. 15; Joecks, StPO, § 396 Rn. 5; 
vgl. auch BVerfGE 45, 320 (323) = BVerfG MDR 1963, 26 (26-27) = BVerfG NJW 1962, 2248 
(2248); BVerfG NJW 1995, 317 (318); AK-StPO/Rössner, § 396 Rn. 18, der für das Anhörungs-
bedürfnis ausdrücklich auf Art. 103 Abs. 1 GG verweist. 

280 Siehe OLG Celle NStZ 1983, 328 (329) mit zust. Anm. von Stackelberg; HK-StPO/Kurth-Weißer, 
§ 396 Rn. 21; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 16, § 396 Rn. 18; AnwK-StPO/Böttger, 
§ 396 Rn. 10; Graf-StPO/Weiner, § 396 Rn. 15; Joecks, StPO, § 396 Rn. 5; vgl. auch BVerfG NJW 
1995, 317 (318); BVerfG wistra 2003, 419 (419). 

281 OLG Stuttgart Die Justiz 1990, 192 (193); LR-StPO/Hilger, § 396 Rn. 26; HK-StPO/Kurth-Weißer, 
§ 396 Rn. 21; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 16. 



Grundlagen 

 

77 

gegebenen Möglichkeit der Begrenzung des Prozessstoffes erfüllen die §§ 154, 
154a StPO aufgrund ihrer verfahrensbeschleunigenden Wirkung gerade das im 
Jugendstrafverfahren aus erzieherischen Erwägungen zu beachtende Beschleuni-
gungsgebot, so dass die Paragraphen auch in den Verfahren gegen Heranwach-
sende und Jugendliche zur Anwendung kommen. Gleiches gilt mit gewissen Ein-
schränkungen im Hinblick auf § 154a StPO auch für das Nebenklageverfahren, 
während im Bußgeldverfahren zumindest der spezifische Regelungsgedanke der 
Vorschriften die Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens der Verwaltungsbe-
hörden im Rahmen von § 47 OWiG beeinflusst, wobei zudem der im Strafverfah-
ren nach den §§ 154, 154a StPO ausgeschiedene Prozessstoff im Ordnungswidrig-
keitenverfahren wieder zum Gegenstand einer aus spezial- oder generalpräven-
tiven Gründen gebotenen Ahndung gemacht werden kann. Der weitestgehend 
gemeinsame Anwendungsbereich der §§ 154, 154a StPO bricht hinsichtlich der 
dargestellten Verfahrenskonstellationen somit nur für den Bereich des Privatkla-
geverfahrens auseinander.  

Mithin verdeutlicht auch die überblicksartige Auseinandersetzung mit dem 
gemeinsamen Anwendungsbereich der §§ 154, 154a StPO das bereits aus der 
dogmatischen Grundkonzeption der Vorschriften ersichtliche große Handlungs-
spektrum, welches den Strafverfolgungsorganen durch die Normen eingeräumt 
wird und ihre sich auf weite Teile des Strafverfahrens erstreckende verfahrensbe-
schleunigende sowie prozessökonomische Einflussnahme gewährleistet. 

2. Die sachlichen Voraussetzungen der Anwendbarkeit der §§ 154, 154a StPO 
Bereits der sich über die Jahrzehnte erstreckenden Entstehungsgeschichte der 
§§ 154, 154a StPO ist die Intention des Gesetzgebers zu entnehmen, den Rege-
lungsbereich der Vorschriften kontinuierlich auszudehnen und auf diesem Weg 
auch die sachlichen Anforderungen an die Ausscheidung von Prozessstoff immer 
weiter abzusenken. In ihrer heutigen durch die Modifikationen des StVÄG 1979 
letztendlich angepassten normativen Ausgestaltung bietet sich den Strafverfol-
gungsbehörden mit den §§ 154, 154a StPO die Möglichkeit der Verfahrensbe-
schränkung im Wesentlichen unter zwei durch verschiedene sachliche Vorausset-
zungen gekennzeichneten Konstellationen.282 Zunächst kann die weitere Verfol-
gung der Nebendelikte, Tatteile oder Gesetzesverletzungen unterbleiben, wenn 
eine Bestrafung des Beschuldigten neben einer bereits rechtskräftig verhängten 
oder noch zu erwartenden Kriminalsanktion „nicht beträchtlich ins Gewicht fällt“ 
(§ 154 Abs. 1 Nr. 1 StPO bzw. § 154a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 StPO).283 Selbst 

                                                      
282 Vgl. Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 57; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 17, 

§ 154a Rn. 9. 
283 Volk/Engländer, StPO, § 12 Rn. 29; Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 7; Kramer, 

Grundbegriffe des Strafverfahrensrechts, Rn. 274a; Geppert, Jura 1986, 309 (316); Meyer, JurBüro 
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wenn dem Rechtsfolgenminus aber eine erhebliche Bedeutung zukommt, kann auf 
eine umfängliche Strafverfolgung vor allem in den Paradebeispielen der strafpro-
zessualen Großverfahren verzichtet werden, sofern ein Urteil bei einer Einbezie-
hung der Vorwürfe „in angemessener Frist nicht zu erwarten ist“ und die ander-
weitige den Beschuldigten treffende Rechtsfolge „zur Einwirkung auf den Täter 
und zur Verteidigung der Rechtsordnung ausreichend erscheint“ (§ 154 Abs. 1 Nr. 
2 StPO bzw. § 154a Abs. 1 Satz 2 i.V.m § 154 Abs. 1 Nr. 2 StPO).284 Die für diese 
beiden Verfahrenssituationen maßgeblichen sachlichen Voraussetzungen sollen im 
Folgenden überblicksartig dargestellt werden. 

a) Grundlage – Bezugssanktionen 
Den im Kern identischen Ausgangspunkt der Anwendung der §§ 154, 154a StPO 
bildet ein „hypothetischer Vergleich“285 zwischen der Kriminalsanktion, die wegen 
der einzustellenden prozessualen Tat bzw. unter Berücksichtigung der auszuschei-
denden Tatteile oder Gesetzesverletzungen für den Beschuldigten zu erwarten ist, 
und der jeweiligen sog. „Bezugssanktion“286, die diesen wegen einer anderen Tat 
bzw. ohne den herausgenommenen Verfahrensstoff trifft.287  

Im Rahmen dieses anzustellenden Sanktionsvergleiches zeigt sich ein variables 
Bild im Hinblick auf das erforderliche Stadium der als Anknüpfungspunkt die-
nenden Bezugssanktion288, da die Rechtsfolge für die einzubeziehende Bezugstat 
                                                      

1979, 15 (15); vgl. Kühne, Strafprozessrecht, § 35 Rn. 594; Schlüchter, Das Strafverfahren, 
Rn. 406.6; Schulenburg, JuS 2004, 765 (769). 

284 Volk/Engländer, StPO, § 12 Rn. 29; Kramer, Grundbegriffe des Strafverfahrens, Rn. 274a; Schlüch-
ter, Das Strafverfahren, Rn. 406.6; Geppert, Jura 1986, 309 (316); Meyer, JurBüro 1979, 15 (15-16); 
vgl. Kühne, Strafprozessrecht, § 35 Rn. 594; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 22; Ostendorf, GS Eckert, 
639 (639); Schulenburg, JuS 2004, 765 (769). 

285 Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 13, § 154a Rn. 12; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 3; 
AK-StPO/Schöch, § 154a Rn. 8; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 13; Joecks, StPO, § 154a Rn. 6; Pfeif-
fer, StPO, § 154a Rn. 3; Schäfer/Sander, Die Praxis des Strafverfahrens, Rn. 668; Rose, Rechts-
schutz gegen Einstellung nach den Opportunitätsvorschriften, S. 38. 

286 LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 2; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 14, § 154a Rn. 12; 
AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 11, § 154a Rn. 8; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 3, § 154a Rn. 6; 
SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 13, § 154a Rn. 7; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Prob-
leme, S. 25; Schulenburg, JuS 2004, 765 (769); ähnlich „Bezugsrechtsfolge“ Pott, Opportunitäts-
denken in §§ 154, 154a StPO, S. 57. 

287 Vgl. LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 14, § 154a Rn. 9; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 13, § 154a 
Rn. 12; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 13; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 11, § 154a Rn. 8; 
HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 3; AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 3; KK-StPO/Diemer, § 154 
Rn. 4; Pfeiffer, StPO, § 154a Rn. 3; Joecks, StPO, § 154 Rn. 3, § 154a Rn. 6.  

288 Die folgenden Ausführungen bezüglich der verschiedenen Arten und Stadien der relevanten 
Bezugssanktionen beschäftigen sich im Wesentlichen mit den zu ermittelnden Bezugssanktionen 
im Rahmen der Anwendung von § 154 Abs. 1 Nr. 1 StPO sowie § 154a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
StPO, da nur in diesen Fällen weitere anders beschaffene prozessuale Taten Gegenstand des 
„hypothetischen Vergleichs“ der Strafverfolgungsbehörden werden, während sich dieser bei 
§ 154a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 StPO auf eine prozessuale Tat beschränkt. 
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entweder bereits rechtskräftig verhängt worden sein kann oder lediglich zu erwar-
ten289 ist.290 Darüber hinaus kann selbst in den Konstellationen einer begonnenen 
oder sogar schon erledigten Vollstreckung der rechtskräftig verhängten Bezugs-
sanktion grundsätzlich noch auf diese zurückgegriffen werden.291 Die Berücksich-
tigungsfähigkeit findet dabei erst dann ihre Grenze, wenn die zur Einstellung oder 
Beschränkung in Betracht kommende Tat nach dem Abschluss der Vollstreckung 
einer Verurteilung wegen der früheren Bezugssanktion begangen worden ist292, da 
in diesen Fällen der ausgebliebene präventive Effekt der vorausgegangenen Voll-
streckung offensichtlich eine erneute Strafe zur Einwirkung auf den Täter erfor-
dert293. Letztendlich eröffnet sich den Strafverfolgungsbehörden für ihren „hypo-
thetischen Vergleich“ im Vorfeld der Anwendung der §§ 154, 154a StPO somit 
ein großes Spektrum von Stadien, in denen sich die heranzuziehende Bezugssank-
tion befinden kann, ohne dass diese ihre Einwirkungsmöglichkeit auf die Begren-
zung des Prozessstoffes im aktuellen Verfahren verliert. 

Eine ähnlich gestaltete Situation lässt sich auch mit Rücksicht auf die den 
Strafverfolgungsorganen für den Vergleichsprozess zur Verfügung stehenden 
verschiedenen Arten der Bezugssanktion feststellen. Zwar beschränkt sich die 
Gruppe der einbeziehungsfähigen Bezugssanktionen nach dem Gesetzeswortlaut 
zunächst explizit auf Strafen und die in § 61 StGB aufgezählten Maßregeln der 
Sicherung und Besserung, jedoch erweitert sich der Kreis der relevanten Maß-
                                                      
289 In dem Fall einer lediglich zu erwartenden Bezugssanktion ist für die Einstellung oder Beschrän-

kung des Strafverfahrens nach den §§ 154, 154a StPO eine „doppelte Prognose“ der Strafver-
folgungsbehörden bezüglich des Gewichtes der Verurteilung aufgrund der Bezugstat sowie der 
von der Begrenzung des Verfahrensstoffes betroffenen Tat erforderlich, vgl. Radtke/Hohmann-
Radtke, § 154 Rn. 17, § 154a Rn.18; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 14, § 154a Rn. 9; 
HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 3; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 5; Anwk-StPO/Walther, § 154 
Rn. 5. 

290 Vgl. AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 11, § 154a Rn. 8; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 14; Radt-
ke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 13-14, § 154a Rn. 12; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 4; 
AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 3; Joachimski/Haumer, Strafverfahrensrecht, S. 124. 

291 LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 15, § 154a Rn. 9; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 17; 
HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 3; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 14; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 11; 
Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 19, § 154a Rn. 14; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 4; 
AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 4; vgl. auch die Beispielsfälle bei Haller/Conzen, Das Strafver-
fahren, Rn. 184; a.A. KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 3, der bei einer vollstreckten Strafe die An-
wendbarkeit der §§ 154, 154a StPO ausdrücklich ablehnt. 

292 Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 17, § 154a Rn. 18; AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 4; Meyer-
Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 19, § 154a Rn. 14; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 15, § 154a Rn. 9; 
SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 14; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 11; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 4; 
HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 3; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 26; zu-
stimmend insoweit KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 3. 

293 Vgl. Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 17, § 154a Rn. 18; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 15, 
§ 154a Rn. 9; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 14; KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 154 Rn. 3; in diese 
Richtung auch Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 19, der auf den entgegenstehenden Sinn 
des § 154 verweist. 
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nahmen nach allgemeiner Ansicht um die in § 11 Abs. 1 Nr. 8 StGB aufgeführten 
Fallkonstellationen294, und auch die eine Verwarnung mit Strafvorbehalt gemäß 
§ 59 StGB aussprechende Verurteilung kann als „strafrechtliches Reaktionsmittel 
eigener Art mit maßnahmeähnlichem Charakter“295 ausreichend sein296. Diese 
Auslegung kann nicht nur zur Lösung der für die Staatsanwaltschaft und das Ge-
richt auftretenden Grenzfälle beitragen297, sondern wird durch die aus ihr resultie-
rende weitere Ausdehnung des Anwendungsbereiches der §§ 154, 154a StPO in 
erster Linie dem verfahrensbeschleunigenden und prozessökonomischen Zweck 
der Vorschriften gerecht, ohne entgegenstehenden gesetzessystematischen oder 
teleologischen Einwendungen zu begegnen. Allerdings stößt diese extensive Aus-
legung bei den Auflagen und Weisungen nach § 153a StPO an ihre Grenzen, so 
dass diese nicht als relevante Bezugssanktionen in Betracht kommen.298 Eine Sub-
sumtion der aus der Anwendung von § 153a StPO resultierenden Auflagen und 
Weisungen unter den in den §§ 154, 154a StPO ausdrücklich normierten Begriff 
der „Strafe“ scheidet ebenso aus299 wie die unter Berücksichtigung des § 152 
Abs. 2 StPO ansonsten erforderliche Möglichkeit einer Gleichsetzung des 
„rechtskraftähnlichen“ Verfahrensabschlusses durch § 153a StPO mit einem Ur-
teil300.301 Schließlich müssen die von den Strafverfolgungsorganen herangezogenen 

                                                      
294 Vgl. LG Berlin NStZ 1994, 450 (450); LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 16, § 154a Rn. 9; Meyer-

Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 7; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 4; KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., 
§ 154 Rn. 6; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 6; zweifelnd KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 6; Radt-
ke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 15, § 154a Rn. 18, der auf den entgegenstehenden Wortlaut 
verweist sowie bereits kein praktisches Bedürfnis für die Ausdehnung des Anwendungsberei-
ches erkennen kann. 

295 LG Berlin NStZ 1994, 450 (450); vgl. auch Dreher, FS Maurach, 275 (294); LK-StGB/Hubrach, Vor 
§ 59 Rn. 4; Schönke/Schröder-Stree/Kinzig, § 59 Rn. 3; Schöch, JR 1978, 74 (75). 

296 Vgl. LG Berlin NStZ 1994, 450 (450); Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 7; Radt-
ke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 15, § 154a Rn. 18; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 16, § 154a Rn. 9; 
HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 3; Graf-StPO/Beukelmann, § 154 Rn. 2.1; Scholz, §§ 154, 154a StPO 
– Dogmatische Probleme, S. 25. 

297 Siehe LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 16, § 154a Rn. 9; vgl. Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 7, 
der die Berücksichtigung der Maßnahmen aus § 11 Abs. 1 Nr. 8 StGB als „Muss“ beschreibt. 

298 Vgl. LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 16, § 154a Rn. 9; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 16, § 154a 
Rn. 18; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 15; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 11; KMR-StPO/Plöd, § 154 
Rn. 5; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 2; Graf-StPO/Beukelmann, § 154 Rn. 2.1; Scholz, 
§§154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 27; Cramer, wistra 1999, 290 (291); a.A. Bandemer, 
NStZ 1988, 297 (298-299), die zur Begründung ihrer abweichenden Meinung im Wesentlichen 
auf die „strafähnliche“ Funktion der nach § 153a StPO erteilten Auflagen und Weisungen sowie 
deren „rechtskraftähnliche“ Wirkung für das Verfahren abstellt. 

299 Vgl. Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 16, § 154a Rn. 18; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 16, 
§ 154a Rn. 9; Graf-StPO/Beukelmann, § 154 Rn. 2.1; ähnlich AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 11, mit 
einem ergänzenden Verweis auf den Zweck der Vorschriften. 

300 Vgl. Cramer, wistra 1999, 290 (291); SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 15; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, 
§ 154 Rn. 2; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 5; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 3; zustimmend Scholz, 
§§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 27. 
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Bezugssanktionen auf das Urteil eines deutschen Gerichtes302 bzw. auf ein diesem 
gleichstehenden Urteil303 aus einem anderen EU-Mitgliedstaat304 zurückgehen305 
oder ihre Grundlage in der Verurteilung durch ein Gericht der ehemaligen DDR 
finden306. Für alle weiteren Auslandsverfahren gehen nämlich die Spezialregelun-
                                                      
301 Bereits das praktische Bedürfnis einer Einbeziehung der nach § 153a StPO verhängten Auflagen 

und Weisungen wird bestritten, da eine nicht nach den §§ 153, 153a StPO einstellungsfähige Tat 
„gegenüber einer informellen Sanktion in jedem Fall »beträchtlich ins Gewicht«“ falle, vgl. 
SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 15; dem zustimmend Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 16, 
§ 154a Rn. 18. Sehr kritisch gegenüber der im „Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von 
Strafverfahren (Strafverfahrensbeschleunigungsgesetz)“ – BT-Drs. 14/1714 (1999) – enthalte-
nen Reformüberlegung der Berücksichtigungsfähigkeit von Auflagen und Weisungen nach 
§ 153a StPO als Bezugssanktion im Rahmen der §§ 154, 154a StPO (vgl. BT-Drs. 14/1714 
(1999), S. 4) Herzog, StV 2000, 444 (447). 

302 So etwa HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 2; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 10; AK-StPO/Schöch, § 154 
Rn. 12; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 11; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 5; 
KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 154 Rn. 7; AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 6; Kohlhaas, NJW 1970, 
796 (796); Gallandi, NStZ 1987, 353 (353-354) mit dem Vorschlag einer Gesetzesänderung. 

303 Art. 3 des Rahmenbeschlusses 2008/675/JI des EU-Rates vom 24.07.2008 (Rahmenbeschluss 
zur Berücksich-tigung der in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union ergangenen Ver-
urteilungen in einem neuen Strafverfahren – ABl. 2008 vom 15.08.2008, L 220/32-34) lautet: 
„(3) Zweck dieses Rahmenbeschlusses ist es, eine Mindestverpflichtung für die Mitgliedstaaten 
bezüglich der Berücksichtigung von in anderen Mitgliedstaaten ergangenen Verurteilungen fest-
zulegen. Somit sollte dieser Rahmenbeschluss die Mitgliedstaaten nicht daran hindern, nach 
Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts und sofern sie über entsprechende Informationen verfü-
gen, beispielsweise eine rechtskräftige Entscheidung einer Verwaltungsbehörde, gegen deren 
Entscheidung ein in Strafsachen zuständiges Gericht angerufen werden kann, zu berücksichti-
gen, mit der eine Person einer Straftat oder einer Handlung, die nach innerstaatlichem Recht als 
Zuwiderhandlung gegen Rechtsvorschriften strafbar ist, schuldig gesprochen worden ist.“ Dem 
Rahmenbeschluss ist damit das Ziel zu entnehmen, dass die in einem anderen Mitgliedstaat er-
gangenen Verurteilungen die gleichen Rechtswirkungen entfalten wie eine entsprechende inlän-
dische gerichtliche Entscheidung und folglich auch Einfluss auf die der Verurteilung nachfol-
genden Verfahren nehmen können, vgl. KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 2; Peters, NStZ 2012, 76 
(77); Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 30. In Bezug auf die Berücksichti-
gungsfähigkeit einer nach innerstaatlichen Maßstäben gesamtstrafenfähigen ausländischen Vor-
verurteilung in diese Richtung auch BGH NJW 2010, 2677 (2677-2678). 

304 So unter Berücksichtigung von Art. 3 des Rahmenbeschlusses 2008/675/JI des EU-Rates vom 
24.07.2008 richtigerweise SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 10; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 
Rn. 1a; Graf-StPO/Beukelmann, § 154 Rn. 1.1; zutreffend bezüglich der Beachtung der ausgeur-
teilten Bezugssanktionen anderer Mitgliedstaaten auch Peters, NStZ 2012, 76 (76); Scholz, §§ 154, 
154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 30-31. 

305 Befürwortend hinsichtlich der Verwertbarkeit aller ausländischen Verurteilungen aber LG Aachen 
NStZ 1993, 505 (505-506); LG Bremerhaven NJW 1971, 1003 (1003-1004); LG Bonn NJW 1973, 
1566 (1567); LG Essen StV 1992, 223 (223); Peters, NStZ 2012, 76 (78-79); Vordermayer/v. 
Heintschel-Heinegg/H.Vordermayer-M.Vordermayer, 3. Teil, Rn. 129; Dauster, NStZ 1986, 145 
(145-149) mit dem Hinweis auf das Erfordernis einer Prüfung der Vereinbarkeit der ausländi-
schen Verurteilung mit dem ordre public der Bundesrepublik Deutschland; Ratz, NJW 1970, 1668 
(1669); Beseler, NJW 1970, 370 (370-371); im Ergebnis wohl auch KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 2; 
Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 30-31. 

306 AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 12; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 2; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 10.  
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gen der §§ 153c Abs. 1 Nr. 3, 154b Abs. 2 StPO aufgrund ihres Regelungszusam-
menhanges vor307, so dass auch die anderenfalls durch die für die deutschen 
Staatsanwälte oder Gerichte vorzunehmende Bewertung der Dauer und des Er-
gebnisses eines ausländischen Strafverfahrens in der Praxis auftretenden Schwie-
rigkeiten vermieden werden können308.  

Trotz dieser Einschränkungen verbleibt den Strafverfolgungsbehörden somit 
ein breit gefächertes Feld an in den unterschiedlichsten Stadien befindlichen Arten 
von Bezugssanktionen, die im Rahmen des den Ausgangspunkt der Anwendung 
der §§ 154, 154a StPO bildenden „hypothetischen Vergleiches“ über die erforder-
liche Geeignetheit verfügen, um mit der wegen der einzustellenden prozessualen 
Tat bzw. unter Berücksichtigung der auszuscheidenden Tatteile oder Gesetzesver-
letzungen für den Beschuldigten zu erwartenden Kriminalsanktion gemessen zu 
werden. Beim Vorliegen einer geeigneten Bezugssanktion richtet sich das Augen-
merk sodann auf die beiden in den §§ 154, 154a StPO durch unterschiedliche 
sachliche Voraussetzungen gekennzeichneten Konstellationen der Möglichkeit 
einer Verfahrensbeschränkung. 

b) Nicht beträchtlich ins Gewicht fallende Rechtsfolgen – § 154 Abs. 1 Nr. 1 
StPO bzw. § 154a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 StPO 

Infolge der ersten der beiden normierten Varianten können die Strafverfolgungs-
behörden nach den §§ 154, 154a StPO von der weiteren Verfolgung der Nebende-
likte, Tatteile bzw. Gesetzesverletzungen absehen, wenn eine Bestrafung des Be-
schuldigten neben einer bereits rechtskräftig verhängten oder noch zu erwarten-
den Kriminalsanktion „nicht beträchtlich ins Gewicht fällt“ (§ 154 Abs. 1 Nr. 1 
StPO bzw. § 154a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2309 StPO).310 Der anzustellende „hypo-
                                                      
307 Vgl. LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 10; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 11; HK-StPO/Gercke, 

§ 154 Rn. 2; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 5; KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 154 Rn. 7; 
AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 12; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 10; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, 
§ 154 Rn. 1a; AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 6. 

308 Vgl. Gallandi, NStZ 1987, 353 (354); LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 10; zu weiteren praktischen 
Schwierigkeiten im Hinblick auf die in § 154 Abs. 4 StPO geregelte Wiederaufnahmefrist von 
drei Monaten Kohlhaas, NJW 1970, 796 (796). 

309 Durch die Anwendung von § 154a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 StPO können innerhalb einer prozessualen 
Tat auch Tatteile und Gesetzesverletzungen aus dem Verfahren ausgeschieden werden, wenn 
die sich daraus ergebende Reduzierung der Rechtsfolgen gegenüber der noch ohne die Verfah-
rensbeschränkung zu erwartenden Rechtsfolgen beträchtlich ins Gewicht fällt, diese Grenze un-
ter Berücksichtigung der für eine andere prozessuale Tat zu erwartende oder bereits verhängte 
Sanktion aber nicht überschritten wird, vgl. BGHSt 41, 385 (391) = BGH NStZ 1996, 551 (552); 
LR-StPO/Beulke, § 154a Rn. 11; KK-StPO/Diemer, § 154a Rn. 6; Pfeiffer, StPO, § 154a Rn. 3; 
HK-StPO/Gercke, § 154a Rn. 6; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154a Rn. 11-14; AK-StPO/Schöch, 
§ 154a Rn. 11; KMR-StPO/Plöd, § 154a Rn. 6; Radtle/Hohmann-Radtke, § 154a Rn. 18; 
AnwK-StPO/Walther, § 154a Rn. 5; Kurth, NJW 1978, 2481 (2483). 

310 Vgl. Volk/Engländer, StPO, § 12 Rn. 29; Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 7; 
Kramer, Grundbegriffe des Strafverfahrensrechts, Rn. 274a; Geppert, Jura 1986, 309 (316); Meyer, 
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thetische Vergleich“ muss demnach zu dem Ergebnis führen, dass die für den 
Beschuldigten unter Berücksichtigung des auszuscheidenden Prozessstoffes in 
Aussicht stehende Strafe im Verhältnis zu der diesen belastenden Bezugssanktion 
„nicht beträchtlich ins Gewicht fällt“.311 Entscheidende Bedeutung für die Fest-
setzung einer Grenze, jenseits derer eine Verfahrensbeschränkung ausscheidet, 
kommt damit dem sog. „Relationskriterium“312 des „Nicht-beträchtlich-ins-
Gewicht-Fallens“ zu, welches durch den mit dem StVÄG 1979 eingefügten Zu-
satz „beträchtlich“ eine erhebliche Ausdehnung erfahren hat313. Dennoch hat der 
Gesetzgeber keine Definition des für das „Relationskriterium“ maßgeblichen Be-
griffes der „Beträchtlichkeit“ in die StPO eingefügt.314 Zwar kann mit Hilfe einer 
am Wortsinn315 und der Entstehungsgeschichte316 der §§ 154, 154a StPO orien-
tierten Auslegung317 eine Annäherung an die gesetzliche Intention hinter der ge-
                                                      

JurBüro 1979, 15 (15); siehe auch Kühne, Strafprozessrecht, § 35 Rn. 594; Schlüchter, Das Strafver-
fahren, Rn. 406.6; Schulenburg, JuS 2004, 765 (769). 

311 Vgl. Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 18, § 154a Rn. 18; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 16, 
§ 154a Rn. 6; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 13, § 154a Rn. 9; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 3, 
§ 154a Rn. 5; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 14, § 154a Rn. 10 und 11; Geppert, Jura 1986, 309 
(316). 

312 Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 57; Kapahnke, Opportunität und Legalität im 
Strafverfahren, S. 94, 102 und 116; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 25. 

313 Vgl. Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, S. 102-103; Kurth, NJW 1978, 2481 
(2482); Bloy, GA 1980, 161 (180); Schmidt-Hieber, Verständigung im Strafverfahren, Rn. 63. 

314 Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 18, § 154a Rn. 18; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 16, § 154a 
Rn. 6; AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 8; Kurth, NJW 1978, 2481 (2482); Pott, Opportunitäts-
denken in §§ 154, 154a StPO, S. 66; Pickert, Verfolgungsbeschränkung gem. § 154a StPO und 
Strafklageverbrauch, S. 20: Meyer, JurBüro 1979, 15 (15). 

315 Die Auslegung des Begriffs der „Beträchtlichkeit“ anhand seines Wortsinns legt den Schluss 
nahe, dass die Grenze des Kriteriums jedenfalls in den Konstellationen überschritten wird, in 
denen sich die wegen der auszuscheidenden Taten, Tatteile oder Gesetzesverletzungen zu er-
wartenden Rechtsfolgen nicht mehr signifikant von den gegen den Beschuldigten wegen der Be-
zugstat verhängten oder prognostizierten Rechtsfolgen unterscheiden, vgl. Kurth, NJW 1978, 
2481 (2482); Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 32; ähnlich 
AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 13; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 18, § 154a Rn. 9; Meyer-
Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 7; KMR-StPO/Plöd, § 154a Rn. 4. Grundlegend zur grammati-
schen Auslegung Larentz/Canaris, Methodenlehre der Rechtswissenschaft, S. 141-145; Wank, 
Auslegung von Gesetzen, S. 39-53. 

316 Der Entstehungsgeschichte der §§ 154, 154a StPO ist die eine exzensive Auslegung des „Relati-
onskriteriums“ nahelegende gesetzgeberische Intention zur stetigen Ausweitung des Anwen-
dungsbereiches der §§ 154, 154a StPO zu entnehmen, siehe hierzu: 1. Kapitel, A., I., 3. Grund-
legend zur historischen Auslegung Larentz/Canaris, Methodenlehre der Rechtswissenschaft, 
S. 149-153; Wank, Auslegung von Gesetzen, S. 65-68. 

317 In die Richtung einer weiten Auslegung des „Relationskriteriums“ deuten auch die den in erster 
Linie an die Staatsanwaltschaft adressierten und speziell mit den technischen Fragen der Verfah-
rensgestaltung befassten (vgl. Einführung RiStBV: KK-StPO, Anhang II RiStBV, Vorbem. 
S. 3001; Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 3 Rn. 8; grundlegend zur Entstehung der 
RiStBV Schaefer, NJW 1977, 21 (21-24)) Richtlinien für das Strafverfahren und Bußgeldverfahren 
(RiStBV) zu entnehmenden Grundlagen, da die Staatsanwaltschaft gemäß Nr. 101 Abs. 1 Satz 1 
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wählten „Beträchtlichkeits-Formel“318 gelingen, jedoch können auch auf diesem 
Weg keine verallgemeinerungsfähigen, abstrakten Anforderungen an das Kriteri-
um der „Beträchtlichkeit“ formuliert werden319 und die Beurteilung der Über-
schreitung der gesetzlich vorgegebenen Grenze bleibt von den Besonderheiten 
des jeweiligen Einzelfalls abhängig320. In der rechtswissenschaftlichen Literatur 
wird daher die Orientierung an einem allein auf den quantitativen Gesichtspunkt 
der Höhe der Rechtsfolgen abstellenden Maßstab für die Bestimmung der „Be-
trächtlichkeit“ abgelehnt321 und dem qualitativen Aspekt der Sanktionsart weitest-
                                                      

RiStBV sowie Nr. 101a Abs. 1 Satz 2 RiStBV i.V.m. Nr. 101 Abs. 1 Satz 1 RiStBV dazu ange-
halten wird, auf die Einstellungsmöglichkeiten der §§ 154, 154a StPO „in weitem Umfang“ zu-
rückzugreifen, vgl. Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 66; Scholz, §§ 154, 154a 
StPO – Dogmatische Probleme, S. 32. 

318 Geppert, Jura 1986, 309 (316). 
319 Vgl. Radtke-Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 18-19, § 154a Rn. 18; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dog-

matische Probleme, S. 32; ähnlich SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 16, § 154a Rn. 6. 
320 Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 7, § 154a Rn. 9; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 4, § 154a 

Rn. 5; AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 7; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 18-19, § 154a 
Rn. 18; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 6; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 18, § 154a Rn. 9; 
SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 16, § 154a Rn. 6; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 13; 
KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 7; Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 2; Graf-StPO/Beukelmann, § 154 Rn. 3; 
Fezer, Strafprozessrecht, 1/49; Schäfer/Sander, Die Praxis des Strafverfahrens, Rn. 668; Hegh-
manns, Das Arbeitsgebiet des Staatsanwalts, Rn. 687; Burhoff, Ermittlungsverfahren, Rn. 1371; 
Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 39; Meyer, JurBüro 1979, 15 (15); Hein, 
JuS 2013, 899 (901-902); Appl, Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 18; in die-
se Richtung auch die Erläuterungen in der Begründung des Gesetzesentwurfs zum StVÄG 
1979, vgl. BT-Drs. 8/976 (1977), BegrRegE, S.19. 

321 Vgl. AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 13; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 18, § 154a Rn. 9; Radt-
ke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 18, § 154a Rn. 18; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 16, § 154a 
Rn. 6; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 7; Graf-StPO/Beukelmann, § 154 Rn. 3; Pott, Opportunitäts-
denken in §§ 154, 154a StPO, S. 67; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 40; 
ähnlich KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 6; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 7; 
AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 8; Heghmanns, Das Arbeitsgebiet des Staatsanwalts, Rn. 687; die 
Bedeutung der quantitativen Aspekte stärker betonend Kurth, NJW 1978, 2481 (2482); Bloy, GA 
1980, 161 (180); Fezer, Strafprozessrecht, 1/49; Pickert, Verfolgungsbeschränkung gem. § 154a 
StPO und Strafklageverbrauch, S. 20; Appl, Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, 
S. 18-19. Die in der rechtswissenschaftlichen Literatur versuchten Annäherungen an eine Be-
stimmung der Beträchtlichkeitsgrenze anhand von quantitativen Gesichtspunkten gehen im We-
sentlichen in die Richtung, dass sich die Rechtsfolgen durch die Anwendung der §§ 154, 154a 
StPO nicht um die Hälfte verringern dürften (vgl. KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 7; 
HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 4; KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 154 Rn. 10; SK-StPO/Weßlau, 
§ 154 Rn. 16, § 154a Rn. 6; kritisch im Hinblick auf eine prozentuale Grenzziehung 
AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 8; Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, 
S. 118), während deren Absenkung um ein Viertel aber wohl noch zu tolerieren sei (vgl. Kurth, 
NJW 1978, 2481 (2482); KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 7; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 9; Meyer-
Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 7; Geppert, Jura 1986, 309 (316); Appl, Strafschärfende Verwer-
tung von §§ 154, 154a StPO, S. 19; ähnlich „Rechtsfolgenreduzierung um ein Viertel bis maxi-
mal ein Drittel“ Pickert, Verfolgungsbeschränkung gem. § 154a StPO und Strafklageverbrauch, 
S. 20; Dallinger, MDR 1966, 797 (798), der den von ihm tolerierten Wert von einem Drittel aller-
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gehend nur die Rolle eines zu beachtenden Anhaltspunktes im Rahmen der über 
die Jahre entwickelten „Anwendungsleitlinien“322 zuerkannt323. So überschreite 
beispielsweise eine zu verbüßende Freiheitsstrafe gegenüber einer Geldstrafe 
grundsätzlich die Schwelle der „Beträchtlichkeit“.324 Gleiches gelte unter gewissen 
Einschränkungen325 auch für den Fall einer lediglich zur Bewährung ausgesetzten 
Freiheitsstrafe326 oder beim Vorliegen einer freiheitsentziehenden Maßregel der 

                                                      
dings auf das im Jahre 1966 noch ohne den Zusatz der „Beträchtlichkeit“ ausgestaltete „Relati-
onskriterium“ bezieht). In den Fällen einer aus den zu vergleichenden Rechtsfolgen zu bilden-
den Gesamtstrafe kann auf diese erarbeiteten Grundlagen aber nicht zurückgegriffen werden, da 
sich in diesen Konstellationen die Beurteilung der „Beträchtlichkeit“ nach der zu erwartenden 
Erhöhung der Gesamtstrafe richtet (vgl. BT- Drs. 8/976 (1977), BegrRegE, S. 39; 
LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 20, § 154a Rn. 9; Radtke-Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 21, § 154a 
Rn. 18; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 8; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 4; 
SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 18, § 154a Rn. 6; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 10; 
AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 9; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 16; KMR-StPO/Plöd, § 154 
Rn. 8; Graf-StPO/Beukelmann, § 154 Rn. 4; Joecks, StPO, § 154 Rn. 3; Schäfer/Sander, Die Praxis 
des Strafverfahrens, Rn. 668; Kurth, NJW 1978, 2481 (2482); Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dog-
matische Probleme, S. 34) und somit auch Verfahrensstoff nach den §§ 154, 154a StPO ausge-
schieden werden kann, dessen Rechtsfolgen gegenüber der Bezugssanktion gleichwertig oder 
sogar schwerer wiegen, sofern ihre Berücksichtigung die Höhe der Gesamtstrafe nicht wesent-
lich beeinflussen würde (vgl. BT-Drs. 8/976 (1977), BegrRegE, S. 39; LR-StPO/Beulke, § 154 
Rn. 20, § 154a Rn. 9; AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 9; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 16; 
SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 18, § 154a Rn. 6; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 8; 
Graf-StPO/Beukelmann, § 154 Rn. 4; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 10; Scholz, §§ 154, 154a StPO 
– Dogmatische Probleme, S. 34; ähnlich Schäfer/Sander, Die Praxis des Strafverfahrens, Rn. 668). 

322 LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 19; ähnlich „Leitlinie“ Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 2; Radtke/Hohmann-
Radtke, § 154 Rn. 19 sowie „Anwendungsrichtlinie“ Kapahnke, Opportunität und Legalität im 
Strafverfahren, S. 118. 

323 Vgl. Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 2; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 19, § 154a Rn. 9; Radtke/Hohmann-
Radtke, § 154 Rn. 19, § 154a Rn. 18; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 14; HK-StPO/Gercke, § 154 
Rn. 4; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 34; ähnlich SK-StPO/Weßlau, 
§ 154 Rn. 16-17, § 154a Rn. 6, die den qualitativen Aspekt der Kategorien von Verbrechen und 
Vergehen für die Beurteilung für ungeignet, aber andere Unterscheidungen nach der Art der 
Sanktion für berücksichtigungswert hält; kritisch insgesamt KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 7; 
KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 6. 

324 Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 2; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 20, § 154a Rn. 18; 
HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 4; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 19, § 154a Rn. 9; SK-StPO/Weßlau, 
§ 154 Rn. 17, § 154a Rn. 6; Heghmanns, Das Arbeitsgebiet des Staatsanwalts, Rn. 687; Schä-
fer/Sander, Die Praxis des Strafverfahrens, Rn. 668; Kapahnke, Opportunität und Legalität im 
Strafverfahren, S. 118; ähnlich AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 14; kritisch KK-StPO/Diemer, § 154 
Rn. 7; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 6.  

325 So wird in der Literatur u.a. auf die Fälle einer in ihrer Höhe erheblichen Geldstrafe verwiesen 
oder eine zu verhängende Geldstrafe neben einer Freiheitsstrafe gemäß § 41 StGB als denkbare 
Ausnahmekonstellation aufgeführt, vgl. Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 20; 
LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 19; ähnlich SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 17; die Ausnahmen beto-
nend KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 7; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 6. 

326 LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 19, § 154a Rn. 9; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 20, § 154a 
Rn. 18; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 4; Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, 
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Besserung und Sicherung327. Innerhalb des Sanktionsbereiches des Freiheitsent-
zugs wiederum falle die zu verbüßende Freiheitsstrafe gegenüber der zur Bewäh-
rung ausgesetzten in der Regel genauso beträchtlich ins Gewicht328 wie die mit 
einer zeitigen Freiheitsstrafe zu vergleichende Sicherungsverwahrung329. Diese für 
die Bestimmung der Beträchtlichkeitsgrenze an den qualitativen Gesichtspunkt 
der Sanktionsart anknüpfenden „Anwendungsleitlinien“ verlieren ihre Wirksam-
keit aber bereits in den Konstellationen, in denen erst die Strafverfolgung wegen 
aller Taten, Tatteile oder Gesetzesverletzungen voraussichtlich eine Freiheitsstrafe 
nach sich ziehen und sich damit unter Einbeziehung der auszuscheidenden 
Rechtsfolge die Art der zu verhängenden Strafe ändern würde, so dass die erarbei-
teten Klassifizierungen nicht greifen.330 Einigkeit besteht zudem darin, dass auch 
die in § 154 Abs. 1 Nr. 2 StPO zu berücksichtigenden spezial- und generalpräven-
tiven Strafzwecke der „Einwirkung auf den Täter“ sowie der „Verteidigung der 
Rechtsordnung“ Einfluss auf die im Rahmen der §§ 154 Abs. 1 Nr. 1, 154a Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 und 2 StPO zu treffende Abwägungsentscheidung nehmen.331 Die 
Schwelle der „Beträchtlichkeit“ werde nämlich in allen Fällen erreicht, in denen 
der materielle Verzicht auf Strafe zu einer Missachtung der grundsätzlich bei der 

                                                      
S. 118; wohl auch Heghmanns, Das Arbeitsgebiet des Staatsanwalts, Rn. 687; vorsichtiger unter 
Hinweis auf Ausnahmen SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 17, § 154a Rn. 6; KMR-StPO/Plöd, § 154 
Rn. 6; kritisch KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 7. 

327 LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 19, § 154a Rn. 9; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 20, § 154a 
Rn. 18; ähnlich Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 7; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 4; im Er-
gebnis auch KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 8. 

328 SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 17, § 154a Rn. 6; Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 2; Radtke/Hohmann-
Radtke, § 154 Rn. 20, § 154a Rn. 18; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 19, § 154a Rn. 9; 
HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 4; Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, S. 118; 
in diese Richtung AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 14. 

329 Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 2; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 19, § 154a Rn. 9; Radtke/Hohmann-
Radtke, § 154 Rn. 20, § 154a Rn. 18; ähnlich KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 6; KK-StPO/Diemer, 
§ 154 Rn. 8; Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, S. 119. 

330 Vgl. AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 15; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 7; Radtke/Hohmann-
Radtke, § 154 Rn. 20, § 154a Rn. 18; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 7; SK-StPO/Weßlau, § 154 
Rn. 18, § 154a Rn. 6; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 9; AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 8; Burhoff, 
Ermittlungsverfahren, Rn. 1371; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 33; Pott, 
Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 68; Appl, Strafschärfende Verwertung von 
§§ 154, 154a StPO, S. 19. 

331 Vgl. Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 2; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 7; LR-StPO/Beulke, § 154 
Rn. 18, § 154a Rn. 9; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 13; Graf-StPO/Beukelmann, § 154 Rn. 4; Ru-
dolphi, JuS 1978, 864 (865); Heghmanns, Das Arbeitsgebiet des Staatsanwalts, Rn. 688; Kapahnke, 
Opportunität und Legalität im Strafverfahren, S. 117; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische 
Probleme, S. 40; wohl auch KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 7; AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 7; 
Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 19, § 154a Rn. 18; Schmidt-Hieber, Verständigung im Straf-
verfahren, Rn. 63. 
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Anwendung der §§ 154, 154a StPO zu bedenkenden materiell-rechtlichen Straf-
zwecke332 führe.333 

Im Ergebnis kann die durch die fehlende gesetzliche Definition des Begriffs 
der „Beträchtlichkeit“ in der StPO hinterlassene Lücke nicht allgemeinverbindlich 
durch ein hilfsweise erfolgendes alleiniges Abstellen auf quantitative oder qualita-
tive Gesichtspunkte im Zuge des anzustellenden „hypothetischen Vergleichs“ 
zwischen der für den Beschuldigten unter Berücksichtigung des auszuscheidenden 
Prozessstoffes in Aussicht stehenden Strafe und der diesen belastenden Bezugs-
sanktion geschlossen werden. Selbst die als qualitativer Maßstab über die Jahre 
entwickelten „Anwendungsleitlinien“ stoßen in der Praxis an ihre immanenten 
Grenzen und können darüber hinaus durch die auch bei den §§ 154 Abs. 1 Nr. 1, 
154a Abs. 1 Satz Nr. 1 und 2 StPO zu beachtenden Strafzwecke des § 154 Abs. 1 
Nr. 2 StPO Einschränkungen erfahren. Die Bestimmung des Merkmals des 
„Nicht-beträchtlich-ins-Gewicht-Fallens“ bleibt somit ein von den Besonderhei-
ten des Einzelfalles abhängiger Beurteilungsprozess, in dessen Verlauf der Aspekt 
der „Beträchtlichkeit“ als unbestimmter Rechtsbegriff334 ohne konkrete allge-
meinverbindliche quantitative oder qualitative Vorgaben einer einzelfallbezogenen 
Auslegung bedarf, welche der Staatsanwaltschaft und dem Gericht einen ausge-
prägten Beurteilungsspielraum eröffnet335.  

Der Gesetzgeber hat den Strafverfolgungsbehörden durch die Ausgestaltung 
des für die Verfahrensbeschränkung maßgeblichen Kriteriums der „Beträchtlich-
keit“ als unbestimmten Rechtsbegriff aber nicht nur die Kompetenz für dessen 
am Einzelfall orientierten Definition verliehen, sondern ihnen mit der einen unbe-
stimmten Rechtsbegriff charakterisierenden Flexibilität spiegelbildlich die Mög-

                                                      
332 Zur Beachtlichkeit der allgemeinen Strafzwecke im Rahmen der Anwendung von §§ 154, 154a 

StPO, vgl. BGHSt 41, 385 (391) = BGH NJW 1996, 1973 (1974) = BGH NStZ 1996, 551 (552); 
SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 1; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 1; in diese Richtung 
AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 7; Rebmann, NStZ 1984, 241 (244); KK-StPO/Diemer, § 154 
Rn. 7; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 1; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 3; Kapahnke, Oppor-
tunität und Legalität im Strafverfahren, S. 34; Schmidt-Hieber, Verständigung im Strafverfahren, 
Rn. 63. 

333 Vgl. LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 18, § 154a Rn. 9; Kapahnke, Opportunität und Legalität im Straf-
verfahren, S. 117; ähnlich Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 40; näher Heg-
hmanns, Das Arbeitsgebiet des Staatsanwalts, Rn. 688. 

334 Ebenso LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 21, § 154a Rn. 9; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 7; Scholz, 
§§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 39; Kapahnke, Opportunität und Legalität im 
Strafverfahren, S. 106; wohl auch Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 89. 

335 Vgl. Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 4; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 17; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dog-
matische Probleme, S. 40; Fezer, Strafprozessrecht, 1/50; im Ergebnis wohl auch BGH NStZ 
2004, 277 (278); KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 15; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 21, § 154a Rn. 9; 
KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 13; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 8; Erb, GA 1995, 430 (439); Volk, 
NJW 1996, 879 (880); a.A. „Ermessenspielraum“ Graf-StPO/Beukelmann, § 154 Rn. 3; 
AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 7; Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 66-67 
weist darauf hin, dass es dem Streitpunkt an praktischer Relevanz fehle. 
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lichkeit eingeräumt, von den verfahrensbeschleunigenden und prozessökonomi-
schen Vorschriften der §§ 154, 154a StPO unter den sachlichen Voraussetzungen 
der §§ 154 Abs. 1 Nr. 1, 154a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 StPO in zahlreichen un-
terschiedlichen Abwägungskonstellationen bei Bedarf Gebrauch zu machen. Er-
gänzt wird diese der Staatsanwaltschaft und dem Gericht übertragende weitrei-
chende Ermächtigung zur Ausscheidung von Prozessstoff schließlich durch deren 
beim Vorliegen der sachlichen Voraussetzungen von § 154 Abs. 1 Nr. 2 StPO 
bzw. § 154a Abs. 1 Satz 2 StPO i.V.m. § 154 Abs. 1 Nr. 2 StPO erfolgenden Er-
weiterung. 

c) Verfahrensbeschränkung trotz erheblich ins Gewicht fallender 
Rechtsfolgen – § 154 Abs. 1 Nr. 2 StPO bzw. § 154a Abs. 1 Satz 2 StPO 

Die zweite normierte Variante der sachlichen Voraussetzungen für die Verfah-
rensbeschränkung nach den §§ 154, 154a StPO ebnet den Strafverfolgungsbehör-
den den Weg, auch in denjenigen Konstellationen auf die weitere Verfolgung der 
Nebendelikte, Tatteile oder Gesetzesverletzungen zu verzichten, in denen die für 
diese zu erwartende Strafe gegenüber der Bezugssanktion zwar beträchtlich ins 
Gewicht fällt und dem Rechtsfolgenminus eine erhebliche Bedeutung zukommt, 
jedoch ein Urteil bei einer Einbeziehung der Vorwürfe „in angemessener Frist 
nicht zu erwarten ist“ und die anderweitige den Beschuldigten treffende Rechts-
folge „zur Einwirkung auf den Täter und zur Verteidigung der Rechtsordnung 
ausreichend erscheint“ (§ 154 Abs. 1 Nr. 2 StPO bzw. § 154a Abs. 1 Satz 2 StPO 
i.V.m. § 154 Abs. 1 Nr. 2 StPO).336 Damit hat der Gesetzgeber das in den §§ 154 
Abs. 1 Nr. 1, 154a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 StPO niedergelegte Erfordernis des 
„hypothetischen Sanktionsvergleichs“337 nicht auf diese Alternative der Konzent-
ration des Prozessstoffes übertragen338, so dass auch die im Vergleich mit der 
jeweiligen Bezugssanktion durch eine gleichwertige oder schwerere Straferwartung 

                                                      
336 Vgl. Volk/Engländer, StPO, § 12 Rn. 29; Kramer, Grundbegriffe des Strafverfahrens, Rn. 274a; 

Schlüchter, Das Strafverfahren, Rn. 406.6; Geppert, Jura 1986, 309 (316); Meyer, JurBüro 1979, 15 
(15-16); Schäfer/Sander, Die Praxis des Strafverfahrens, Rn. 669; Kühne, Strafprozessrecht, § 35 
Rn. 594; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 5; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 22, § 154a Rn. 13; 
Graf-StPO/Beukelmann, § 154 Rn. 5; Ostendorf, GS Eckert, 639 (639); Schulenburg, JuS 2004, 765 
(769). 

337 Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 18, § 154a Rn. 19. 
338 Das gewählte Vorgehen des Gesetzgebers entspricht dem Zweck der durch das StVÄG 1979 in 

die StPO eingefügten Vorschriften, insbesondere einen Beitrag zur Bewältigung der die Strafver-
folgungsbehörden an den Rand ihrer Leistungsfähigkeit bringenden Großverfahren zu leisten, 
bei denen aufgrund der Masse des Prozessstoffes die Gefahr besteht, „dass ein Verfahren an 
sich selbst erstickt“, vgl. BT-Drs. 8/976 (1977), BegrRegE, S. 19 und 39; Radtke/Hohmann-
Radtke, § 154 Rn. 22; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 22, § 154a Rn. 13; Krey, Strafverfahrensrecht I, 
§ 13 Rn. 445; ähnlich KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 154 Rn. 14; Fezer, Strafprozessrecht, 1/46; 
AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 18; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 5; SK-StPO/Weßlau, § 154a Rn. 9; 
Appl, Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 19; Meyer, JurBüro 1979, 15 (15). 
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gekennzeichneten Delikte aus dem Verfahren ausgeschieden werden können und 
letztendlich diesbezüglich alle quantitativen Überlegungen keine Rolle spielen.339 
Aufgrund ihrer zunächst unbegrenzten sachlichen Reichweite wird den §§ 154 
Abs. 1 Nr. 2, 154a Abs. 1 Satz 2 StPO daher als eng auszulegenden Ausnahmere-
gelungen ein „Ultima-Ratio-Charakter“340 zugeschrieben341 und einer bei der Vor-
schrift des § 154 Abs. 1 Nr. 2 StPO für das in einer angemessenen Frist zu erlan-
gende Urteil denkbaren Verfahrenstrennung gemäß § 4 StPO342 grundsätzlich der 
Vorrang eingeräumt343. Zudem erfordert die Anwendung der §§ 154 Abs. 1 Nr. 2, 
154a Abs. 1 Satz 2 StPO in einem ersten Schritt, dass in der vorliegenden Verfah-
renskonstellation ein Urteil344 ohne den Rückgriff auf die Vorschriften nur in einer 
unangemessenen Frist zu erwarten wäre. Wiederum lässt sich dem Gesetzestext 
keine Definition des für den Einsatz der Normen entscheidenden Begriffs der 

                                                      
339 Vgl. LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 22, § 154a Rn. 8; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 22; Pfeiffer, 

StPO, § 154 Rn. 3; KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 154 Rn. 13; AnwK-StPO/Walther, § 154 
Rn. 10; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 18; Schäfer/Sander, Die Praxis des Strafverfahrens, Rn. 669; 
Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 40; Kapahnke, Opportunität und Legalität 
im Strafverfahren, S. 120. 

340 Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 3; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 23; LR-StPO/Beulke, § 154 
Rn. 23; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 11; NK-GS/Pfordte, § 154 Rn. 7 (2); Scholz, §§ 154, 154a 
StPO – Dogmatische Probleme, S. 40. 

341 Vgl. SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 19; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 19; KK-StPO/Diemer, § 154 
Rn. 11; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 23; Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 3; Radtke/Hohmann-Radtke, 
§ 154 Rn. 22; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 5; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 9; kritisch hinsichtlich 
der Grenzen der „Ultima-Ratio-Funktion“ der Vorschriften Kapahnke, Opportunität und Legali-
tät im Strafverfahren, S. 124. 

342 Bei der Anwendung von § 154a Abs. 1 Satz 2 i.V.m. § 154 Abs. 1 Nr. 2 StPO scheidet eine Ver-
fahrenstrennung gemäß § 4 StPO zur Verhinderung einer überlangen Verfahrensdauer aus, da 
es sich in diesen Fällen um eine einzelne prozessuale Tat handelt, die einer einheitlichen Straf-
verfolgung bedarf, vgl. SK-StPO/Weßlau, § 154a Rn. 9; LR-StPO/Beulke, § 154a Rn. 13; Radt-
ke/Hohmann-Radtke, § 154a Rn. 19; AK-StPO/Schöch, § 154a Rn. 12; Scholz, §§ 154, 154a StPO 
– Dogmatische Probleme, S. 64. 

343 Vgl. KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 9; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 9 und 12; 
SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 19; AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 10; HK-StPO/Gercke, § 154 
Rn. 5; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 23; Rieß, NStZ 1984, 427 (427); Joecks, StPO, § 154 Rn. 5; 
ähnlich AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 19; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 22 und 28; 
KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 11; Burhoff, Ermittlungsverfahren, Rn. 1370; in diese Richtung be-
reits im Hinblick auf die Rechtslage vor dem StVÄG 1979 Sack, NJW 1976, 604 (605); für eine 
Katalogisierung der Einstellung und Abtrennung „als zwei nebeneinander bestehende Möglich-
keiten zu ökonomischer Verfahrensgestaltung“ Kurth, NJW 1978, 2481 (2482). 

344 Unter den in § 154 Abs. 1 Nr. 2 StPO normierten Begriff des „Urteils“ fallen nach allgemeiner 
Ansicht sowohl ein Sachurteil als auch ein Einstellungsurteil gemäß § 260 Abs. 3 StPO, vgl. 
SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 21; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 12; Radtke/Hohmann-
Radtke, § 154 Rn. 25; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 25; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 11; Scholz, 
§§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S 41; Rieß, NStZ 1984, 427 (427), der in seiner 
ausführlichen Begründung dieser Auffassung im Wesentlichen teleologische Argumente gegen 
die entgegengesetzte Meinung anführt; a.A. LG Kaiserslautern NStZ 1984, 426 (426-427). 
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„Angemessenheit“ entnehmen345 und auch die Formulierung von abstrakten, 
quantitativen Vorgaben für die Bestimmung der Länge einer angemessenen Frist 
scheidet aus346, da diese immer wertende Gesichtspunkte im Hinblick auf die kon-
kret vorliegende Verfahrenskonstellation347 beinhaltet348. Die vorzunehmende 
Beurteilung erfordert daher eine im Anschluss an die Auseinandersetzung mit den 
jeweiligen verfahrenstypischen Besonderheiten in Bezug auf den Umfang der 
Ermittlungen, die Wirkung der prognostizierten Rechtsfolgen auf den Beschuldig-
ten, die Bedeutung der Sache sowie die gewöhnliche Dauer der entscheidungsrele-
vanten Verfahrensart erfolgende abschließende Gesamtbewertung der Umstän-
de349 und bleibt eine „Frage des Einzelfalles“350. Allerdings muss eine Beziehung 

                                                      
345 SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 21; Kurth, NJW 1978, 2481 (2482); Henneberg, BB 1979, 585 (590); 

Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 81; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmati-
sche Probleme, S. 42. Im Übrigen kann der Begriff der „Angemessenheit“ auch nicht mithilfe 
von allgemeinen gesetzlichen Vorgaben über die zulässige Gesamtdauer von Strafverfahren be-
stimmt werden, da der StPO an keiner Stelle Angaben über die Zeitspanne zu entnehmen sind, 
in der ein Strafverfahren abgeschlossen werden müsste, vgl. Grauhan, GA 1976, 225 (227); Pott, 
Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 81; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische 
Probleme, S. 42. 

346 Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 25; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 21; Pfeiffer, StPO, § 154 
Rn. 3; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 26; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 20; AnwK-StPO/Walther, 
§ 154 Rn. 12; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 13; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Prob-
leme, S. 45; Appl, Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 20; Pott, Opportuni-
tätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 82; ähnlich Kapahnke, Opportunität und Legalität im Straf-
verfahren, S. 127; a.A. allerdings Grauhan, GA 1976, 225 (227); Kurth, NJW 1978, 2481 (2482), 
die unter Heranziehung der Grenze aus § 121 StPO für die Untersuchungshaft als zu berück-
sichtigenden Anhaltspunkt als „allgemeine Richtschnur“ eine Verfahrensdauer von 6 Monaten 
bis zum erstinstanzlichen Urteil für „angemessen“ erachten sowie in besonders wichtigen und 
umfangreichen Fällen auch eine Verlängerung der Frist auf ein Jahr in Erwägung ziehen; bzgl. 
der „Untergrenze“ von 6 Monaten vorsichtig zustimmend KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 11; 
HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 6; unter Ausklammerung der erläuternden Begründung auch 
KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 154 Rn. 14. Bei Henneberg, BB 1979, 585 (590) erstreckt sich der 
Zeitraum der „Angemessenheit“ in Steuerstrafsachen sogar bis auf den Zeitraum von mindes-
tens 18 Monaten. 

347 Insbesondere wird bei vorliegenden schweren Delikten sowie weitreichenden Folgen der Straftat 
die wertende Beurteilung zu dem Ergebnis führen, dass eine längere Verfahrensdauer als bei Ta-
ten mit geringeren Auswirkungen noch unter den Begriff der „Angemessenheit“ zu subsumie-
ren ist, vgl. KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 13; Schmidt-Hieber, Verständigung im Strafverfahren, 
Rn. 65. 

348 Vgl. SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 21; Rose, Rechtsschutz gegen Einstellung nach den Opportuni-
tätsvorschriften, S. 38; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 45; ähnlich 
LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 26; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 25. 

349 Vgl. LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 26; NK-GS/Pfordte, § 154 Rn. 7 (2); Radtke/Hohmann-Radtke, 
§ 154 Rn. 25; HK-StPO/Beulke, § 154 Rn. 6; Schmidt-Hieber, Verständigung im Strafverfahren, 
Rn. 65; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 47; hinsichtlich des Vergleichs 
mit der Dauer des Verfahrens in gleichgelagerten Fällen auch KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 14; 
Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 3; AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 12; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 11; 
SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 21; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 20; Rose, Rechtsschutz gegen Ein-
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zwischen den von den Strafverfolgungsbehörden zu berücksichtigenden Gründen 
der Verzögerung und dem konkreten Verfahren bestehen351, damit das durch 
seinen „Ultima-Ratio-Charakter“ gekennzeichnete Abgrenzungsmerkmal der 
„Angemessenheit“ nicht alle seine Konturen verliert352 und der Staatsanwaltschaft 
und dem Gericht kein unkontrollierbares „Werkzeug“ zur eigenen „Selbstentlas-
tung“353 an die Hand gegeben wird. Überschritten wird die „Angemessenheit“ der 
Frist jedenfalls in den Konstellationen, in denen eine Verfahrensdauer erreicht 
würde, welche in die Nähe der aus Art. 6 Abs. 1 Satz 1 EMRK als in Deutschland 
in dem Rang eines einfachen Bundesgesetzes stehender Norm354 unter rechtsstaat-
                                                      

stellung nach den Opportunitätsvorschriften, S. 38; kritisch bzgl. des Nutzens der Kriterien im 
Rahmen der Bestimmung der „Angemessenheit“ der Verfahrensdauer Pott, Opportunitätsden-
ken in §§ 154, 154a StPO, S. 82. 

350 Vgl. LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 26; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 6; AnwK-StPO/Walther, § 154 
Rn. 12; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 21; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 11; NK-GS/Pfordte, § 154 
Rn. 7 (2); Schäfer/Sander, Die Praxis des Strafverfahrens, Rn. 669; Scholz, §§ 154, 154a StPO – 
Dogmatische Probleme, S. 45; Schmidt-Hieber, Verständigung im Strafverfahren, Rn. 65; Appl, 
Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 20; im Ergebnis trotz der eigentlich auf 
die Vernachlässigung des u.a. aus Art. 6 EMRK abgeleiteten Beschleunigungsgebotes bezogenen 
Ausführungen auch BGHSt 24, 239 (240). 

351 Ein unmittelbarer ursächlicher Bezug zur Verzögerung des jeweiligen Verfahrens wird z.B. dem 
Vorliegen einer großen Zahl an Beweismitteln, der Erforderlichkeit von Auslandsermittlungen 
oder langwieriger Sachverständigengutachten, der Unerreichbarkeit von Zeugen sowie der Not-
wendigkeit umfangreicher Ermittlungen zugeschrieben, vgl. AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 21; 
LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 25. Die Beachtlichkeit der Überbelastung des zuständigen Spruch-
körpers wird demgegenüber uneinheitlich beurteilt, vgl. befürwortend LR-StPO/Beulke, § 154 
Rn. 25; wohl auch Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 43-44; ablehnend 
AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 21. 

352 Vgl. AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 21; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 21; LR-StPO/Beulke, § 154 
Rn. 25, die in den §§ 154 Abs. 1 Nr. 2, 154a Abs. 1 Satz 2 StPO insbesondere keine Vorschrif-
ten zur grenzenlosen Reduzierung der Gesamtbelastung der Staatsanwaltschaft und des Gerichts 
ohne Rücksicht auf die Begebenheiten des zu entscheidenden Falles sehen; ähnlich Scholz, 
§§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 44; a.A. Kapahnke, Opportunität und Legalität 
im Strafverfahren, S. 123-124, der dieser Auslegung den Wortlaut des Gesetzes und den verfah-
rensökonomischen Zweck der Vorschriften entgegenhält; Keller/Schmidt, wistra 1984, 201 (203), 
die auf die Notwendigkeit der allgemeinen Entlastung der Rechtspflege hinweisen; Pott, Oppor-
tunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 84 hält für die Verfahrensbeschränkungen nach § 154 
Abs. 1 Nr. 2 StPO und § 154a Abs. 1 Satz 2 StPO die Gründe der Verzögerung für insgesamt 
unerheblich. 

353 Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 84, die unter Ablehnung der gesetzlichen 
Einstellungsmöglichkeiten nach § 154 Abs. 1 Nr. 2 StPO und § 154a Abs. 1 Satz 2 StPO vor al-
lem auf die Gefahr hinweist, dass die Strafverfolgungsbehörden die Vorschriften auch in den 
Fällen einer selbstverschuldeten Verzögerung des Verfahrens anwenden können und „das Lie-
genlassen unbequemer Akten geradezu prämiert“ werde; ähnlich auch Scholz, §§ 154, 154a StPO 
– Dogmatische Probleme, S. 44. 

354 BVerfGE 111, 307 (317) = BVerfG NJW 2004, 3407 (3408); BVerfGE 82, 106 (114); 74, 358 
(370); BVerfG NJW 1993, 3254 (3256); BGHSt 21, 81 (84); Radtke/Hohmann-Radtke, Art. 6 
EMRK Rn. 3; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, MRK Anh 4 Vor Art. 1 Rn. 3; Ruffert, EuGRZ 2007, 
245 (246); kritisch Czerner, EuR 2007, 537 (562-563). 
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lichen Gesichtspunkten ableitbaren Obergrenze einer zulässigen Verfahrensdauer 
gelangen würde.355 Trotz dieser für die berücksichtigungsfähigen Verzögerungs-
gründe entwickelten inhaltlichen Vorgaben sowie der unter quantitativen Ge-
sichtspunkten einen Anhaltspunkt bietenden bestehenden Schwelle einer rechts-
staatswidrigen Verfahrensdauer bleibt das Abgrenzungskriterium der „Angemes-
senheit“ letztendlich aber einer konkreten Definition nicht zugänglich und weist 
damit die charakteristischen Eigenschaften eines unbestimmten Rechtsbegriffes356 
auf.  

Bereitet somit bereits die in dem ersten Schritt vorzunehmende abstrakte Be-
stimmung der in den §§ 154 Abs. 1 Nr. 2, 154a Abs. 1 Satz 2 StPO für die ange-
strebte Verfahrensbeschränkung erforderlichen sachlichen Voraussetzung der 
Unangemessenheit der ohne die Ausscheidung des Prozessstoffes für das zu er-
wartende Urteil dauernden Frist erhebliche Schwierigkeiten, so kann auch im Falle 
der Überwindung dieser Hürde auf die Vorschriften der §§ 154 Abs. 1 Nr. 2, 154a 
Abs. 1 Satz 2 StPO lediglich dann zurückgegriffen werden, wenn der aufgrund der 
unangemessenen Verfahrensdauer möglichen Entscheidung für den Verzicht auf 
die ergänzende Verfolgung des Beschuldigten in einer zweiten Prüfungsebene 
keine präventiven Strafzwecke entgegenstehen und die verbleibende Sanktion „zur 
Einwirkung auf den Täter und zur Verteidigung der Rechtsordnung ausreichend 
erscheint“.357 Im Rahmen der Auseinandersetzung mit den vom Gesetzgeber in 
§ 154 Abs. 1 Nr. 2 StPO gewählten Begrifflichkeiten der spezialpräventiven „Ein-
wirkung auf den Täter“ und der generalpräventiven „Verteidigung der Rechtsord-
nung“ kann dabei zielführend auf die für das materielle Strafrecht gewonnenen 
Auslegungskriterien zurückgegriffen werden358, da die Formulierungen ihren Ur-
sprung im materiellen Strafrecht haben und u.a. in den §§ 47 Abs. 1, 56 Abs. 1 
und 3, 59 Abs. 1 Nr. 3 StGB zur Anwendung kommen359. Danach genügt die den 
Beschuldigten aufgrund der von der Verfahrensbeschränkung nicht betroffenen 
Tat, Tatteile oder Gesetzesverletzungen treffende Rechtsfolge den aus dem 
Merkmal der „Einwirkung auf den Täter“ folgenden spezialpräventiven Gesichts-
                                                      
355 Vgl. Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 25; NK-GS/Pfordte, § 154 Rn. 7 (2); LR-StPO/Beulke, 

§ 154 Rn. 26; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 20; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Proble-
me, S. 42. 

356 Ebenso Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 42; vgl. Pott, Opportunitätsdenken 
in §§ 154, 154a StPO, S. 81; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 26. 

357 Vgl. Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 3; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 27, § 154a Rn. 13; Radtke/Hohmann-
Radtke, § 154 Rn. 26, § 154a Rn. 19; ähnlich Geppert, Jura 1986, 309 (316); Pott, Opportunitäts-
denken in §§ 154, 154a StPO, S. 82. 

358 BT-Drs. 8/976 (1977), BegrRegE, S. 39; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 27; 
KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 12; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 27; Kurth, NJW 1978, 2481 (2482); 
Meyer, JurBüro1979, 16 (17 Fn.9); Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 64. 

359 Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 27; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 27; KK-StPO/Diemer, § 154 
Rn. 12; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 22; AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 14; AK-StPO/Schöch, 
§ 154 Rn. 22; Kurth, NJW 1978, 2481 (2482); Bloy, GA 1980, 161 (181). 
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punkten360, sofern dieser nach der Vollstreckung der Sanktion voraussichtlich in 
der Lage sein wird, sich unter dem Verzicht auf weitere Straftaten in die Gesell-
schaft einzugliedern.361 Der generalpräventive Aspekt der „Verteidigung der 
Rechtsordnung“ findet zudem immer dann Beachtung, wenn durch das in Teilen 
erfolgende Absehen von der Strafverfolgung nicht der nach außen tretende Ein-
druck einer „Prämierung“ des besonders einfallsreich vorgehenden362 oder krimi-
nell aktiven363 Beschuldigten entsteht und die angewendete Sanktionspraxis wei-
terhin im Sinne einer negativen Generalprävention die Abschreckung anderer 
potentieller Straftäter bewirken sowie in positiver generalpräventiver Hinsicht 
einen Beitrag zu der auf das Vertrauen in die Funktionstüchtigkeit der Rechtsord-
nung fußenden Rechtstreue der gesamten Bevölkerung leisten kann364. Unabhän-
gig von der Beantwortung der in der rechtswissenschaftlichen Literatur streitigen 
Frage365, ob auch die anderen Rechtsfolgenzwecke des materiellen Strafrechts in 
                                                      
360 Die spezialpräventiven Gesichtspunkte stehen einer nach §§ 154 Abs. 1 Nr. 2, 154a Abs. 1 Satz 2 

StPO angestrebten Ausscheidung von Prozessstoff vor allem in Konstellationen im Wege, in 
denen der Verfolgungsverzicht die Nichtberücksichtigung einer gebotenen Maßregel der Besse-
rung und Sicherung nach sich ziehen würde, der eine präventive Funktion für die Wiederein-
gliederung des Beschuldigten in das soziale Leben zukommt, vgl. LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 28; 
Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 13; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 23; 
Graf-StPO/Beukelmann, § 154 Rn. 6. 

361 Vgl. SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 22; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 27; HK-StPO/Gercke, 
§ 154 Rn. 7; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 23; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 12; ähnlich Meyer-
Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 13. 

362 Vgl. Römer, Verhandlungen zum 50. DJT (1974), Bd. II-Sitzungsberichte, K 16; AK-StPO/Schöch, 
§ 154 Rn. 25; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 28; Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafver-
fahren, S. 132; Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 65. 

363 Vgl. Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 27; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 28; SK-StPO/Weßlau, 
§ 154 Rn. 22; Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 65; Kapahnke, Opportunität 
und Legalität im Strafverfahren, S. 132; ähnlich Rudolphi, JuS 1978, 864 (865). 

364 Vgl. KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 12; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 22; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, 
§ 154 Rn. 14; Joecks, StPO, § 154 Rn. 5; Graf-StPO/Beukelmann, § 154 Rn. 7; Radtke/Hohmann-
Radtke, § 154 Rn. 27; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 7; Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a 
StPO, S. 64; Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, S. 131-132; siehe grundle-
gend dazu auch BVerfGE 45, 187 (255-257); BGHSt 24, 40 (44-45); 24, 64 (66); Lange, NJW 
1978, 784 (786). 

365 Befürwortend u.a. unter Hinweis auf die in § 154 Abs. 1 Nr. 2 StPO enthaltene „unvollständige 
Verweisung auf alle Rechtsfolgenzwecke des materiellen Strafrechts“ HK-StPO/Gercke, § 154 
Rn. 7; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 27; Kurth, NJW 1978, 2481 (2482-22483); ähnlich 
AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 14; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 9; KMR-StPO/Plöd, 
§ 154 Rn. 12; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 12; Schlüchter, Das Strafverfahren, Rn. 406.6; Grauhan, 
GA 1976, 225 (241); Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, S. 134; Pickert, 
Verfolgungsbeschränkung gem. § 154a StPO und Strafklageverbrauch, S. 24 Fn. 105; Appl, 
Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 20; einschränkend KK-StPO/Schoreit, 6. 
Aufl., § 154 Rn. 17-18; vgl. auch BT-Drs. 8/976 (1977), BegrRegE, S. 39-40; BT-Drs. 8/1844 
(1978), S. 31; ablehnend hingegen insbesondere unter Abstellung auf den eindeutigen berück-
sichtigungsfeindlichen Wortlaut von § 154 Abs. 1 Nr. 2 StPO SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 22; 
Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 47; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 24, der 
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Gestalt der „Schwere der Schuld“ sowie dem „Bedürfnis nach Sühne“ für das 
begangene Unrecht Einfluss auf die Entscheidung über eine Verfahrensbeschrän-
kung nach den §§ 154 Abs. 1 Nr. 2, 154a Abs. 1 Satz 2 StPO nehmen können, 
bleibt es also auch auf Basis der heranzuziehenden unterstützenden Auslegungs-
kriterien aus dem materiellen Strafrecht bei der Notwendigkeit einer einzelfallbe-
zogenen Beurteilung des sich aus den Strafzwecken ergebenden möglichen Ver-
folgungserfordernisses366. Eine abstrakte Definition der in dem § 154 Abs. 1 Nr. 2 
StPO durch die Merkmale der „Einwirkung auf den Täter“ und der „Verteidigung 
der Rechtsordnung“ normierten präventiven Strafzwecke scheidet aufgrund der 
sich den Strafverfolgungsorganen durch die Unbestimmtheit der verwendeten 
Begrifflichkeiten bietenden Vielfältigkeit an Entscheidungsalternativen367 hingegen 
erneut aus. 

Im Ergebnis zeigt sich auch für den Fall der Anwendung der §§ 154 Abs. 1 Nr. 
2, 154a Abs. 1 Satz 2 StPO wieder das bereits bei der Auseinandersetzung mit den 
sachlichen Voraussetzungen einer gemäß der §§ 154 Abs. 1 Nr. 1, 154a Abs. 1 Nr 
1 und 2 StPO angestrebten Ausscheidung von Prozessstoff hervortretende Bild. 
Die Staatsanwaltschaft und das Gericht können ihre Abwägungsentscheidung 
hinsichtlich der Möglichkeit einer Verfahrensbeschränkung nämlich anhand von 
unbestimmten Rechtsbegriffen vornehmen, die einer verallgemeinerungsfähigen 
Definition nicht zugänglich sind und eine einzelfallbezogene Beurteilung der je-
weiligen konkreten Verfahrenssituation erfordern. Der den Vorschriften der 
§§ 154 Abs. 1 Nr. 2, 154a Abs. 1 Satz 2 StPO vor dem Hintergrund ihrer aus der 
von quantitativen Überlegungen losgelösten Existenz resultierenden weiten 
Reichweite zugeschriebene „Ultima-Ratio-Charakter“ wird durch die sachlichen 
Anwendungsvoraussetzungen der Normen nur rudimentär untermauert. Dem 
Gesetzestext lassen sich weder die Definitionen der unbestimmten Rechtsbegriffe 
der „Angemessenheit“, der „Einwirkung auf den Täter“ oder der „Verteidigung 
der Rechtsordnung“ entnehmen, noch können die aus dem materiellen Strafrecht 
heranzuziehenden Auslegungskriterien oder die für die Berücksichtigungsfähigkeit 
von Verzögerungsgründen formulierte Anforderung der zu dem vorliegenden 
Verfahren bestehenden Beziehung sowie die für die Bestimmung einer angemes-
senen Verfahrensdauer erfolgende Orientierung an der unter rechtsstaatlichen 
Gesichtspunkten aus Art. 6 Abs. 1 Satz 1 EMRK abzuleitenden Obergrenze einen 
                                                      

zudem sonst den „spezifischen Gehalt“ der den Strafverfolgungsorganen durch den § 154 
Abs. 1 Nr. 2 StPO eingeräumten Einstellungsmöglichkeit in Gefahr sieht; Pott, Opportunitäts-
denken in §§ 154, 154a StPO, S. 79; im Ergebnis wohl auch Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 
Rn. 27; Rudolphi, JuS 1978, 864 (865); Bloy, GA 1980. 161 (181).  

366 Vgl. LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 28; Kurth, NJW 1978, 2481 (2482-2483); Scholz, §§ 154, 154a 
StPO – Dogmatische Probleme, S. 46; in diese Richtung auch Pott, Opportunitätsdenken in 
§§ 154, 154a StPO, S. 89. 

367 Vgl. SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 22; Kurth, NJW 1978, 2481 (2482-2483); ähnlich Pott, Opportu-
nitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, S. 89. 
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wesentlichen Beitrag zu einer inhaltlichen Konkretisierung der vom Gesetzgeber 
gewählten Begrifflichkeiten leisten. Letztendlich bleibt es den Strafverfolgungsor-
ganen vorbehalten, die verwendeten unbestimmten Rechtsbegriffe in jedem kon-
kreten Einzelfall „mit Leben zu füllen“ und damit von der verfahrensbeschleuni-
genden sowie prozessökonomischen Wirkung der §§ 154 Abs. 1 Nr. 2, 154a 
Abs. 1 Satz 2 StPO in einer von Flexibilität gekennzeichneten Art und Weise Ge-
brauch zu machen. Insgesamt wird die Reichweite des Anwendungsbereiches der 
§§ 154, 154a StPO somit grundlegend durch die Unbestimmtheit der normierten 
sachlichen Voraussetzungen der Vorschriften geprägt und die absolute Grenze der 
möglichen Einflussnahme der §§ 154, 154a StPO auf das Strafverfahren bleibt 
unklar.  

In Anbetracht dieses ohne klare Konturen ausgestatteten, weitreichenden 
sachlichen Einsatzbereiches der §§ 154, 154a StPO soll ein abschließender skiz-
zenhafter Blick auf die Zuständigkeit und das Verfahren der Anwendung der 
Normen die Rolle der Staatsanwaltschaft und des Gerichtes im Rahmen des 
Rückgriffs auf die Regelungen beleuchten, um die strafverfahrensrechtliche Be-
deutung der Vorschriften endgültig zusammenfassend beurteilen zu können. 

3. Die Zuständigkeit und das Verfahren der Anwendung der §§ 154, 154a StPO 
In ihrer heutigen durch die Modifikationen des StVÄG 1979 letztendlich ange-
passten normativen Ausgestaltung ermöglichen es die Vorschriften der §§ 154 
Abs. 1, 154a Abs. 1 StPO zunächst der Staatsanwaltschaft368, eine Konzentration 
des Verfahrensstoffes herbeizuführen, wohingegen auch nach der aktuellen Ge-
setzeslage die vorangehende Polizeiarbeit nicht durch eine eigenständige in diese 
Richtung zielende Einwirkung der Polizei auf die Strafverfolgung der Beschuldig-
ten Entlastung erfahren darf369. Die Staatsanwaltschaft ist im Einklang mit dem 
verfahrensbeschleunigenden und prozessökonomischen Zweck der §§ 154, 154a 
StPO allerdings dazu berufen, in einem möglichst frühen Stadium umfänglich von 
den durch die §§ 154 Abs. 1, 154a Abs. 1 StPO gebotenen Handlungsalternativen 
                                                      
368 Der Finanzbehörde steht die Kompetenz zum Absehen von der weiteren Strafverfolgung in der 

Sonderkonstellation des von ihr gemäß der §§ 399 Abs. 1, 386 Abs. 2 AO selbstständig geführ-
ten Steuerstrafverfahrens zu, vgl. Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 31, § 154a Rn. 22; 
KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 14, § 154a Rn. 12; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 30, § 154a Rn. 17; 
Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 4; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 8; AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 17; 
SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 23, § 154a Rn. 16; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 16; Henneberg, BB 
1979, 585 (589). 

369 Vgl. Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 31, § 154a Rn. 22; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 16, 
§ 154a Rn. 3; AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 16; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 8; 
LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 30, § 154a Rn. 17; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 14, § 154a Rn. 12; 
Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 4, § 154a Rn. 1; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 23, § 154a Rn. 16; Ro-
xin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 14 Rn. 3; Pommer, Jura 2007, 662 (664); Kurth, NJW 
1978, 2481 (2483); Pickert, Verfolgungsbeschränkung gem. § 154a StPO und Strafklagever-
brauch, S. 24. 
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Gebrauch zu machen und der Polizei die erforderlichen verfahrensverkürzenden 
Anweisungen zu erteilen.370 Dementsprechend muss sie für ihre sachgerechte 
Entscheidung die Ermittlungen nicht im Sinne einer „Durchermittlung“371 auf alle 
Einzelheiten des vorliegenden Sachverhaltes erstrecken372, solange zumindest 
tatsächliche Anhaltspunkte für einen Anfangsverdacht gemäß § 152 Abs. 2 StPO 
gegeben sind und es im Falle des § 154 Abs. 1 StPO daher nicht zu einer Missach-
tung der vorrangigen Anwendung von § 170 Abs. 2 StPO kommt373. Sind nach 
Auffassung der Staatsanwaltschaft die für die beabsichtigte Einstellung bzw. Be-
schränkung des Verfahrens erforderlichen Voraussetzungen gegeben, benötigt sie 
für ihr weiteres Vorgehen sodann weder die Zustimmung des Gerichtes noch des 
Beschuldigten oder des Verletzten.374 Letzterem verbleibt genauso wie dem Be-

                                                      
370 Vgl. unter dem Verweis auf die Regelungen der Nr. 101 Abs. 1 RiStBV sowie Nr. 101a RiStBV 

u.a. KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 14, § 154a Rn. 13; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 6, 
§ 154a Rn. 18; Graf-StPO/Beukelmann, § 154 Rn. 9, § 154a Rn. 5; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 8, 
§ 154a Rn. 8; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 17, § 154a Rn. 12; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 26, 
§ 154a Rn. 13; Joecks, StPO, § 154 Rn. 1, § 154a Rn. 9; AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 18, 
§ 154a Rn. 7; Keller/Schmid, wistra 1984, 201 (203); Kapahnke, Opportunität und Legalität im 
Strafverfahren, S. 107-108; Scholz, §§ 154, 154a – Dogmatische Probleme, S. 52 und 64; Pickert, 
Verfolgungsbeschränkung gem. § 154a StPO und Strafklageverbrauch, S. 26-27; ohne den Ver-
weis auch Kurth, NJW 1978, 2481 (2483); kritisch SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 11 und 25. 

371 KG StraFo 2010, 428 (429); HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 8; KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 154 
Rn. 22; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 11, § 154a Rn. 21. 

372 KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 14, § 154a Rn. 13; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 17, § 154a Rn. 12; 
LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 29, § 154a Rn. 18; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 8, § 154a Rn. 8; 
AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 18, § 154a Rn. 7; Fezer, Strafprozessrecht, 1/49; Keller/Schmid, 
wistra 1984, 201 (203); Kurth, NJW 1978, 2481 (2483); Rieß, wistra 1997, 137 (139); Volk, NJW 
1996, 879 (880); Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, S. 109; ebenfalls BT-
Drs. 8/976 (1977), BegrRegE, S. 40; ähnlich Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 30, § 154a 
Rn. 21; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 15; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 7, § 154a Rn. 13; 
kritisch SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 25, § 154a Rn. 17; a.A. Meyer, JurBüro 1978, 1051 (1052); 
Baumann, Grundbegriffe und Verfahrensprinzipien des Strafprozessrechts, S. 53. 

373 Vgl. KG StraFo 2010, 428 (429); LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 29; Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 1; 
AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 18; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 8; KK-StPO/Diemer, § 154 
Rn. 17; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 14; Kapahnke, Opportunität und Legalität im Strafverfahren, 
S. 112; Scholz, §§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 53; ähnlich Radtke-Hohmann-
Radtke, § 154 Rn. 11; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 25; Geppert, NStZ 1996, 57 (63); Pommer, Jura 
2007, 662 (665); im Ergebnis wohl auch Schulenburg, JuS 2004, 765 (769-770). 

374 Vgl. SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 26, § 154a Rn. 20; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 35, 
§ 154a Rn. 26; Graf-StPO/Beukelmann, § 154 Rn. 10; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 26-27; 
LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 31, § 154a Rn. 19; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 16; 
HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 8, § 154a Rn. 8; Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 4; Volk/Engländer, StPO, 
§ 12 Rn. 31; Geppert, Jura 1986, 309 (316); Pott, Opportunitätsdenken in §§ 154, 154a StPO, 
S. 85; siehe aber Böttcher, FS Volk, 61 (75-76) für die Notwendigkeit eines jedenfalls in ausge-
wählten Verfahrenskonstellationen aus Opferinteressen abgeleiteten Zustimmungserfordernis-
ses des Verletzten. 
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schuldigten375 selbst bei dem Rückgriff auf § 154 Abs. 1 StPO kein gerichtlicher 
Rechtsbehelf gegen die staatsanwaltschaftliche Entscheidung über die Anwendung 
oder Nichtanwendung der Vorschrift, da ihm aufgrund der ausdrücklichen gesetz-
lichen Normierung in § 172 Abs. 2 Satz 3 StPO das Klageerzwingungsverfahren 
verschlossen ist376 und er auch nicht über den Rechtsweg nach § 23 EGGVG 
seinen Anfechtungswunsch erfüllen kann377.  

Die Staatsanwaltschaft verliert ihr Recht zur selbstständigen Einstellung oder 
Beschränkung des Verfahrens nach den §§ 154 Abs. 1, 154a Abs. 1 StPO erst mit 
Erhebung der öffentlichen Klage, wodurch die Kompetenz für die im Rahmen 
des Zwischen- und Hauptverfahrens angestrebte Konzentration des Verfahrens-
stoffes gemäß der §§ 154 Abs. 2, 154a Abs. 2 StPO auf das jeweils zuständige 
Gericht übergeht, welches auf staatsanwaltschaftlichen Antrag bzw. mit ihrer Zu-
stimmung und nach Prüfung der in den §§ 154 Abs. 1, 154a Abs. 1 StPO normier-
ten sachlichen Anwendungsvoraussetzungen378 auf die verfahrensbeschleunigen-
den Handlungsalternativen zurückgreifen darf. Die gerichtliche Entscheidung 
kann dabei im Verlauf des gesamten strafprozessualen Verfahrens ohne die Zu-
stimmung des Angeschuldigten379 oder des Nebenklägers380 getroffen werden, so 
                                                      
375 Siehe Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 78-79, § 154a Rn. 61; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 34; 

Graf-StPO/Beukelmann, § 154 Rn. 27, § 154a Rn. 20; Geppert, Jura 1986, 309 (316); im Ergebnis 
auch KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 25; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 32; a.A. Rose, Rechtsschutz 
gegen Einstellung nach den Opportunitätsvorschriften, S. 163-164, der einen in Analogie zu 
§ 98 Abs. 2 Satz 2 StPO gebildeten Rechtsbehelf für den Beschuldigten vorschlägt. 

376 KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 154 Rn. 23; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 32; Radtke/Hohmann-
Radtke, § 154 Rn. 78; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 34; Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 8; 
AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 43; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 49; KMR-StPO/Plöd, § 154 
Rn. 25; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 6; Schlüchter, Das Strafverfahren, Rn. 406.6; Scholz, 
§§ 154, 154a StPO – Dogmatische Probleme, S. 54; Geppert, Jura 1986, 309 (316); Böttcher, FS 
Volk, 61 (66). 

377 Radtke-Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 78; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 34; LR-StPO/Böttcher, 
EGGVG § 23 Rn. 122; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 25; im Ergebnis für den Beschuldigten auch 
BVerfG (Vorprüfungsausschuss) NStZ 1984, 228 (229); KG StraFo 2010, 428 (428); Meyer-
Goßner/Schmitt, StPO, EGGVG Anh 2 § 23 Rn. 9 und 15; LR-StPO/Böttcher, § 23 EGGVG 
Rn. 121; a.A. in Bezug auf den Verletzten bei Kalsbach, Die gerichtliche Nachprüfung von Maß-
nahmen der Staatsanwaltschaft im Strafverfahren, S. 92 und 100. 

378 Vgl. SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 32; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 17; LR-StPO/Beulke, § 154 
Rn. 38, § 154a Rn. 25; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 23. 

379 BGH Beschl. v. 12.4.1994 – 4 StR 765/93 bei Kusch, NStZ 1995, 18 (18); SK-StPO/Weßlau, § 154 
Rn. 32, § 154a Rn. 27; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 41, § 154a Rn. 32; 
AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 21, § 154a Rn. 10; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 11, § 154a 
Rn. 9; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 39, § 154a Rn. 25; im Ergebnis auch Meyer-Goßner/Schmitt, 
StPO, § 154 Rn. 16; KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 17, § 154a Rn. 16; AK-StPO/Schöch, § 154 
Rn. 29, § 154a Rn. 18; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 23, § 154a Rn. 12; Joecks, StPO, § 154 Rn. 7. 

380 BGHSt 28, 272 (273); OLG Celle NStZ 1983, 328 (329); Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 16; 
LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 39; AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 21; SK-StPO/Weßlau, § 154 
Rn. 32; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 11, § 154a Rn. 9; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 23; 
KMR-StPO/Plöd, § 154 Rn. 17; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 29; Radtke/Hohmann-Radtke, 
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dass selbst noch in der Rechtsmittelinstanz das Rechtsmittelgericht von den 
§§ 154 Abs. 2, 154a Abs. 2 StPO Gebrauch machen kann381. Wiederum verbleibt 
zudem weder dem Angeschuldigten noch dem Nebenkläger ein Rechtsbehelf 
gegen das grundsätzlich unanfechtbare Vorgehen382 des Gerichtes383. Hinsichtlich 
des Angeschuldigten fehlt es bereits an einer Beschwer384, da die auch bei der 
                                                      

§ 154 Rn. 41. Im Falle des § 154a Abs. 2 StPO scheidet eine Verfahrensbeschränkung unter Be-
achtung von § 395 Abs. 5 StPO (Die nach ihrem Wortlaut der ursprünglichen Regelung des 
§ 397 Abs. 2 StPO entsprechende Vorschrift wurde aus systematischen Gründen in inhaltlich 
unveränderter Form als Abs. 5 in § 395 StPO eingefügt, vgl. BT-Drs. 16/12098 (2009), S. 31) 
aber aus, sofern diese zu der Ausscheidung eines rechtlich relevanten Gesichtspunktes führen 
würde, aus dem sich die Anschlussbefugnis des Nebenklägers ableitet und ein wirksamer An-
schluss gegeben ist, vgl. weitestgehend unter Verweis auf die bisherige Normierung 
SK-StPO/Weßlau, § 154a Rn. 10 und 27; LR-StPO/Beulke, § 154a Rn. 5 und 26; 
KMR-StPO/Plöd, § 154a Rn. 16; AK-StPO/Schöch, § 154a Rn. 18; NK-StPO/Pfordte, § 154a 
Rn. 6; Radtke/Hohmann-Radtke, § 154a Rn. 7 und 32; KK-StPO/Diemer, § 154a Rn. 12; Lenck-
ner, JZ 1973, 741 (744). 

381 Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 7, § 154a Rn. 6; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 37, § 154a 
Rn. 24; NK-StPO/Pfordte, § 154 Rn. 9, § 154a Rn. 5; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 31, § 154a 
Rn. 26; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 29, § 154a Rn. 17; Graf-StPO/Beukelmann, § 154 Rn. 12, 
§ 154a Rn. 9; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 16, § 154a Rn. 22; HK-StPO/Gercke, § 154 
Rn. 11, § 154a Rn. 9; Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 5, § 154a Rn. 11; KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 22, 
§ 154a Rn. 14; vgl. auch Rieß, NStZ 1982, 49 (51 Fn. 19). 

382 Die Staatsanwaltschaft kann im Rahmen der Anwendung des § 154 Abs. 2 StPO ausnahmsweise 
Beschwerde gemäß § 304 StPO einlegen, wenn das Gericht den Einstellungsbeschluss ohne 
Rücksicht auf dessen fehlende gesetzliche Voraussetzungen erlassen hat, vgl. OLG Hamm MDR 
1971, 1027 (1027-1028); OLG Celle NStZ 1983, 328 (329); LG Regensburg NJW 1990, 1742 
(1743); HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 13; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 50; Meyer-Goßner/Schmitt, 
StPO, § 154 Rn. 20; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 49; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 33; 
KK-StPO/Diemer, § 154 Rn. 26; AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 44; Schlüchter, Das Strafverfah-
ren, Rn. 406.6; offengelassen OLG Düsseldorf JurBüro 1991, 854 (854). 

383 Vgl. LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 48, § 154a Rn. 28; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 50, § 154a 
Rn. 30; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 20, § 154a Rn. 23; Pfeiffer, StPO, § 154 Rn. 8, 
§ 154a Rn. 10; HK-StPO/Gercke, § 154 Rn. 13, § 154a Rn. 10; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 33, 
§ 154a Rn. 28-29; AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 44, § 154a Rn. 13; KK-StPO/Diemer, § 154 
Rn. 26, § 154a Rn. 18; Schlüchter, Das Strafverfahren, Rn. 406.6; bzgl. § 154 Abs. 2 StPO BGHSt 
10, 88 (91) = BGH NJW 1957, 637 (637-638); OLG Celle NStZ 1983, 328 (329); OLG München 
NStZ 1981, 234 (234); OLG Düsseldorf MDR 1981, 338 (338); OLG Bamberg StV 1981, 402 (402-
403); LG Arnsberg wistra 2008, 440 (440); Baukelmann, JR 1984, 390 (392); a.A. für den Fall des 
§ 154 Abs. 2 StPO OLG Zweibrücken NJW 1996, 866 (866-867); Radtke/Hohmann-Radtke, § 154 
Rn. 84; Peters, StV 1981, 411 (412); Sieg, NJW 1975, 1397 (1398); Schulz, StraFo 2006, 444 (446-
447); Möller, StraFo 2013, 241 (242); Fromm, StRR 2012, 204 (205-207); Rose, Rechtsschutz gegen 
Einstellung nach den Opportunitätsvorschriften, S. 163-164, der ausdrücklich den Rückgriff auf 
§ 304 Abs. 1 StPO vorschlägt. 

384 SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 50, § 154a Rn 30; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 48, § 154a Rn. 28; 
Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 154 Rn. 20, § 154a Rn. 23; AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 44, 
§ 154a Rn. 13; AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 33, § 154a Rn. 28; Drees, NStZ 1995, 481 (481); bzgl. 
§ 154 Abs. 2 StPO zudem BGHSt 10, 88 (93); OLG Bamberg StV 1981, 402 (402); BGH NStZ-
RR 2007, 21 (21); Graf-StPO/Beukelmann, § 154 Rn. 27; vorsichtiger Haberstroh, NStZ 1984, 289 
(291). 
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Anwendung der §§ 154, 154a StPO fortgeltende Unschuldsvermutung diesem 
keinen aus einem Rehabilitationsinteresse abgeleiteten Anspruch auf die Befreiung 
von dem Verdacht einer Straftat vermitteln kann385. Lediglich in ausgewählten 
Ausnahmekonstellationen einer willkürlich wirkenden Einstellung nach § 154 
Abs. 2 StPO hat die Rechtsprechung die Alternative der Beschwerde für den An-
geschuldigten aufgrund von Gerechtigkeitserwägungen in Betracht gezogen.386 
Für den Nebenkläger hingegen scheitert die Angreifbarkeit der gerichtlichen Ein-
stellung nach § 154 Abs. 2 StPO im Regelfall387 an der ausdrücklichen gesetzlichen 
Regelung in § 400 Abs. 2 Satz 2 StPO388, während dessen Rechtsschutzbedürfnis 
im Falle der Verfahrensbeschränkung gemäß § 154a Abs. 2 StPO durch die nach 
der erteilten Anschlusserklärung in § 395 Abs. 5 StPO normierte Unwirksamkeit 
der Stoffbegrenzung entfällt389. 

Zusammengefasst eröffnet die durch die fortschreitende Entwicklung kontinu-
ierlich erfolgte Ausdehnung der staatsanwaltschaftlichen und gerichtlichen Kom-
petenz zur Anwendung der §§ 154, 154a StPO den Strafverfolgungsorganen heute 
die Möglichkeit, während des gesamten Ermittlungsverfahrens bis in die den 
Rechtsweg abschließenden Rechtsmittelinstanz auf die verfahrensbeschleunigen-
den und prozessökonomischen Vorschriften zurückzugreifen. Beginnend mit dem 
Zeitpunkt der ersten Abgabe der ermittlungsführenden Tätigkeit durch die Polizei 
an die Staatsanwaltschaft ist zunächst diese dazu berufen, unter Beachtung der 
vorrangigen Anwendung des § 170 Abs. 2 StPO ohne eine „Durchermittlung“ des 
Sachverhaltes in einem möglichst frühen Verfahrensstadium auf eine Stoffkon-
zentration hinzuwirken, bevor diese gesetzliche Ermächtigung mit Erhebung der 
öffentlichen Klage für das Zwischen- und Hauptverfahren sowie den sich daran 
anschließenden Rechtsweg auf das jeweils zuständige Gericht übergeht. Damit 
tritt die aus dem sachlichen Anwendungsbereich der §§ 154, 154a StPO ersichtli-
che weite Reichweite der Normen auch mit Blick auf den die Einstellung bzw. die 

                                                      
385 Vgl. AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 33; SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 50; LR-StPO/Beulke, § 154 

Rn. 49; insoweit ebenfalls OLG Zweibrücken NJW 1996, 866 (867); Radtke/Hohmann-Radtke, 
§ 154 Rn. 85; in diese Richtung auch BGHSt 10, 88 (93); Maatz, MDR 1986, 884 (885); Haberst-
roh, NStZ 1984, 289 (291); a.A. wohl Schulz, StraFo 2006, 444 (446); ähnlich Peters, StV 1981, 
411 (412); Möller, StraFo 2013, 241 (242 und 244). 

386 So z.B. beim Vorliegen „groben prozessualen Unrechts“ aufgrund eindeutig bewiesener Unschuld 
des Angeklagten, vgl. BVerfG NJW 1997, 46 (46-47); LG Arnsberg wistra 2008, 440 (440); KG 
StraFo 2010, 428 (428); wohl auch BGH NStZ-RR 2007, 21 (21) = BGH wistra 2007, 31 (32); 
ähnlich BGHSt 10, 88 (93); OLG Düsseldorf JMBlNRW 1994, 58 (58). 

387 Eine Ausnahme vom Anfechtungsverbot wird z.T. für den Fall angenommen, dass der Staatsan-
waltschaft die Beschwerde möglich ist, vgl. KK-StPO/Schoreit, 6. Aufl., § 154 Rn. 34; 
AK-StPO/Schöch, § 154 Rn. 33; AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 46; Pott, Opportunitätsdenken 
in §§ 154, 154a StPO, S. 87. 

388 SK-StPO/Weßlau, § 154 Rn. 50; LR-StPO/Beulke, § 154 Rn. 49; vgl. KK-StPO/Diemer, § 154 
Rn. 26; AnwK-StPO/Walther, § 154 Rn. 46. 

389 Radtke/Hohmann-Radtke, § 154a Rn. 62. 
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Beschränkung des Verfahrens umfassenden Zeitraum sowie hinsichtlich der per-
sonellen Zuständigkeit für die Ausscheidung von Nebendelikten, Tatteilen bzw. 
Gesetzesverletzungen hervor. Abgesichert wird diese weitreichende staatsanwalt-
schaftliche und gerichtliche verfahrensbegrenzende Rückgriffsmöglichkeit auf die 
§§ 154, 154a StPO schließlich durch das grundsätzliche Fehlen von gerichtlichen 
Rechtsbehelfen für den Beschuldigten oder den Verletzten sowie den Angeschul-
digten oder den Nebenkläger gegen die durch die Staatsanwaltschaft und das Ge-
richt erfolgende Stoffkonzentration. 

4. Fazit – Die Anwendungsvoraussetzungen der §§ 154, 154a StPO 
Der anhand der Entwicklungsgeschichte der §§ 154, 154a StPO erkennbare Wille 
des Gesetzgebers, den Anwendungsbereich der Vorschriften unter der argumenta-
tiven Begründung der Verfahrensbeschleunigung und Prozessökonomie kontinu-
ierlich auszudehnen, hat seine Ausprägung in der heutigen legislativen Normie-
rung der einzelnen Anwendungsvoraussetzungen der Regelungen gefunden. Da-
nach können die nunmehr personell ebenfalls zuständige Staatsanwaltschaft und 
das Gericht grundsätzlich in allen Konstellationen des Strafverfahrens eine umfas-
sende am Gedanken der Opportunität ausgerichtete Begrenzung des Verfahrens-
stoffes vornehmen, da den Strafverfolgungsorganen aufgrund der unterschiedli-
chen dogmatischen Ausgestaltung der Vorschriften durch § 154 StPO zunächst 
die Einstellung einer von mehreren vorliegenden prozessualen Taten eröffnet wird 
und innerhalb einer einzelnen prozessualen Tat ein Rückgriff auf § 154a StPO die 
Beschränkung des Prozessmaterials bewirkt, während der ausgeprägte gemeinsa-
me Anwendungsbereich der Normen sodann dazu führt, dass weite Teile der 
verschiedenen strafverfahrensrechtlichen Situationen in den Einflussbereich der 
§§ 154, 154a StPO gelangen. Im Rahmen der sachlichen Voraussetzungen der 
Regelungen verbleibt den Strafverfolgungsorganen dabei ein breit gefächertes Feld 
an in den unterschiedlichsten Stadien befindlichen Arten von Bezugssanktionen, 
die hinsichtlich des den Ausgangspunkt der Anwendung der §§ 154, 154a StPO 
bildenden „hypothetischen Vergleiches“ über die erforderliche Geeignetheit ver-
fügen, um mit der wegen der einzustellenden Tat bzw. unter Berücksichtigung der 
auszuscheidenden Tatteile oder Gesetzesverletzungen für den Beschuldigten zu 
erwartenden Kriminalsanktion gemessen zu werden. Die Unbestimmtheit der 
normierten sachlichen Voraussetzungen der §§ 154, 154a StPO verstärkt die be-
reits aus diesen für die Anwendung der Vorschriften notwendigen Grundbedin-
gungen folgende Größe der Reichweite des Regelungsbereiches der Normen, da 
der Staatsanwaltschaft und dem Gericht die Aufgabe zukommt, die in den §§ 154 
Abs. 1 Nr. 1, 154a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 StPO sowie den §§ 154 Abs. 1 Nr. 2, 
154 a Abs. 1 Satz 2 StPO verwendeten unbestimmten Rechtsbegriffe der „Be-
trächtlichkeit“, der „Angemessenheit“, der „Einwirkung auf den Täter“ und der 
„Verteidigung der Rechtsordnung“ ohne konkrete gesetzliche Definitionsvorga-
ben im Wege einer einzelfallbezogenen Auslegung „mit Leben zu füllen“, so dass 
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die Strafverfolgungsorgane flexibel in zahlreichen unterschiedlichen Abwägungs-
konstellationen von den Vorschriften Gebrauch machen können. Aufgrund der 
ihnen während des gesamten Ermittlungsverfahrens bis in die den Rechtsweg 
abschließende Rechtsmittelinstanz eingeräumten Befähigung zu einer Stoffkon-
zentration sind die Staatsanwaltschaft und das Gericht darüber hinaus keinen 
zeitlichen Begrenzungen für ihr Tätigwerden ausgesetzt und müssen letztendlich 
wegen der weitestgehend fehlenden Anfechtungsmöglichkeit nicht die Aufhebung 
ihrer verfahrensbeschränkenden Entscheidungen fürchten. 

Im Ergebnis zeigt sich bereits anhand der kurzen überblicksartigen Auseinan-
dersetzung mit den Anwendungsvoraussetzungen der §§ 154, 154a StPO das wah-
re Ausmaß der strafverfahrensrechtlichen Reichweite der beiden die Grundlage 
der vorliegenden Untersuchung bildenden Vorschriften. Eine genaue Bestimmung 
des von dem Rückgriff auf die Normen betroffenen Verfahrensstoffes scheitert 
allerdings an den die sachlichen Voraussetzungen der §§ 154, 154a StPO maßgeb-
lich prägenden unbestimmten Rechtsbegriffen, die der Staatsanwaltschaft und 
dem Gericht zwar die Möglichkeit zu einer nicht durch konkrete Definitionsvor-
gaben belasteten einzelfallbezogenen Beurteilung der sich ihnen jeweils bietenden 
verfahrensrechtlichen Situation eröffnen, die Konturen des Anwendungsbereiches 
der Vorschriften aber endgültig verwischen, so dass die absolute Grenze der po-
tentiellen Einflussnahme der §§ 154, 154a StPO auf das Strafverfahren unklar 
bleibt. Haben die Strafverfolgungsorgane jedoch von den verfahrensbeschleuni-
genden und prozessökonomischen Normen Gebrauch gemacht, bleibt ihnen in 
Konsequenz der fehlenden Anfechtungsmöglichkeit der Betroffenen die dadurch 
erzielte Wirkung erhalten und der Beschuldigte bzw. Angeschuldigte wird den 
Folgen der Ausscheidung des Verfahrensstoffes nach den §§ 154, 154a StPO aus-
gesetzt, ohne die ihn in diese Lage versetzende vorausgehende Entscheidung be-
anstanden zu können. 

IV. Zusammenfassung – Die Vorschriften der §§ 154, 154a StPO 

Die Auseinandersetzung mit der Entstehungsgeschichte der §§ 154, 154a StPO, 
der gesetzgeberischen Begründung für die Regelungen sowie mit ihren maßgebli-
chen Anwendungsmerkmalen bildet die Basis der im Rahmen der vorliegenden 
Arbeit angestrebten Erörterung der Problematik der Verwertbarkeit von nach den 
§§ 154, 154a StPO ausgeschiedenem Prozessstoff bei der Beweiswürdigung und 
Strafzumessung im Strafverfahren und veranschaulicht mithin die Unwägbarkei-
ten, denen jeder Versuch einer konkreten Bestimmung der nach der gegenwärti-
gen Rechtslage durch die Vorschriften aus dem Verfahren aussonderbaren Ne-
bendelikte, Tatteile bzw. Gesetzesverletzungen begegnet.  

Das anhand der Entwicklungsgeschichte der §§ 154, 154a StPO nachweisliche 
Interesse des Gesetzgebers, die Bedeutung des Regelungsgebietes unter der steti-
gen Ausweitung des Anwendungsbereiches der Vorschriften kontinuierlich zu 
verstärken, findet seine rechtfertigende Begründung in erster Linie in den Argu-
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menten der zu erzielenden Verfahrensbeschleunigung und Prozessökonomie, die 
auch im Rahmen einer teleologischen Auslegung der Normen zu berücksichtigen 
sind und damit den legislativen Sinn und Zweck der §§ 154, 154a StPO beschrei-
ben. Der gesetzgeberischen Legitimation der Vorschriften entsprechend dürfte die 
im weiteren Verlauf der Arbeit zu untersuchende Verwertbarkeit des ausgeschie-
denen Prozessstoffes bei der Beweiswürdigung und Strafzumessung demzufolge 
insbesondere nicht der durch die Normen bezweckten Verfahrensbeschleunigung 
und Prozessökonomie diametral entgegenstehen. Vor dem Hintergrund der die 
sachlichen Voraussetzungen der §§ 154, 154a StPO prägenden unbestimmten 
Rechtsbegriffe scheidet eine genaue Bestimmung des potentiell von dem Rückgriff 
auf die Vorschriften betroffenen Verfahrensstoffes allerdings aus und die Grenze 
der vom Gesetzgeber gewollten Einflussnahme der Regelungen auf das Strafver-
fahren bleibt nebulös. Dennoch kann im Hinblick auf den Fortgang der Arbeit 
festgehalten werden, dass die durch das fortschreitende legislative Tätigwerden 
eingetretene Konturenlosigkeit des Anwendungsbereiches der §§ 154, 154a StPO 
gerade unter besonderer Rücksichtnahme auf die grundlegende Bedeutung der in 
Zeiten einer allerorts bemängelten Überlastung der Strafverfolgungsorgane den 
Vorschriften innewohnenden verfahrensbeschleunigenden und prozessökonomi-
schen Wirkung dazu führt, dass den §§ 154, 154a StPO nach der gegenwärtigen 
Rechtslage eine sehr große Relevanz für das Strafverfahren zukommt. Die beste-
hende Ungewissheit über die strafverfahrensrechtliche Reichweite der §§ 154, 
154a StPO leistet in diesem Zusammenhang sogar eher einen ergänzenden Beitrag 
zu der Bedeutung der Normen, da ein Beschuldigter in fast jeder Verfahrenssitua-
tion mit der Anwendung der flexibel einsetzbaren Vorschriften rechnen muss, 
ohne sich im Vorfeld aufgrund von allgemeinverbindlichen Anwendungsleitlinien 
der Regelungen auf die ihn erwartende Position einstellen zu können. Allein die 
Weite des Einsatzbereiches der §§ 154, 154a StPO erfordert demnach eine inten-
sive Auseinandersetzung mit den Konsequenzen eines Rückgriffs auf die Vor-
schriften, wobei die Tragweite der den Gegenstand der vorliegenden Untersu-
chung darstellenden Thematik der Verwertbarkeit von nach den §§ 154, 154a 
StPO ausgesondertem Prozessstoff bei der Beweiswürdigung und Strafzumessung 
im Strafverfahren nicht zuletzt auch daraus folgt, dass der Beschuldigte die von 
der Staatsanwaltschaft oder dem Gericht getroffene Entscheidung nicht mit einem 
gerichtlichen Rechtsbehelf anfechten kann und die Konsequenzen der nach den 
§§ 154, 154a StPO erfolgenden Einstellung bzw. Beschränkung des Verfahrens zu 
tragen hat.  
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B. Die Dogmatik der strafprozessualen 
Beweiswürdigung und des Strafzumessungsrechts 

Die Dogmatik der strafprozessualen Beweiswürdigung u.d. Strafzumessungsrechts 

Die einführende Untersuchung der rechtlichen Grundlagen der im Rahmen der 
vorliegenden Arbeit behandelten Problematik der Verwertbarkeit von nach den 
§§ 154, 154a StPO ausgeschiedenem Prozessstoff bei der Beweiswürdigung und 
Strafzumessung im Strafverfahren erfordert in einem zweiten Schritt die zumin-
dest überblicksartige Darstellung der Dogmatik der strafprozessualen Beweiswür-
digung und des Strafzumessungsrechts sowie die systematische Bestimmung ihrer 
Berührungspunkte mit dem nach den Vorschriften ausgesonderten Verfahrens-
stoff, da eine abschließende Beurteilung der den Beschuldigten erwartenden recht-
lichen Konsequenzen des von den Strafverfolgungsorganen vorgenommenen 
Rückgriffs auf die durch die unbestimmte Weite ihres Anwendungsbereiches ge-
kennzeichneten §§ 154, 154a StPO nur unter Berücksichtigung des Einflusses der 
Regelungen auf die beiden Teilbereiche gelingen kann. Anhand eines einleitenden 
historischen Rückblicks und einer kurzen Beschreibung der inhaltlichen Grundla-
gen der Beweiswürdigung und der Strafzumessung im Strafverfahren wird daher 
herausgearbeitet, inwieweit den eingestellten Nebendelikten und ausgeschiedenen 
Tatteilen grundsätzlich sowohl im Rahmen der strafprozessualen Beweiswürdi-
gung als auch im Rahmen der Strafzumessung Bedeutung zukommen kann. Dabei 
bildet die Dogmatik des Strafzumessungsrechts entsprechend ihrer die Diskussion 
um die Thematik der Verwertbarkeit von nach den §§ 154, 154a StPO ausgeson-
dertem Prozessstoff prägenden Stellung den Ausgangspunkt der Untersuchung, 
bevor die wesentlichen Grundzüge der bislang in Verbindung mit den §§ 154, 
154a StPO in der rechtswissenschaftlichen Literatur vernachlässigten strafpro-
zessualen Beweiswürdigung im Zusammenhang dargestellt werden. 

I. Die Dogmatik des Strafzumessungsrechts – Eine Skizze 

In ihrer Gesamtheit umfasst die Dogmatik des Strafzumessungsrechts die auch 
unter dem Oberbegriff der Strafzumessung im weiteren Sinne390 (oder „Strafbe-
messung“391) firmierenden Vorgänge der Ermittlung des gesetzlichen Strafrah-
mens, der Abwägung und Einordnung der Tat in den herausgearbeiteten anwend-
baren Strafrahmen sowie der Auswahl der Sanktionsart (z.B. Freiheitsstrafe, Geld-
                                                      
390 Lackner/Kühl-Kühl, § 46 Rn. 22; LK-StGB/Theune, Vor §§ 46-50 Rn. 4; Schönke/Schröder-

Stree/Kinzig, § 46 Rn. 3; Appl, Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 10; ähnlich 
Zipf, Strafmaßrevision, S. 134; anders Bruns, Das Recht der Strafzumessung, S. 4-5, der die 
Trennung der Strafzumessung im engeren Sinne von derjenigen im weiteren Sinne lediglich in-
nerhalb der richterlichen Zuständigkeit vornimmt; so wohl auch Günther, JZ 1989, 1025 (1026). 
SK-StGB/Horn, § 46 Rn. 4 versteht unter der „Strafzumessung“ im Rahmen des § 46 StGB nur 
die richterliche Bestimmung der Höhe der einzelnen Strafe. 

391 LK-StGB/Theune, Vor §§ 46-50 Rn. 4; Lackner/Kühl-Kühl, § 46 Rn. 22; Pallin, Die Strafzumes-
sung in rechtlicher Hinsicht, Rn. 1. 
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strafe, Fahrverbot, Entziehung der Fahrerlaubnis) bzw. der Entscheidungen über 
die Strafaussetzung zur Bewährung (§§ 56 ff. StGB), die Verwarnung mit Straf-
vorbehalt (§§ 59 ff. StGB) oder das Absehen von Strafe (z.B. § 60 StGB).392 Dabei 
konkretisiert die richterliche Strafzumessung im engeren Sinne393 den abstrakten 
vom Gesetzgeber festgelegten Strafrahmen und dient der endgültigen Bestim-
mung der Art und Höhe der den Täter einer schuldhaften Verletzung eines Straf-
gesetzes treffenden Rechtsfolge.394 Obwohl die innerhalb der rechtswissenschaft-
lichen Literatur in den letzten Jahrzehnten erfolgte Beschäftigung mit der Thema-
tik das Rechtsgebiet der Strafzumessung aus seinem Schattendasein geführt hat395, 
bleiben die Gerichte im Rahmen ihrer für den Angeklagten letztendlich maßgebli-
chen Bestimmung der Strafhöhe mit § 46 StGB auf eine einzige die Grundsätze 
des Vorganges der Strafzumessung im engeren Sinne näher präzisierende gesetzli-
che Norm angewiesen396 und die gerichtliche Strafzumessungsentscheidung wird 
in weiten Teilen ohne konkrete Vorgaben des Gesetzgebers getroffen397.  

                                                      
392 Vgl. Lackner/Kühl-Kühl, § 46 Rn. 22; LK-StGB/Theune, Vor §§ 46-50 Rn. 4; Jescheck, AT, § 82 

S. 871; Köhler, AT, S. 578; Brögelmann, JuS 2002, 903 (905-908 und 1005-1010); ähnlich mit unter-
schiedlichen Modifikationen im Hinblick auf die Anzahl der verschiedenen Phasen im Rahmen 
der Strafzumessung SK-StGB/Horn, Vor § 46 Rn. 5; Schönke/Schröder-Stree/Kinzig, § 46 Rn. 3; 
Fischer, StGB, § 46 Rn. 13; Eisenhuth, Jura 2004, 81 (83-90); Günther, JZ 1989, 1025 (1026); Horn, 
Jura 1980, 113 (113-119); Meier, Strafrechtliche Sanktionen, S. 142-145; Bruns, Das Recht der 
Strafzumessung, S. 4-5, der ausdrücklich zwischen der gesetzlichen Strafbemessung („Strafbe-
stimmungsgründe“) und der richterlichen Strafzumessung („Strafzumessungsgründe“) unter-
scheidet. 

393 Lackner/Kühl-Kühl, § 46 Rn. 22; NK-GS/Rössner/Kempfer, § 46 Rn. 7 (1); SSW-StGB/Eschelbach, 
§ 46 Rn. 73; Günther, JZ 1989, 1025 (1026); Bruns, Das Recht der Strafzumessung, S. 4; Pallin, 
Die Strafzumessung in rechtlicher Hinsicht, S. 67; Zipf, Strafmaßrevision, S. 35. 

394 LK-StGB/Theune, Vor §§ 46-50 Rn. 4; NK-GS/Rössner/Kempfer, § 46 Rn. 1 (1); Lackner/Kühl-
Kühl, § 46 Rn. 22; SSW-StGB/Eschelbach, § 46 Rn. 73; Jescheck, AT, § 82 S. 871; Zipf, Strafmaßre-
vision, S. 35; Appl, Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 10; ähnlich MüKo-
StGB/Miebach, § 46 Rn. 1; Bruns, Das Recht der Strafzumessung, S. 4-5; Pallin, Die Strafzumes-
sung in rechtlicher Sicht, Rn. 1. 

395 Frisch, ZStW 99 (1987), 349 (349); Gillmeister, NStZ 2000, 344 (344); Jescheck, AT, § 82 S. 871-872; 
Pielsticker, § 46a StGB – Revisionsfalle oder Bereicherung des Sanktionsrechts?, S. 92; Grundle-
gend vor allem Bruns, Das Recht der Strafzumessung; Pallin, Die Strafzumessung in rechtlicher 
Sicht; Spendel, Zur Lehre vom Strafmass; Zipf, Strafmaßrevision. 

396 MüKo-StGB/Miebach, § 46 Rn. 1; Lackner/Kühl-Kühl, § 46 Rn. 1; LK-StGB/Theune, § 46 Rn. 1; 
SSW-StGB/Eschelbach, § 46 Rn. 1; Jescheck, AT, § 82 S. 876; vgl. Schönke/Schröder-Stree/Kinzig, 
§ 46 Rn. 1; Schäfer/Sander/van Gemmeren, Praxis der Strafzumessung, Rn. 574-576; Meier, Straf-
rechtliche Sanktionen, S. 141; Albrecht, Strafzumessung bei schwerer Kriminalität, S. 24. Gössel, 
FS Tröndle, 357 (359) bezeichnet § 46 StGB als das „Grundgesetz der Strafzumessung“. 

397 Kritik wegen der gegebenen Konturenlosigkeit der getroffenen Regelung bereits in Bezug auf 
§ 13 StGB a.F. als mit dem heutigen § 46 StGB identischer gesetzlicher Regelung bei Straten-
werth, Tatschuld und Strafzumessung, S. 13, der die Vorschrift als „gesetzgeberische Fehlleistung 
von besonderem Rang“ bezeichnete; hinsichtlich § 46 StGB bei Streng, Strafzumessung, S. 22-
24; SSW-StGB/Eschelbach, § 46 Rn. 2; Albrecht, Strafzumessung bei schwerer Kriminalität, S. 25; 
Baumann, GS Hilde Kaufmann, 513 (518-519); Schaffstein, FS Gallas, 99 (102), der von § 46 StGB 
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1. Die historische Entwicklung des Strafzumessungsrechts  
Historisch kam es durch den mit dem Ersten Gesetz zur Reform des Strafrechts 
vom 25.6.1969398 (1. StrRG) in das Strafgesetzbuch eingefügten § 13 StGB a.F.399 
erstmals zu der Normierung von allgemeinen, die Gerichte anleitenden Strafzu-
messungsrichtlinien für die im Rahmen der richterlichen Strafzumessung im enge-
ren Sinne bedeutende Entscheidung über die konkrete Strafhöhe.400 Bis zum In-
krafttreten des 1. StrRG am 1.4.1970 fehlte diese gesetzliche Festschreibung der 
strafzumessungsrechtlichen Grundsätze gänzlich, obwohl die Forderung nach 
einer nicht durch „Willkür und Ungleichheit“ gekennzeichneten Strafzumes-
sung401 über Jahrzehnte formuliert worden war402 und sich die vor allem von dem 
                                                      

als einer der „wegen ihrer Unklarheit und Widersprüche durchaus nicht geglückten Bestimmun-
gen der Strafrechtsreformgesetze“ spricht; vorsichtiger hingegen Lackner, FS Gallas, 117 (128-
129 und 136), der § 13 StGB a.F. zwar die Eignung für die Behebung der die Strafzumessung in 
der Rechtsprechung und Lehre umgebenden Unklarheiten absprach, die Elastizität der Vor-
schrift aber als Möglichkeit für einen frei von gesetzlichen Vorgaben gestalteten Entwicklungs-
prozess einer sachgerechten Lösung der Problematik begriff; ähnlich positiv Schönke/Schröder-
Stree/Kinzig, § 46 Rn. 1; LK-StGB/Theune, § 46 Entstehungsgeschichte. Befürwortend dagegen 
Cramer, JurA 1970, 183 (192). 

398 BGBl. 1969 I, 645-682. 
399 BGBl. 1969 I, 645 (646). 
400 LK-StGB/Theune, § 46 Entstehungsgeschichte; NK-StGB/Streng, § 46 Rn. 1; MüKo-

StGB/Miebach, § 46 Rn. 11; SSW-StGB/Eschelbach, § 46 Rn. 2; Strate, NStZ 2010, 362 (363). 
Ausführlich zur Entstehung von § 13 StGB a.F. Horstkotte, JZ 1970, 122 (122-125). 

401 Bereits im Jahre 1890 sprach Wach im Zusammenhang mit der Strafzumessung durch das Gericht 
von „Willkür, Laune, Zufall“ und mahnte an, dass die den Angeklagten erwartende Strafhöhe 
„mehr von der zufälligen Zusammensetzung des Kollegiums, den subjektiven Anschauungen 
und Anregungen des Richters, seinem Geblüt und seiner Verdauung als von der Schwere des 
Verbrechens“ abhänge, vgl. Wach, Reform der Freiheitsstrafe, S. 41. Zustimmend erklärte v. 
Liszt „Zufall und Willkür für die Höhe der erkannten Strafe maßgebend“ und beschrieb die 
Strafzumessung in diesem Sinne als „Griff ins Dunkle“, vgl. v. Liszt, Strafrechtliche Vorträge 
und Aufsätze I, S. 393. Diese Gedanken aufgreifend verglich v. Weber die richterliche Strafzu-
messungspraxis sogar mit einem „Chaos“, vgl. v. Weber, Richterliche Strafzumessung, S. 18-19; 
ähnlich Drost, NJW 1955, 1255 (1257): „ Der heutige Zustand des Strafzumessungsrechtes ist 
anarchisch.“ 

402 LK-StGB/Theune, § 46 Entstehungsgeschichte; NK-StGB/Streng, § 46 Rn. 2-4; Schön-
ke/Schröder-Stree/Kinzig, § 46 Rn. 1. Im Kern geht es bei der Forderung nach einer weiterfüh-
renden Normierung der richterlichen Strafzumessung im engeren Sinne um die auch in diesem 
Bereich des Strafverfahrens erforderliche Gewährleistung des verfassungsrechtlich aus Art. 3 
Abs. 1 GG abgeleiteten Willkürverbots, vgl. MüKo-StGB/Radtke, Vor §§ 38 ff. Rn. 54; NK-
StGB/Streng, § 46 Rn. 4; SSW-StGB/Eschelbach, § 46 Rn. 3; Warda, Dogmatische Grundlagen 
des richterlichen Ermessens im Strafrecht, S. 157-162; Streng, Strafzumessung, S. 14-15; Albrecht, 
Strafzumessung bei schwerer Kriminalität, S. 21-23; Streng, Strafrechtliche Sanktionen, Rn. 502-
504; Jescheck, AT, § 82 S. 875-876; Schott, Gesetzliche Strafrahmen, S. 162-165. Allerdings stellt 
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes die Verschiedenheit der Entschei-
dungspraxis hinsichtlich vergleichbarer Taten durch unterschiedliche Gerichte grundsätzlich 
noch keine Verletzung des grundgesetzlichen Gleichbehandlungsgrundsatzes dar, BVerfGE 1, 
332 (345); 19, 38 (47); vgl. zudem BVerfGE 1, 82 (85); 21, 87 (91); ähnlich auch BGHSt 28, 318 
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„Schulenstreit“403 in der Strafzwecklehre beeinflussten Bestrebungen zur Entwick-
lung des Strafzumessungsrechts bis zum Beginn des vergangenen Jahrhunderts 
sowie in ihrem Schwerpunkt insbesondere bis in die Weimarer Republik zurück-
verfolgen lassen404. Zwar wurden auch in diesem Zeitraum mit den noch dem 
Vergeltungsprinzip zugewandten und sich lediglich auf die Aufzählung entschei-
dender Strafzumessungstatsachen beschränkenden Entwürfen 1909, 1911, 1913, 
1919 sowie den bereits spezialpräventiv am täterbezogenen Resozialisierungsziel 
ausgerichteten Entwürfen 1922, 1925, 1927, 1930/31 erste Versuche einer nor-
mierenden Gestaltung des Strafzumessungsrechts unternommen405, jedoch unter-
brach die nationalsozialistische Machtübernahme die zarten Anfänge der voran-
schreitenden Entwicklung, und das Strafzumessungsrecht verlor aufgrund des im 
Rahmen des vordringenden „Willensstrafrechts“ in den Vordergrund tretenden 
generalpräventiven „Schutzbedürfnisses der Volksgemeinschaft“406 als Teil der 
mehr und mehr entartenden, die politischen und ideologischen Ziele des national-
sozialistischen Regimes in den Mittelpunkt stellenden Terrorjustiz seine spezial-

                                                      
(324-325). Nach der Auffassung des BVerfG sei „das einzelne Strafgericht lediglich gehalten, 
ohne Ansehen der Person zu urteilen und auch bei der Zumessung der Strafe keine willkürli-
chen Unterscheidungen zu machen“, vgl. BVerfGE 1, 332 (345-346); ähnlich auch BGHSt 1, 
183 (184); dieser Rechtsprechung zustimmend bereits v. Weber, Richterliche Strafzumessung, S. 8 
Fn. 23; Dreher, FS Bruns, 141 (161); Bruns, Leitfaden, S. 171; Warda, Dogmatische Grundlagen 
des richterlichen Ermessens im Strafrecht, S. 157, der die vom BVerfG angeführte Begründung 
des für ihn richtigen Ergebnisses aber ablehnt und vielmehr auf die Tatsache verweist, „dass die 
Forderung nach einer Vereinheitlichung der gerichtlichen Strafzumessung mit Hilfe des Art. 3 
GG praktisch gar nicht zu verwirklichen ist“. 

403 Der „Schulenstreit“ in der Strafzwecklehre drehte sich im Wesentlichen um den Charakter der 
Strafe, der zum einen in der repressiven Vergeltung gesehen wurde, während die Gegenposition 
vor dem Hintergrund der angestrebten Resozialisierung des Täters die spezialpräventiven Ge-
sichtpunkte der Strafe betonte, siehe zusammenfassend zum historischen „Schulenstreit“ u.a. 
Maurach/Zipf, AT I, § 6 II Rn. 27-34; Bruns, Leitfaden, S. 22-24; Bruns, Das Recht der Strafzu-
messung, S. 31-33. 

404 MüKo-StGB/Miebach, § 46 Rn. 8; Bruns, Leitfaden, S. 22-24; Appl, Strafschärfende Verwertung 
von §§ 154, 154a StPO, S. 3-4; Bruns, Das Recht der Strafzumessung, S. 31-33. 

405 Bruns, Leitfaden, S. 23-24; Appl, Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 4-5; Bruns, 
Das Recht der Strafzumessung, S. 32-33. Überblick zu den Entwürfen bei Mezger, ZStW 51 
(1931), 855 (857-877); Hertz, Verhalten des Täters nach der Tat, S. 17-20. 

406 Das nicht mehr durch Schulderwägungen begrenzte Vordringen des Schutzgedankens zeigte sich 
insbesondere durch den im weiteren Verlauf der nationalsozialistischen Herrschaft auf die all-
gemeine Strafzumessung ausgeweiteten (vgl. RGSt 76, 323 (325-326)) § 1 des Gesetzes zur Än-
derung des Reichsgesetzbuchs vom 4. September 1941, der für gefährliche Gewohnheitsverbre-
cher und bestimmte Sittlichkeitsverbrecher die Todesstrafe vorsah, „wenn der Schutz der 
Volksgemeinschaft oder das Bedürfnis nach gerechter Sühne es erfordern“ (vgl. RGBl. 1941 I, 
549 (549)), und den Gerichten mit der alternativen Nennung der beiden Strafzwecke somit die 
Möglichkeit eröffnete, losgelöst von dem bisherigen Erfordernis eines kumulativen Vorliegens 
der Voraussetzungen eine an Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten orientierte Strafschärfung her-
beizuführen, vgl. Bruns, Leitfaden, S. 26-27; Bruns, Das Recht der Strafzumessung, S. 35; Appl, 
Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 5-6; Maurach/Zipf, AT I, § 6 II Rn. 36. 
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präventiv orientierte Ausrichtung407. Die Grundlage für die in seinem Wortlaut 
mit § 13 StGB a.F. zunächst identische Regelung408 des durch das 2. Gesetz zur 
Reform des Strafrechts vom 4.7.1969409 (2. StrRG) schließlich in das Strafgesetz-
buch eingeführten § 46 StGB410 legten sodann die aufgrund des in ihnen niederge-
legten „Schuldüberschreitungsverbotes“411 heftig kritisierten Entwürfe 1956 bis 
1959 I sowie der hinsichtlich seiner in § 60 Abs. 1 als „Grundlagen-Formel“412 
enthaltenen Strafzumessungsrichtlinie später gesetzlich normierte Entwurf 1959 
II.413 In der Folgezeit kam es abgesehen von der mit Wirkung vom 1.4.1987 durch 
Art. 3 des Opferschutzgesetzes (OpferschutzG) vom 18.12.1986414 erfolgten Er-
gänzung der Worte „sowie das Bemühen des Täters, einen Ausgleich mit dem 
Verletzten zu erreichen“ nach den Worten „den Schaden wieder gutzumachen“ in 
§ 46 Abs. 2 Satz 2 StGB hingegen zu keiner Weiterentwicklung des mit dem 2. 
StrRG am 1.10.1973 in Kraft getretenen § 46 StGB415, und die Norm bleibt somit 
noch heute die einzige Gesetzesvorschrift, die den Gerichten im Rahmen ihrer für 
den Angeklagten entscheidenden richterlichen Strafzumessung im engeren Sinne 
als normierte Strafzumessungsrichtlinie dient.  

                                                      
407 Hertz, Verhalten des Täters nach der Tat, S. 20; Bruns, Leitfaden, S. 25-27; Bruns, 34-36; Appl, 

Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154 a StPO, S. 5; vgl. MüKo-StGB/Miebach, § 46 
Rn. 10; Maurach/Zipf, AT I, § 6 II Rn. 35-36; zur ideologiebehafteten Gesetzgebung Rapsch in: 
Recht und Unrecht im Nationalsozialismus, 138 (138-149). 

408 MüKo-StGB/Miebach, § 46 Rn. 11; NK-StGB/Streng, § 46 Rn. 1; LK-StGB/Theune, § 46 Entste-
hungsgeschichte.  

409 BGBl. 1969 I, 717-743. 
410 BGBl. 1969 I, 717 (723). 
411 Das „Schuldüberschreitungsverbot“ war in § 2 der Entwürfe 1956 bis 1959 I enthalten und ord-

nete an, dass „die Strafe (…) das Maß der Schuld nicht überschreiten“ dürfe, wobei sich die Kri-
tik gegen den Vorschlag im Wesentlichen auf Bedenken gegen die implizierte Möglichkeit einer 
uneingeschränkten Unterschreitung der Schuldgrenze sowie den Ausschluss einer im Einzelfall 
aus spezial- oder generalpräventiven Gründen gebotenen Überschreitung des Schuldmaßstabes 
richtete, vgl. Bruns, Leitfaden, S. 31; Bruns, Das Recht der Strafzumessung, S. 39. 

412 Die eine geordnete Über- und Unterschreitung der Schuldgrenze grundsätzlich eröffnende 
„Grundlage-Formel“ in § 60 Abs. 1 des Entwurfes 1959 II besagte bereits, dass „Grundlage für 
die Strafzumessung (…) die Schuld des Täters“ sei, vgl. LK-StGB/Theune, § 46 Entstehungsge-
schichte; Bruns, Leitfaden, S. 31; Bruns, Das Recht der Strafzumessung, S. 39. 

413 Vgl. LK-StGB/Theune, § 46 Entstehungsgeschichte; NK-StGB/Streng, § 46 Rn. 1; Bruns, Leitfa-
den, S. 30-32; Appl, Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 6-8; Bruns, Das 
Recht der Strafzumessung, S. 39-40.  

414 BGBl. 1986 I, 2496 (2499). 
415 Vgl. LK-StGB/Theune, § 46 Entstehungsgeschichte; MüKo-StGB/Miebach, § 46 Rn. 11; NK-

StGB/Streng, § 46 Rn. 1. Der Gedanke des Opferschutzes hat durch den mit dem Gesetz zur 
Änderung des Strafgesetzbuches, der Strafprozessordnung und anderer Gesetze (sog. Verbre-
chensbekämpfungsgesetz) vom 28. Oktober 1994 (BGBl. 1994 I, 3186-3198) in das Strafgesetz-
buch eingefügten § 46a StGB (BGBl. 1994 I, 3186 (3186)) über den Täter-Opfer-Ausgleich eine 
weiterführende Ausdehnung erfahren, vgl. Schäfer/Sander/van Gemmeren, Praxis der Strafzumes-
sung, Rn. 11; MüKo-StGB/Miebach, § 46 Rn. 11. 
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2. Die inhaltlichen Grundlagen des Strafzumessungsrechts 
Die den Schuldgrundsatz416 für das Strafzumessungsrecht im Gesetz verankernde 
„Grundlagenformel“417 des § 46 Abs. 1 Satz 1 StGB418 erklärt zunächst ausdrück-
lich die Schuld des Täters zum Ausgangspunkt der richterlichen Strafzumessung 
im engeren Sinne. Dabei bezieht sich der in § 46 Abs. 1 Satz 1 StGB verwendete 
Schuldbegriff in Abgrenzung zu der im Sinne der §§ 19, 20, 29, 35 StGB die Frage 
nach der subjektiven Vorwerfbarkeit des Täterverhaltens betreffenden „Strafbe-
gründungsschuld“ auf die das Maß des vom Täter verwirklichten Unrechts be-
schreibende „Strafzumessungsschuld“419.420 Diese lässt sich korrespondierend 
zum tatbestandlichen Unrecht in die zwei Bausteine des Erfolgs- und des Hand-
lungsunwertes unterteilen421, wobei das Element des Erfolgsunwertes das Ausmaß 
des vom Täter durch die Rechtsgutsverletzung geschaffenen Unrechts be-

                                                      
416 Das unter der Geltung des Grundgesetzes mit Verfassungsrang ausgestattete, dem StGB imma-

nente Schuldprinzip („nulla poena sine culpa“) leitet das BVerfG verfassungsrechtlich aus der 
Würde und der Eigenverantwortlichkeit des Menschen (Art. 1 Abs. 2, 2 Abs. 1 GG) sowie aus 
dem Rechtsstaatsprinzip ab, vgl. BVerfGE 20, 323 (331); 25, 269 (285); 45, 187 (259); 50, 205 
(214); 54, 100 (108); 80, 244 (255); 86, 288 (313); 105, 135 (154); 109, 133 (171); 110, 1 (13); 
MüKo-StGB/Miebach, § 46 Rn. 18; Schönke/Schröder-Stree/Kinzig, Vorbem. §§ 38 ff. Rn. 18; 
Roxin, FS Volk, 601 (607-608). 

417 NK-StGB/Streng, § 46 Rn. 19; Maurach/Zipf, AT I, § 7 IV Rn. 27; Jescheck, AT, § 82 S. 877; Streng, 
Strafrechtliche Sanktionen, Rn. 521; Streng, Strafzumessung, S. 22; Schäfer/Sander/van Gemmeren, 
Praxis der Strafzumessung, Rn. 574; Bunz, Jura 2011, 14 (15); Albrecht, Strafzumessung bei 
schwerer Kriminalität, S. 24. 

418 Lackner/Kühl-Kühl, § 46 Rn. 23; NK-GS/Rössner/Kempfer, § 46 Rn. 12 (1); Schäfer/Sander/van 
Gemmeren, Praxis der Strafzumessung, Rn. 574; vgl. Brögelmann, JuS 2002, 903 (904). 

419 Dazu u.a. Frisch, ZStW 99 (1987), 349 (380-388); Frisch, FS Müller-Dietz, 237 (237-259); Achen-
bach, Grundlagen der strafrechtssystematischen Schuldlehre, S. 10-14; Pielsticker, § 46a – Revisi-
onsfalle oder Bereicherung des Sanktionsrechts?, S. 91-94; Hörnle, Tatproportionale Strafzumes-
sung, S. 324-325; Maurach/Gössel/Zipf, Strafrecht AT 2, § 63 Rn. 1-11; Müller-Dietz, Grenzen des 
Schuldgedankens, S. 43-47. 

420 MüKo-StGB/Miebach, § 46 Rn. 23; Schönke/Schröder-Stree/Kinzig, § 46 Rn. 9a; NK-
GS/Rössner/Kempfer, § 46 Rn. 12 (1); Fischer, StGB, § 46 Rn. 5; Streng, Strafrechtliche Sanktionen, 
Rn. 527-530; Meier, Strafrechtliche Sanktionen, S. 164; Schäfer/Sander/van Gemmeren, Praxis der 
Strafzumessung, Rn. 574-575; Jescheck, AT, § 82 S. 877 Fn. 47; Roxin, FS Bockelmann, 279 (304); 
Eisenhuth, Jura 2004, 81 (82); Brögelmann, JuS 2002, 903 (904); vorsichtiger SK-StGB/Horn, § 46 
Rn. 42, der die grundsätzliche qualitative Gleichwertigkeit der „Strafbegründungs-“ und der 
„Strafzumessungsschuld“ betont, wobei letztere nur eine quantifizierende Ausprägung der 
„Schuld“ im Sinne der allgemeinen Verbrechenslehre darstelle; ähnlich LK-StGB/Theune, § 46 
Rn. 5; dagegen NK-StGB/Streng, § 46 Rn. 22. 

421 MüKo-StGB/Miebach, § 46 Rn. 23; SSW-StGB/Eschelbach, § 46 Rn. 75; Schäfer/Sander/van Gemme-
ren, Praxis der Strafzumessung, Rn. 576-579; Meier, Strafrechtliche Sanktionen, S. 165-166; Meier, 
JuS 2005, 769 (771); Torka, Nachtatverhalten und Nemo tenetur, S. 34; vgl. BGH JZ 1988, 367 
(367). 
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stimmt422, während die Komponente des Handlungsunwertes unter Berücksichti-
gung des Vorsatzes und der weiteren in der Person des Täters liegenden Un-
rechtsmerkmale das Augenmerk auf das Maß der Vorwerfbarkeit des täterlichen 
Handelns richtet423. Der Rechtsprechung war dieses Verständnis von der „Straf-
zumessungsschuld“ bereits vor der Einfügung von § 46 Abs. 1 Satz 1 StGB in das 
Strafgesetzbuch zu entnehmen, da sie „die Schwere der Tat in ihrer Bedeutung für 
die verletzte Rechtsordnung“ sowie den „Grad der persönlichen Schuld des Tä-
ters“ zu den Grundlagen der Strafzumessung erklärte.424 Allerdings stellt das vom 
Gesetzgeber zur Grundlage der Strafzumessung berufene und dementsprechend 
strukturell an der Spitze der den Bereich normierenden Regelungen positionierte 
Element der Schuld nicht den einzigen von den Gerichten zu beachtenden Straf-
zumessungsgesichtspunkt dar. Gemäß § 46 Abs. 1 Satz 2 StGB erfordert die rich-
terliche Strafzumessung im engeren Sinne nämlich auch die Rücksichtnahme auf 
„die Wirkungen, die von der Strafe für das künftige Leben des Täters in der Ge-
sellschaft zu erwarten sind“, so dass von der Strafzwecklehre geprägte spezialprä-
ventive Erwägungen der Resozialisierung in die Entscheidung einfließen425. Insbe-
sondere darf die von dem Gericht zu verhängende Strafe daher nicht von vornhe-
rein dem Gedanken der Spezialprävention426 durch eine die Sozialisierung des 
Täters erschwerende oder sogar dessen Entsozialisierung unterstützende Ausge-
staltung der festzusetzenden Sanktion entgegenwirken.427 Ob neben dem Aspekt 
                                                      
422 Ebert/Kühl, Jura 1981, 225 (231); Roxin, AT 1, § 10 Rn. 88; Kühl, AT, § 3 Rn. 3; Schäfer/Sander/van 

Gemmeren, Praxis der Strafzumessung, Rn. 577; Meier, Strafrechtliche Sanktionen, S. 166; Wes-
sels/Beulke/Satzger, AT, Rn. 15; Jescheck, AT, § 24 S. 240; Meier, JuS 2005, 769 (771). 

423 Jescheck, AT, § 24 S. 240; Kühl, AT, § 3 Rn. 4-5; Roxin, AT 1, § 10 Rn. 88; Meier, Strafrechtliche 
Sanktionen, S. 166; Meier, JuS 2005, 769 (771); Ebert/Kühl, Jura 1981, 225 (231). 

424 Vgl. BGHSt 3, 179 (179) = BGH NJW 1952, 1306 (1307); BGHSt 20, 264 (266) = BGH NJW 
1965, 2016 (2017); ähnlich bereits RGSt 58, 106 (109). 

425 BGH StV 2003, 222 (222) = BGH NStZ 2003, 495 (495); Fischer, StGB, § 46 Rn. 7; Lack-
ner/Kühl-Kühl, § 46 Rn. 27; NK-GS/Rössner/Kempfer, § 46 Rn. 15 (1); MüKo-StGB/Miebach, 
§ 46 Rn. 36; SSW-StGB/Eschelbach, § 46 Rn. 28; NK-StGB/Streng, § 46 Rn. 33; Schön-
ke/Schröder-Stree/Kinzig, § 46 Rn. 5; Jescheck, AT, § 82 S. 878; Brögelmann, JuS 2002, 903 (904); 
Eisenhuth, Jura 2004, 81 (82); Roxin, FS Volk, 601 (614-615); Dölling, FS Schreiber, 55 (59); vgl. 
zu § 13 Abs. 1 Satz 2 StGB a.F. bereits BGHSt 24, 40 (42-43). 

426 Der Gedanke der Spezialprävention umfasst im Wesentlichen die drei Dimensionen der Indivi-
dualabschreckung und Unterbringung im gesicherten Gewahrsam („negative Spezialpräventi-
on“), der Besserung oder Behandlung („positive Spezialprävention“) sowie der Vermeidung von 
durch die Strafe ausgelöster entsozialisierender Effekte („passive Spezialprävention“), vgl. 
Dölling, FS Schreiber, 55 (59); Meier, JuS 2005, 769 (771); Meier, Strafrechtliche Sanktionen, S. 25; 
ähnlich Calliess, FS Müller-Dietz, 99 (112-115); Fischer, StGB, § 46 Rn. 3; NK-StGB/Streng, § 46 
Rn. 34-37; Roxin, AT 1, § 3 Rn. 11-12; Schönke/Schröder-Stree/Kinzig, Vorbem. §§ 38 ff. Rn. 7-
9. 

427 NK-StGB/Streng, § 46 Rn. 33; Fischer, StGB, § 46 Rn. 7; vgl. BGHSt 24, 40 (42-43); BGH StV 
2003, 222 (222) = BGH NStZ 2003, 495 (495-496); BGH StV 1991, 513 (513); BGH wistra 
1989, 305 (306) = BGH StV 1989, 478 (478); Schönke/Schröder-Stree/Kinzig, Vorbem. §§ 38 ff. 
Rn. 7 und § 46 Rn. 5; Lackner/Kühl-Kühl, § 46 Rn. 27; NK-GS/Rössner/Kempfer, § 46 Rn. 15 (1); 
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der Spezialprävention auch an dem Strafzweck der Generalprävention orientierte 
Überlegungen Einfluss auf die richterliche Strafzumessung im engeren Sinne 
nehmen können, lässt sich dem Gesetzeswortlaut von § 46 Abs. 1 StGB hingegen 
nicht ausdrücklich entnehmen.428 Unter Verweis auf die in § 46 Abs. 1 StGB nor-
mierte Lücke hinsichtlich des die generalpräventiven Gesichtspunkte normaler-
weise in den §§ 47 Abs. 1, 56 Abs. 3 und 59 Abs. 1 Nr. 3 StGB umfassenden Be-
griffes der „Verteidigung der Rechtsordnung“ wird diese Möglichkeit von einigen 
Stimmen in der rechtswissenschaftlichen Literatur dementsprechend abgelehnt429, 
auch wenn diese Auffassung jedenfalls in Bezug auf die sog. „positive Generalprä-
vention“430 vielfach nicht auf Zustimmung stößt431 und die Nichterwähnung der 

                                                      
MüKo-StGB/Miebach, § 46 Rn. 36; Schäfer/Sander/van Gemmeren, Praxis der Strafzumessung, 
Rn. 812; Jescheck, AT, § 82 S. 878-879, der für dieses Verständnis exemplarisch auf die gesetzli-
che Vorgabe in § 3 Abs. 2 StVollzG verweist: „Schädlichen Folgen des Freiheitsentzuges ist 
entgegenzuwirken.“ 

428 Fischer, StGB, § 46 Rn. 10; NK-GS/Rössner/Kempfer, § 46 Rn. 17 (1); Jescheck, AT, § 82 S. 881; 
Dölling, FS Schreiber, 55 (59-60); vgl. Schönke/Schröder-Stree/Kinzig, § 46 Rn. 5; MüKo-
StGB/Miebach, § 46 Rn. 24. 

429 Vgl. Roxin, FG Schultz, 463 (469-471); Schreiber, NStZ 1981, 338 (340); SSW-StGB/Eschelbach, 
§ 46 Rn. 33-35; Frisch, ZStW 99 (1987), 349 (370-371); Roxin, FS Bruns, 183 (195-197); wohl 
auch Horn, FS Schaffstein, 241 (252), der zusammenfassend ausführt: „Wie wenig sich Literatur 
und Rechtsprechung um den Gesetzeswortlaut scheren, wo sie sich im Besitz der Wahrheit wis-
sen, zeigt sich daran, dass überall auch noch Generalprävention in den Strafhöhen-
Zumessungsakt gezwängt wird, obwohl davon in § 46 überhaupt nicht die Rede ist. Abs. 1 Satz 
2 spricht allein von den Wirkungen der Strafe auf das künftige Leben des Täters, nicht davon, 
wie die Allgemeinheit auf die Festsetzung der Strafhöhe reagieren könnte.“ 

430 Die sog. „positive Generalprävention“ oder auch „Integrationsprävention“ beschreibt das „Inte-
resse an der Bewährung und Stabilisierung der durch den Täter verletzten Norm des Sozialle-
bens“ und dient durch das infolge der Normbekräftigung gestärkte Vertrauen der Menschen in 
die Durchsetzungskraft der Rechtsordnung der Rechtstreue der gesamten Bevölkerung, vgl. Je-
scheck, AT, § 82 S. 881; Lackner/Kühl-Kühl, § 46 Rn. 28; SSW-StGB/Eschelbach, § 46 Rn. 32; Fi-
scher, StGB, § 46 Rn. 10; NK-GS/Rössner/Kempfer, § 46 Rn. 16 (1); MüKo-StGB/Miebach, § 46 
Rn. 25; Meier, Strafrechtliche Sanktionen, S. 194-195; Roxin, FS Bockelmann, 279 (306); Dölling, 
ZStW 102 (1990), 1 (8); Hassemer, JuS 1987, 257 (262); Dölling, FS Schreiber, 55 (60); Peralta, ZIS 
2008, 506 (506); Schünemann, GA 1986, 293 (349-350); Bruns, Das Recht der Strafzumessung, 
S. 97; in diese Richtung auch BGHSt 6, 125 (127); 9, 258 (261); 24, 40 (44-45); 34, 150 (151); 
kritisch zur „positiven Generalprävention“ u.a. Bock, ZStW 103 (1991), 636 (636-656); Hörnle/v. 
Hirsch, GA 1995, 261 (261-282); Wolff, ZStW 97 (1985), 786 (799-806); Schmidhäuser, FS Wolff, 
443 (447-448); Luzón, GA 1984, 393 (397-400). 

431 Vgl. Fischer, StGB, § 46 Rn. 10; NK-GS/Rössner/Kempfer, § 46 Rn. 17 (1); Schönke/Schröder-
Stree/Kinzig, § 46 Rn. 5; NK-StGB/Streng, § 46 Rn. 46; Jescheck, AT, § 82 S. 881; Meier, Strafrecht-
liche Sanktionen, S. 194; Schäfer/Sander/van Gemmeren, Praxis der Strafzumessung, Rn. 809-810; 
Streng, JuS 1993, 919 (921); ähnlich im Ergebnis Lackner/Kühl-Kühl, § 46 Rn. 30; Dölling, FS 
Schreiber, 55 (60); Eisenhuth, Jura 2004, 81 (82); Meier, JuS 2005, 769 (772); siehe auch BGHSt 
34, 150 (151) = BGH NJW 1986, 3217 (3217); BGH NJW 1990, 194 (195). Die unter den ein-
schränkenden Voraussetzungen einer erforderlichen Nachahmungsgefahr oder einer festzustel-
lenden gemeingefährlichen Zunahme vergleichbarer Straf-taten von der Rechtsprechung bei der 
Strafzumessung vorgenommene Berücksichtigung des auf die Abschreckung ander-er potentiel-
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generalpräventiven Formel der „Verteidigung der Rechtsordnung“ in § 46 Abs. 1 
StGB nicht als Ausschlusskriterium für die Berücksichtigungsfähigkeit des Straf-
zumessungsgrundes der Generalprävention erachtet wird432. Losgelöst von diesen 
anhaltenden Diskussionen um die von den Gerichten für die konkrete Strafmaß-
bestimmung im Rahmen der Strafzumessung im engeren Sinne praktizierten Her-
anziehung von spezial- und generalpräventiven Gesichtspunkten relativiert die in 
§ 46 Abs. 1 Satz 1 StGB zunächst als Grundlage jeder Ermittlung der Strafhöhe 
normierte „Strafzumessungsschuld“ aufgrund der ihr ebenfalls durch die Be-
schreibung der Ober-433 und Untergrenze434 des zulässigen Strafens innewohnen-

                                                      
ler Täter zielenden Aspektes der sog. „negativen Generalprävention“ (vgl. u.a. BGHSt 6, 125 
(126-127); 17, 321 (324); 28, 318 (326); BGH GA 1986, 509 (509); BGH NStZ 1992, 275 (275); 
BGH StV 1994, 424 (424); BGH NStZ 1995, 77 (77-78); BGH NStZ-RR 2004, 105 (106); BGH 
NStZ 2007, 702 (702); BGH StraFo 2008, 336 (336); zustimmend Bruns, Das Recht der Strafzu-
messung, S. 97-105; unter Hinterfragung der vom BGH aufgestellten eingrenzenden Kriterien 
Foth, NStZ 1990, 219 (220-221)) ist dagegen insbesondere vor dem Hintergrund der fehlenden 
Nachweise aus der empirischen Forschung für einen durch die Strafsteigerung zu erzielenden 
Abschreckungseffekt erheblicher Kritik ausgesetzt, vgl. Schönke/Schröder-Stree/Kinzig, § 46 
Rn. 5; Streng, JuS 1993, 919 (921-922); Meier, JuS 2005, 769 (772); Wolfslast, NStZ 1982, 112 (112-
113); Frisch, ZStW 99 (1987), 349 (370-371); Roxin, FS Bruns, 183 (196-197); Köhler, JZ 1982, 
772 (772); Schöch, FS Jescheck, 1081 (1104-1105); Jescheck, AT, § 82 S. 882; die Einwände zu-
sammenfassend Kausch, JA 1983, 283 (284-285). 

432 Vgl. Schönke/Schröder-Stree/Kinzig, § 46 Rn. 5; NK-StGB/Streng, § 46 Rn. 46; Dölling, FS Schrei-
ber, 55 (60); Fischer, StGB, § 46 Rn. 10; NK-GS/Rössner/Kempfer, § 46 Rn. 17 (1); Jescheck, AT, 
§ 82 S. 881, der in der gesetzlichen Normierung von dem generalpräventiven Gesichtspunkt der 
„Verteidigung der Rechtsordnung“ in den §§ 47 Abs. 1, 56 Abs. 3, 59 Abs. 1 Nr. 3 StGB gerade 
die von dem Gesetzgeber intendierte Legitimation für die Berücksichtigungsfähigkeit des Ge-
dankens im Rahmen der Strafzumessung sieht. 

433 NK-GS/Rössner/Kempfer, § 46 Rn. 12 (1); Fischer, StGB, § 46 Rn. 19; Schönke/Schröder-
Stree/Kinzig, § 46 Rn. 5 und Vorbem. §§ 38 ff. Rn. 21; SK-StGB/Horn, § 46 Rn. 21; Jescheck, AT, 
§ 82 S. 879; Maurach/Zipf, AT 1, § 7 Rn. 27; Meier, Strafrechtliche Sanktionen, S. 147; Schä-
fer/Sander/van Gemmeren, Praxis der Strafzumessung, Rn. 820; Schaffstein, FS Gallas, 99 (103); 
Frisch, ZStW 99 (1987), 349 (367); Günther, JZ 1989, 1025 (1029); Gallas, ZStW 80 (1968), 1 (6); 
Roxin, ZStW 96 (1984), 641 (657); Bruns, FS Welzel, 739 (745); vgl. BVerfGE 45, 187 (260); 50, 
5 (12); 54, 100 (108); BGHSt 7, 28 (32); 20, 264 (267); 24, 132 (134); 34, 150 (151); a.A. Horstkot-
te, JZ 1970, 122 (123-124). 

434 Jeßberger, Kooperation und Strafzumessung, S. 86 Fn. 17; Jescheck, AT, § 82 S. 25 und S. 879-880; 
Jakobs, AT, S. 28 Fn. 74; Schaffstein, FS Gallas, 99 (105); Bruns, Das Recht der Strafzumessung, 
S. 95-96; Bruns, Leitfaden, S. 76; Bruns, FS Welzel, 739 (747); vgl. BGHSt 24, 132 (134); 29, 319 
(321-322); BGH JZ 1976, 650 (650); BGH NStZ 1982, 464 (465); BayObLG NStZ 1988, 408 
(408); OLG Düsseldorf StV 1985, 108 (108); siehe zudem BT-Drs. 5/4094 (1969) S. 5; a.A. weite 
Teile der Literatur, die eine Unterschreitung der nach Maßgabe der „Strafzumessungsschuld“ 
angezeigten Strafe vor allem jedenfalls aus spezialpräventiven Gründen für zulässig erachten, 
vgl. Schönke/Schröder-Stree/Kinzig, § 46 Rn. 5 und Vorbem. §§ 38 ff. Rn. 21; Roxin, ZStW 96 
(1984), 641 (657); Frisch, ZStW 99 (1987), 349 (367-369); Roxin, AT 1, § 3 Rn. 54; Horstkotte, JZ 
1970, 122 (124); Günther, JZ 1989, 1025 (1029); Wolter, GA 1980, 81 (94); Meier, Strafrechtliche 
Sanktionen, S. 147; Roxin, FS Bockelmann, 279 (308); Meier, JuS 2005, 769 (770-771). 
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den „limitierenden Funktion“435 die Bedeutung der geführten Auseinanderset-
zung. Dem innerhalb der für die Bestimmung der konkreten Strafhöhe vorgege-
benen Skala des gesetzlichen Strafrahmens dennoch verbleibenden Spannungs-
verhältnis zwischen den verschiedenen Strafzwecken (sog. „Antinomie der Straf-
zwecke“)436 hat der Richter unter Anwendung der sog. „Spielraumtheorie“ oder 
„Schuldrahmentheorie“ zu begegnen.437 Ausgehend von der Erkenntnis, dass es 

                                                      
435 Fischer, StGB, § 46 Rn. 19; NK-GS/Rössner/Kempfer, § 46 Rn. 12 (1); ähnlich Schönke/Schröder-

Stree/Kinzig, Vorbem. §§ 38 ff. Rn. 18; SK-StGB/Horn, § 46 Rn. 42; Roxin, FS Bockelmann, 279 
(308); Bruns, FS Welzel, 739 (746). 

436 Die sog. „Antinomie der Strafzwecke“ beschreibt den Zielkonflikt, der im Rahmen des Strafzu-
messungsvorganges auftreten kann, wenn die nach § 46 Abs. 1 Satz 1 StGB für die zu treffende 
Entscheidung grundlegende Schwere der Schuld sowie die für das Strafmaß zu berücksichtigen-
den präventiven Erwägungen unterschiedliche Strafen nahelegen, vgl. Meier, Strafrechtliche 
Sanktionen, S. 146; Jescheck, AT, § 82 S. 879; Schäfer/Sander/van Gemmeren, Praxis der Strafzumes-
sung, Rn. 814-817; Bruns, Das Recht der Strafzumessung, S. 81-83; Stratenwerth, Tatschuld und 
Strafzumessung, S. 22; ähnlich Lackner/Kühl-Kühl, § 46 Rn. 3; Bruns, FS Welzel, 739 (744-745); 
zum begrenzten Einfluss der Problematik auf die Praxis Frisch, ZStW 99 (1987), 349 (364-366). 

437 Grundlegend BGHSt 7, 28 (32) = BGH NJW 1955, 190 (191); BGHSt 20, 264 (266-267) = BGH 
NJW 1965, 2016 (2017); BGHSt 24, 132 (133) = BGH NJW 1971, 61 (61); BGHSt 28, 318 
(326); zustimmend Roxin, FG Schultz, 463 (466); Bruns, Das Recht der Strafzumessung, S. 105-
109; Maurach/Gössel/Zipf, Strafrecht AT 2, § 63 Rn. 14; Jakobs, AT, S. 28 Fn. 74; Günther, JZ 
1989, 1025 (1026); Schaffstein, FS Gallas, 99 (107); Roxin, FS Bruns, 183 (183); Zipf, Strafmaßrevi-
sion, S. 60; Murmann, FS Frisch, 1131 (1136-1137); im Ergebnis wohl auch Theune, StV 1985, 162 
(163-164); Jescheck, AT, § 82 S. 881; Grasnick, JA 1990, 81 (83-84); MüKo-StGB/Radtke, Vor 
§§ 38 ff. Rn. 64, der auf die Notwendigkeit einer Modifikation der Theorie hinweist; ablehnend 
u.a. Schünemann in: Neuere Tendenzen der Kriminalpolitik, 209 (210), der in der „Spielraumtheo-
rie“ ein Paradebeispiel dafür sieht, „wie eine juristische Doktrin trotz völligen Verlustes ihrer 
materiell-rechtlichen und theoretischen Grundlagen als Petrefakt zu überdauern vermag, wenn 
und weil sie für die Praxis so gut wie folgenlos bleibt und deshalb nirgendwo Anstoß erregt, 
sondern den (einlullenden, aber trügerischen) Anschein schöner Harmonie vermittelt“. Als Al-
ternativen zu der von der Rechtsprechung entwickelten „Spielraumtheorie“ sind in der Literatur 
über die Jahrzehnte verschiedene Gegentheorien vorgeschlagen worden, zu denen z.B. die auf 
dem Grundgedanken der Existenz einer einzigen für die jeweilige Straftat richtigen Strafe basie-
rende sog. „Punktstrafentheorie“ (siehe für einen Überblick SSW-StGB/Eschelbach, § 46 Rn. 45; 
NK-StGB/Streng, § 46 Rn. 104-105; LK-StGB/Theune, § 46 Rn. 38; Jescheck, AT, § 82 S. 880; 
Zipf, Strafmaßrevision, S. 64-68; grundsätzlich in diesem Sinne wohl Frisch, NJW 1973, 1345 
(1347-1349); Schneidewin, JZ 1955, 505 (506-508); Heinitz, ZStW 70 (1958); 1 (5); Gallas, ZStW 80 
(1968); Frisch, ZStW 99 (1987), 349 (361-364); Kaufmann, Das Schuldprinzip, S. 65-66; SSW-
StGB/Eschelbach, § 46 Rn. 45), die auf einer klaren Trennung der zwei unterschiedlichen „Stu-
fen“ der anhand der Schwere der „Strafzumessungsschuld“ vorzunehmenden Festsetzung des 
Strafmaßes sowie der unter Berücksichtigung von Präventionserwägungen zu treffenden Ent-
scheidung über die Strafart beruhende sog. „Stufen-“ oder „Stellenwerttheorie“ (siehe für einen 
Überblick NK-StGB/Streng, § 46 Rn. 106-108; LK-StGB/Theune, § 46 Rn. 37; SSW-
StGB/Eschelbach, § 46 Rn. 40; Meier, Strafrechtliche Sanktionen, S. 148-150; Schäfer/Sander/van 
Gemmeren, Praxis der Strafzumessung, Rn. 824; Reichert, Intersubjektivität durch Strafzumes-
sungsrichtlinien, S. 105-112; grundlegend Horn, FS Bruns, 165 (165-181); Horn, FS Schaffstein, 
241 (241-254); Henkel, Die „richtige“ Strafe, S. 39-51; in diesem Sinne Schöch, FS Schaffstein, 255 
(259-273); Wolters, GA 2008, 723 (724-726); SK-StGB/Horn, § 46 Rn. 33-40) sowie die in völli-
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sich bei der für den jeweiligen Täter schuldangemessenen Strafe nicht um eine 
exakt bestimmbare punktförmige Größe handelt, wird den Gerichten für den 
entscheidenden Vorgang der Strafzumessung im engeren Sinne ein gewisser nach 
unten durch die „schon schuldangemessene“ und nach oben durch die „noch 
schuldangemessene“ Strafe begrenzter „Spielraum“ eingeräumt, in dem schuldun-
abhängige Elemente wie die präventiven Strafzwecke berücksichtigt werden kön-
nen.438 Konkrete Hinweise auf die im Rahmen der Strafzumessung im engeren 
Sinne gemäß § 46 Abs. 2 Satz 1 StGB von den Richtern abzuwägenden „Umstän-
de“ lassen sich schließlich dem in § 46 Abs. 2 Satz 2 StGB enthaltenen Katalog 
der im Einzelfall zu berücksichtigenden „realen Strafzumessungsgründe“439 ent-
nehmen. Diese nicht abschließende Aufzählung440 der zulässigen Strafzumes-
sungstatsachen umfasst dabei sowohl das objektive Tatunrecht betreffende Fakto-
ren als auch solche Umstände, welche in subjektiver Hinsicht die Persönlichkeit 
des Täters charakterisieren.441 Ein Hinweis auf die von dem Gericht vorzuneh-
mende Gewichtung der verschiedenen Strafzumessungsgründe fehlt hingegen in 

                                                      
ger Abkehr von den präventiven Gesichtspunkten im Rahmen des Strafzumessungsvorgangs 
ausschließlich an die Schwere der Tat anknüpfende „Lehre von der Tatproportionalität“ (siehe 
für einen Überblick NK-StGB/Streng, § 46 Rn. 109-113; SSW-StGB/Eschelbach, § 46 Rn. 41; 
LK-StGB/Theune, § 46 Rn. 48-49; Meier, Strafrechtliche Sanktionen, S. 150-151; Reichert, In-
tersubjektivität durch Strafzumessungsrichtlinien, S. 121-133; grundlegend v. Hirsch/Jareborg, 
Strafmaß und Gerechtigkeit, S. 9-57; Hörnle, Tatproportionale Strafzumessung, S. 143-194; Schü-
nemann in: Neuere Tendenzen der Kriminalpolitk, 209 (224-230); v. Hirsch/Ashworth, Proportio-
nate Sentencing; ausführlich Frisch/v. Hirsch/Albrecht, Tatproportionalität) zählen. 

438 BGHSt 7, 28 (32); 20, 264 (266-267); 28, 318 (326); vgl. auch Lackner/Kühl-Kühl, § 46 Rn. 24; 
Fischer, StGB, § 46 Rn. 20; LK-StGB/Theune, § 46 Rn. 39; SSW-StGB/Eschelbach, § 46 Rn. 42; Je-
scheck, AT, § 82 S. 880-881; Meier, Strafrechtliche Sanktionen, S. 146; Schäfer/Sander/van Gemme-
ren, Praxis der Strafzumessung, Rn. 828-830; Neumann, FS Spendel, 435 (438); Meier, JuS 2005, 
769 (770); Grasnick, Über Schuld, Strafe und Sprache, S. 265. 

439 Lackner/Kühl-Kühl, § 46 Rn. 32; Köhler, AT, S. 587 Fn. 28; Puppe, Festschrift Spendel, 451 (451); 
Bruns, FS Lackner, 439 (445). Die Bezeichnung geht auf die von Spendel verwendete Terminolo-
gie im Rahmen der von ihm maßgeblich geprägten Einteilung der Strafzumessungsgründe in 
durch die Strafzwecke gekennzeichnete „finale“ Gründe, durch die Strafzumessungstatsachen 
repräsentierte „reale“ Gründe sowie durch die Strafzumessungserwägungen hervortretende „lo-
gische“ Gründe zurück, vgl. Spendel, Zur Lehre vom Strafmass, S. 191-193; zustimmend Bruns, 
Das Recht der Strafzumessung, S. 6; Hertz, Verhalten des Täters nach der Tat, S. 9-11; Appl, 
Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 11-13. 

440 NK-GS/Rössner/Kempfer, § 46 Rn. 20 (1); Schönke/Schröder-Stree/Kinzig, § 46 Rn. 10; LK-
StGB/Theune, § 46 Rn. 82; Fischer, StGB, § 46 Rn. 25; MüKo-StGB/Miebach, § 46 Rn. 78; NK-
StGB/Streng, § 46 Rn. 51; Jescheck, AT, § 83 S. 886; Meier, Strafrechtliche Sanktionen, S. 141; Ei-
senhuth, Jura 2004, 81 (84); Brögelmann, JuS 2002, 903 (906); Bruns, Das Recht der Strafzumes-
sung, S. 144; zu § 13 Abs. 2 StGB a.F. bereits Bruns, FS Welzel, 739 (751); Horstkotte, JZ 1970, 
122 (125). 

441 Schönke/Schröder-Stree/Kinzig, § 46 Rn. 11; NK-GS/Rössner/Kempfer, § 46 Rn. 20 (1); Jescheck, 
AT, § 83 S. 886; Bruns, Das Recht der Strafzumessung, S. 144; vgl. MüKo-StGB/Miebach, § 46 
Rn. 78; Fischer, StGB, § 46 Rn. 25; Eisenhuth, Jura 2004, 81 (84); Brögelmann, JuS 2002, 903 (906). 
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dem normierten Gesetzeswortlaut von § 46 Abs. 2 StGB442, so dass es dem ein-
zelnen Richter vorbehalten bleibt, eine sachgerechte Bewertung der auch unter 
Beachtung des rechtsstaatlichen Grundsatzes „in dubio pro reo“ zu ermittelnden 
Faktoren443 vorzunehmen und insbesondere der den Strafzumessungstatsachen 
innewohnenden „Ambivalenz“444 durch eine alle möglichen Gesichtspunkte beur-
teilende Gesamtabwägung gerecht zu werden445. Im Einzelnen ergibt sich aus § 46 
Abs. 2 Satz 2 StGB ausdrücklich, dass jedenfalls „die Beweggründe und die Ziele 
des Täters, die Gesinnung, die aus der Tat spricht, und der bei der Tat aufgewen-
dete Wille, das Maß der Pflichtwidrigkeit, die Art der Ausführung und die ver-
schuldeten Auswirkungen der Tat, das Vorleben des Täters, seine persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse sowie sein Verhalten nach der Tat, besonders 
das Bemühen des Täters, einen Ausgleich mit dem Verletzten zu erreichen“, die 
für die Strafzumessungsentscheidung bedeutenden Umstände darstellen. Mit der 
in dieser Auflistung erfolgenden Abstellung auf „das Vorleben des Täters“ und 
dessen Nachtatverhalten als strafzumessungsrelevante Faktoren hat der Gesetzge-
ber festgelegt, dass die Grenze der im Rahmen der Strafzumessung im engeren 
Sinne für die Ermittlung der „Strafzumessungsschuld“ verwertbaren Gesichts-
punkte nicht durch das für die Verwirklichung der Tatbestandsmerkmale des 
Straftatbestandes erforderliche Tatgeschehen gezogen wird, sondern auch diejeni-
gen der den Gegenstand des Strafverfahrens bildenden Tat lediglich vorausgehen-
den oder nachfolgenden Umstände der Berücksichtigung bedürfen.446 Ausgehend 

                                                      
442 Schönke/Schröder-Stree/Kinzig, § 46 Rn. 10; SSW-StGB/Eschelbach, § 46 Rn. 173; Jescheck, AT, 

§ 83 S. 886. 
443 Vgl. BGH NStZ-RR 2001, 296 (296); BGH NStZ-RR 2004, 41 (42); BGH NStZ 1991, 182 (182); 

BGH NStZ 1997, 336 (337); BGH StV 1988, 328 (329); BGH StV 1996, 26 (27); NK-
StGB/Streng, § 46 Rn. 51; NK-GS/Rössner/Kempfer, § 46 Rn. 19 (1); Lackner/Kühl-Kühl, § 46 
Rn. 32;  

444 Die für die Gerichte in § 46 Abs. 2 Satz 2 StGB aufgelisteten Strafzumessungsfaktoren verfügen 
im Prinzip über eine „ambivalente“ Erscheinung, da sie je nach dem im konkreten Verfahren er-
forderlichen Blickwinkel ihrer Betrachtung für oder gegen den Straftäter sprechen können, wo-
bei im Ergebnis darüber hinaus sogar ein und dieselbe Tatsache sowohl strafmildernde als auch 
strafschärfende Wirkung entfalten kann, vgl. BGH NStZ 1995, 226 (227) = BGH NJW 1995, 
1038 (1038) = BGH JZ 1995, 906 (907) = BGH StV 1995, 411 (411); Lackner/Kühl-Kühl, § 46 
Rn. 32; Fischer, StGB, § 46 Rn. 21; NK-GS/Rössner/Kempfer, § 46 Rn. 19 (1); Schönke/Schröder-
Stree/Kinzig, § 46 Rn. 10; Jescheck, AT, § 83 S. 886; Meier, Strafrechtliche Sanktionen, S. 203-204; 
zu § 13 Abs. 2 Satz 2 StGB a.F. bereits Horstkotte, JZ 1970, 122 (125); vorsichtiger Streng, StV 
1995, 411 (412-414); kritisch hinsichtlich eines gleichzeitigen strafschärfenden und strafmildern-
den Einflusses aber LK-StGB/Theune, § 46 Rn. 81; Joerden, JZ 1995, 907 (907-908); vgl. insoweit 
auch BGH StV 1987, 62 (62); BGH NStZ 1987, 405 (406). 

445 Schönke/Schröder-Stree/Kinzig, § 46 Rn. 10; Lackner/Kühl-Kühl, § 46 Rn. 32; Jescheck, AT, § 83 
S. 886; vgl. NK-GS/Rössner/Kempfer, § 46 Rn. 19 (1). 

446 Vgl. Schönke/Schröder-Stree/Kinzig, § 46 Rn. 8; NK-StGB/Streng, § 46 Rn. 22; MüKo-
StGB/Miebach, § 46 Rn. 78; Meier, Strafrechtliche Sanktionen, S. 170; ähnlich LK-StGB/Theune, 
§ 46 Rn. 6-7; Jescheck, AT, § 83 S. 887. 
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von den die herrschende Lehre von der sog. „Indizkonstruktion“447 prägenden 
Grundsätzen können die außerhalb der eigentlichen Tatausführung liegenden 
Aspekte des täterlichen Vor- und Nachtatverhaltens die gerichtliche Entscheidung 
allerdings nur mittelbar beeinflussen, sofern sie „wegen ihrer engen Beziehung zur 
Tat Schlüsse auf ihren Unrechtsgehalt zulassen oder Einblicke in die innere Ein-
stellung des Täters zu seiner Tat gewähren, also mit dem Tatgeschehen eine kon-
krete Sinneinheit bilden“.448 Dem gemäß § 46 StGB der Tatschuldidee verpflichte-
ten geltenden Strafrecht ist der Gedanke einer bestehenden „Lebensführungs- 
oder Charakterschuld“449 nämlich fremd450, so dass die durch einen unsteten Le-
benswandel zum Ausdruck kommende schuldhafte Persönlichkeitsgestaltung dem 
Täter im Hinblick auf die Ahndung der einzelnen begangenen Straftat nicht zum 
Vorwurf gemacht werden darf.451 Zusammengefasst wird mit dem durch § 46 
Abs. 2 Satz 2 StGB in den Abwägungsprozess der Strafzumessung im engeren 

                                                      
447 Die insbesondere auch von der Rechtsprechung herangezogene sog. „Indizkonstruktion“ geht im 

Wesentlichen auf die von Bruns maßgeblich geprägten Erwägungen zum Bestehen einer „dop-
pelten Indizkonstruktion“ zurück, „wonach das Vor- und Nachtatverhalten keine direkte, un-
mittelbare, selbständige StrZ-Relevanz hat, sondern lediglich als positives oder negatives Indiz 
(Beweisanzeichen, Erkenntnismittel) für die Willensrichtung und die verbrecherische Energie 
des Täters, d.h. für seine Schuld oder Gefährlichkeit, berücksichtigt werden darf“, vgl. Bruns, 
Das Recht der Strafzumessung, S. 220-222; Bruns, Strafzumessungsrecht, S. 575-578; Bruns, Leit-
faden, S. 200; Bruns, NStZ 1981, 81 (81-82). 

448 Lackner/Kühl-Kühl, § 46 Rn. 36; Schönke/Schröder-Stree/Kinzig, § 46 Rn. 4; SK-StGB/Horn, 
§ 46 Rn. 123 und 132; NK-StGB/Streng, § 46 Rn. 23; MüKo-StGB/Miebach, § 46 Rn. 78; SSW-
StGB/Eschelbach, § 46 Rn. 107; Bruns, Das Recht der Strafzumessung, S. 220-202; Schä-
fer/Sander/van Gemmeren, Praxis der Strafzumessung, Rn. 641 und 1182; vgl. BGH NStZ-RR 
2010, 25 (25); BGH StV 2004, 415 (416); BGH NStZ-RR 2001, 295 (295); BGH NStZ 1984, 259 
(259); BGH StV 1984, 21 (21); BGH StV 1982, 567 (568); BGH NJW 1979, 1835 (1835); ähnlich 
LK-StGB/Theune, § 46 Rn. 7 und 165; Fischer, StGB, § 46 Rn. 37b; NK-GS/Rössner/Kempfer, 
§ 46 Rn. 30 (1); Dölling, FS Schreiber, 55 (58-59); kritisch hinsichtlich der sog. „Indizkonstrukti-
on“ u.a. Jahn, StV 1996, 259 (260); Frisch, ZStW 99 (1987), 751 (779-780); Lang-Hinrichsen, FS 
Engisch, 353 (357-358); Kunz in: Grundfragen des Strafzumessungsrechts, 135 (136-137). 

449 Siehe etwa Mezger, ZStW 57 (1937), 675 (688). 
450 Die im Zusammenhang mit dem früheren § 20a StGB a.F. entwickelte Theorie von der „Lebens-

führungs- oder Charakterschuld“, wonach dem Täter neben der von ihm begangenen rechtswid-
rigen Tat auch sein „So-sein“ vorgeworfen werden kann und auf diese Weise die charakterlichen 
Eigenschaften des Täters sowie die Form seiner Lebensgestaltung Bezugspunkte für die vom 
Gericht zu ermittelnde „Strafzumessungsschuld“ darstellen, wird heute u.a. unter Hinweis auf 
die fragwürdigen der Konzeption zugrunde liegenden kriminologischen Vorstellungen sowie die 
fehlende gesetzliche Normierung der Theorie abgelehnt, vgl. Meier, Strafrechtliche Sanktionen, 
S. 165; Bruns, Das Recht der Strafzumessung, S. 147 und 192; Hillenkamp, GA 1974, 208 (213); 
Stratenwerth, Tatschuld und Strafzumessung, S. 6-7. 

451 Vgl. SSW-StGB/Eschelbach, § 46 Rn. 107; MüKo-StGB/Miebach, § 46 Rn. 78; Schönke/Schröder-
Stree/Kinzig, § 46 Rn. 4; Fischer, StGB, § 46 Rn. 42a; LK-StGB/Theune, § 46 Rn. 7; Mösl, NStZ 
1982, 148 (149); Bruns, ZStW 94 (1982), 111 (120); Meier, Strafrechtliche Sanktionen, S. 165; 
Appl, Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154 a StPO, S. 67; Bruns, Das Recht der Strafzu-
messung, S. 147. 
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Sinne einzuführenden Gesichtspunkt des von dem Täter gezeigten Vor- und 
Nachtatverhaltens somit der „Strafzumessungssachverhalt“ über den Bereich des 
eigentlichen Tatgeschehens hinaus erweitert und den Gerichten auf diese Weise 
ermöglicht, die Beurteilung der „Strafzumessungsschuld“ auf eine breite Basis der 
mit der jeweiligen angeklagten Tat in Beziehung stehenden tatbezogenen sowie die 
Täterpersönlichkeit betreffenden Faktoren zu stützen. In der Praxis zeigt sich die 
Bedeutung dieses ausgedehnten „Strafzumessungssachverhaltes“ für die individu-
ell zu fällenden Urteile insbesondere anhand der von der Rechtsprechung mit dem 
Hinweis auf die durch das bewusste Hinwegsetzen des Täters über die Warnfunk-
tion der bisherigen Verurteilung zum Ausdruck kommende Wirkungslosigkeit der 
vorangegangenen Bestrafung im Rahmen der Strafzumessungsentscheidung prak-
tizierten Berücksichtigung von Vorstrafen.452 

3. Strafzumessung und die §§ 154, 154a StPO – Ausgangslage 
Die mit dem § 46 Abs. 2 Satz 2 StGB erfolgende Erweiterung des durch das Tat-
geschehen umschriebenen Bereiches zu dem das täterliche Vor- und Nachtatver-
halten umfassenden „Strafzumessungssachverhalt“ ermöglicht zugleich die ab-
schließende grundlegende systematische Einordnung der nach den §§ 154, 154a 
StPO aus dem Strafverfahren ausgeschiedenen Taten und Tatteile in den Vorgang 
der Strafzumessung im engeren Sinne. Unabhängig von den außerhalb der die 
Fragestellung der Reichweite des zu berücksichtigenden „Strafzumessungssach-
verhaltes“ liegenden, im weiteren Verlauf der Arbeit noch zu untersuchenden 
vorgetragenen rechtsstaatlichen und verfahrensrechtlichen Bedenken gegen die 
Verwertbarkeit der nach den §§ 154, 154a StPO von der Strafverfolgung ausge-

                                                      
452 Vgl. BGHSt 24, 198 (199-200); 38, 71 (73); 43, 106 (108); BGH bei Detter, NStZ 2008, 554 (555); 

BGH NStZ 1992, 327 (327); OLG Nürnberg NStZ-RR 1997, 168 (169); im Hinblick auf die im 
Jahre 1986 wieder aufgehobene allgemeine Rückfallvorschrift des § 48 StGB a.F. auch BVerfGE 
50, 125 (134); zust. Fischer, StGB, § 46 Rn. 38; MüKo-StGB/Miebach, § 46 Rn. 111; Schön-
ke/Schröder-Stree/Kinzig, § 46 Rn. 31; Lackner/Kühl-Kühl, § 46 Rn. 37; LK-StGB/Theune, § 46 
Rn. 169; Bruns, Das Recht der Strafzumessung, S. 223-224; Schäfer/Sander/van Gemmeren, Praxis 
der Strafzumessung, Rn. 650-660; Meier, Strafrechtliche Sanktionen, S. 182-183; kritisch hinge-
gen Stuckenberg, StV 2007, 655 (655-656); Geiter, ZRP 1988, 376 (379-381); Hörnle, Tatproportio-
nale Strafzumessung, S. 159-164; Erhard, Strafzumessung bei Vorbestraften, S. 67-75; ähnlich 
Janssen, ZRP 1991, 52 (52-54); Zipf, FS Tröndle, 439 (442-446). Die Rechtsprechung sieht in ih-
ren Entscheidungen weiterführend auch die verjährten Taten als für den Angeklagten unter § 46 
Abs. 2 Satz 2 StGB strafzumessungsrechtlich belastende Faktoren an, vgl. BGHSt 41, 305 (309-
310); BGHR StGB § 46 Abs. 2 – Vorleben 11, 19, 20, 24, 26; BGH StV 1994, 423 (423); BGH 
NStZ 1996, 197 (198); BGH NStZ 2008, 146 (146); BGH NStZ-RR 2008, 142 (143); BGH nach 
Detter, NStZ 2009, 74 (77); zust. Fischer, StGB, § 46 Rn. 38d; Schönke/Schröder-Stree/Kinzig, 
§ 46 Rn. 33; Bruns, Das Recht der Strafzumessung, S. 225; Schäfer/Sander/van Gemmeren, Praxis 
der Strafzumessung, Rn. 663; Meier, Strafrechtliche Sanktionen, S. 183; vorsichtiger Gillmeister, 
NStZ 2000, 344 (346-347); Sander, StraFo 2004, 47 (48-51); MüKo-StGB/Miebach, § 46 Rn. 116; 
SSW-StGB/Eschelbach, § 46 Rn. 111; kritisch Foth, NStZ 1995, 375 (375-376). 
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nommenen Delikte bei der Strafzumessung kann der von der Staatsanwaltschaft 
oder dem Gericht mithilfe der beiden Vorschriften ausgesonderte Prozessstoff 
unter der teilweise erforderlichen einschränkenden Voraussetzung eines ihm im 
konkreten Fall beizumessenden Indizcharakters grundsätzlich zu den die Tat-
schuld und Täterpersönlichkeit bestimmenden Umständen gezählt werden.453  

Dabei erfordert die systematische Eingliederung der unter Anwendung der 
strafverfahrensrechtlichen Beschränkungsnorm des § 154a StPO ausgeschiedenen 
Tatteile oder Gesetzesverletzungen in den Katalog der strafzumessungsrelevanten 
Tatsachen oftmals nicht einmal den Rückgriff auf das über § 46 Abs. 2 Satz 2 
StGB in den Strafzumessungsprozess einfließende Vor- und Nachtatverhalten des 
Täters, da der aufgrund dieser Vorgehensweise für die weitere Strafverfolgung 
unerhebliche Prozessstoff nicht nur als Teil der den Gegenstand des Verfahrens 
bildenden prozessualen Tat Bestandteil des von dem Gericht unter allen Ge-
sichtspunkten zu würdigenden angeklagten historischen Vorganges bleibt, son-
dern das von § 154a StPO erfasste Verfahrensmaterial vielfach auch ein Element 
der von dem Gericht weiterhin abzuurteilenden Tat im materiellen Sinne darstellt 
und damit bereits innerhalb der Grenzen des „Strafzumessungssachverhaltes“ zu 
verorten ist.454  

Wird demgegenüber mithilfe von § 154 StPO aus prozessökonomischen 
Gründen auf den Rückgriff auf prozessual selbstständige Taten verzichtet, muss 
den nichtverfolgten Nebendelikten als von dem angeklagten Geschehen abwei-
chenden Ereignissen des täterlichen Vor- oder Nachtatverhaltens hingegen eine 
Indizfunktion für die Tatschuld oder die Persönlichkeit des Täters zukommen, 
damit sie im Rahmen einer systematischen Betrachtung unter Beachtung von § 46 
Abs. 2 Satz 2 StGB bei der Strafzumessung im engeren Sinne berücksichtigt wer-
den können.455 Im Ergebnis können somit sowohl die nach § 154a StPO aus dem 
Verfahren ausgesonderten Tatteile und Gesetzesverletzungen als auch der über 
§ 154 StPO zu vernachlässigende Prozessstoff unter dem Gesichtspunkt der 
Reichweite des „Strafzumessungssachverhaltes“ zunächst grundsätzlich Einfluss 
auf die von den Gerichten vorzunehmende Strafzumessung im engeren Sinne 

                                                      
453 Vgl. statt vieler LK-StGB/Theune, § 46 Rn. 176; MüKo-StGB/Miebach, § 46 Rn. 116; Fischer, 

StGB, § 46 Rn. 41; NK-GS/Rössner/Kempfer, § 46 Rn. 30 (1); Meier, Strafrechtliche Sanktionen, 
S. 183; Schäfer/Sander/van Gemmeren, Praxis der Strafzumessung, Rn. 662; Bruns, Das Recht der 
Strafzumessung, S. 226; Terhorst, MDR 1979, 17 (18-19); vorsichtiger Lackner/Kühl-Kühl, § 46 
Rn. 37a und 41; Schönke/Schröder-Stree/Kinzig, § 46 Rn. 33. 

454 Ahnlich i.E. bereits Appl, Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 75-76, der für 
die Begründung der strafzumessungsrechtlichen Verwertbarkeit des nach § 154a StPO ausge-
schiedenen Prozessstoffes auf die Unterscheidung zwischen der Tat im prozessualen Sinne und 
der Tat im materiellen Sinne verzichtet und die Erforderlichkeit eines richterlichen Rückgriffs 
auf § 46 Abs. 2 Satz 2 StGB in diesem Zusammenhang grundsätzlich verneint. 

455 So bereits Appl, Strafschärfende Verwertung von §§ 154, 154a StPO, S. 76-77; vgl. auch Radt-
ke/Hohmann-Radtke, § 154 Rn. 49. 
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nehmen und in der endgültigen Strafzumessungsentscheidung ihre Ausprägung 
finden. 

4. Fazit – Strafzumessung  
Die Dogmatik des Strafzumessungsrechts umfasst in ihrer Gesamtheit die auch 
unter dem Oberbegriff der Strafzumessung im weiteren Sinne (oder „Strafbemes-
sung“) firmierenden Vorgänge der Ermittlung des gesetzlichen Strafrahmens, der 
Abwägung und Einordnung der Tat in den herausgearbeiteten Strafrahmen sowie 
der Auswahl der Sanktionsart (z.B. Freiheitsstrafe, Geldstrafe, Fahrverbot, Ent-
ziehung der Fahrerlaubnis) bzw. der Entscheidungen über die Strafaussetzung zur 
Bewährung (§§ 56 ff. StGB), die Verwarnung mit Strafvorbehalt (§§ 59 ff. StGB) 
oder das Absehen von Strafe (z.B. § 60 StGB). Dabei konkretisiert die richterliche 
Strafzumessung im engeren Sinne den abstrakten, vom Gesetzgeber festgelegten 
Strafrahmen und dient der endgültigen Bestimmung der Art und Höhe der den 
Täter einer schuldhaften Verletzung eines Strafgesetzes erwartenden Rechtsfolge. 
Mit § 46 StGB bleiben die Gerichte im Rahmen ihrer für den Angeklagten letzt-
endlich maßgeblichen Bestimmung der Strafhöhe allerdings auf eine einzige die 
Grundsätze des Vorganges der Strafzumessung im engeren Sinne näher präzi-
sierende gesetzliche Norm angewiesen. Bildet nach der „Grundlagenformel“ des 
§ 46 Abs. 1 Satz 1 StGB zunächst die sich aus den zwei Bausteinen des Erfolgs- 
und Handlungsunwertes zusammensetzende „Strafzumessungsschuld“ des Täters 
den Ausgangspunkt der richterlichen Überlegungen, so fließen über § 46 Abs. 1 
Satz 2 StGB auch von der Strafzwecklehre geprägte spezialpräventive Erwägun-
gen der Resozialisierung mit in die zu treffende Entscheidung ein, wobei dem 
gegebenenfalls verbleibenden Spannungsverhältnis zwischen den verschiedenen 
Strafzwecken (sog. „Antinomie der Strafzwecke“) mit der entwickelten sog. 
„Spielraumtheorie“ oder „Schuldrahmentheorie“ zu begegnen ist. Die nach § 46 
Abs. 2 Satz 1 StGB im Rahmen der Strafzumessung im engeren Sinne abzuwä-
genden „Umstände“ wiederum lassen sich dem in § 46 Abs. 2 Satz 2 StGB nieder-
gelegten, nicht abschließenden Katalog der relevanten Strafzumessungstatsachen 
entnehmen. Mit der in dieser Auflistung erfolgenden Abstellung auf den Ge-
sichtspunkt des von dem Täter gezeigten Vor- und Nachtatverhaltens wird der 
„Strafzumessungssachverhalt“ über den Bereich des eigentlichen Tatgeschehens 
hinaus erweitert und den Gerichten auf diese Weise ermöglicht, die Beurteilung 
der „Strafzumessungsschuld“ auf eine breite Basis der mit der jeweiligen angeklag-
ten Tat in Beziehung stehenden tatbezogenen sowie die Täterpersönlichkeit be-
treffenden Faktoren zu stützen. Die nach den §§ 154, 154a StPO aus dem Straf-
verfahren ausgeschiedenen Taten und Tatteile bzw. Gesetzesverletzungen können 
systematisch in diesen von § 46 Abs. 2 Satz 2 StGB umschriebenen und die Straf-
zumessung im engeren Sinne prägenden „Strafzumessungssachverhalt“ eingeord-
net werden. Während der nach § 154a StPO ausgesonderte Prozessstoff vielfach 
ohnehin als Bestandteil der von dem Gericht weiterhin abzuurteilenden Tat im 
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materiellen Sinne innerhalb der Grenzen des „Strafzumessungssachverhaltes“ zu 
verorten ist, kann den gemäß § 154 StPO nichtverfolgten Nebendelikten nämlich 
unter Beachtung des von § 46 Abs. 2 Satz 2 StGB beinhalteten täterlichen Vor- 
und Nachtatverhaltens eine Indizfunktion für die Tatschuld oder die Persönlich-
keit des Täters zukommen. 

Zusammengefasst werden die nach den §§ 154, 154a StPO aus dem Strafver-
fahren ausgeschiedenen Taten, Tatteile bzw. Gesetzesverletzungen folglich von 
der Reichweite des von den Gerichten im Rahmen ihrer Strafzumessung im enge-
ren Sinne zu berücksichtigenden „Strafzumessungssachverhaltes“ erfasst und 
können die endgültige richterliche Strafzumessungsentscheidung grundsätzlich 
beeinflussen. Die den ersten Teilaspekt der vorliegenden Arbeit bildende Ver-
wertbarkeit von nach den §§ 154, 154a StPO ausgesondertem Prozessstoff bei der 
Strafzumessung im Strafverfahren erfährt somit keine Einschränkungen aufgrund 
der vom Gesetzgeber mit § 46 StGB für die Bestimmung des von den Gerichten 
zu berücksichtigenden „Strafzumessungssachverhaltes“ normierten Anforderun-
gen, und es bleibt der im weiteren Fortgang der Untersuchung durchzuführenden 
Prüfung vorbehalten, ob die ebenfalls vorgetragenen rechtsstaatlichen und verfah-
rensrechtlichen Bedenken der Verwertbarkeit der ausgeschiedenen Delikte im 
Wege stehen. 

II. Die Dogmatik der strafprozessualen Beweiswürdigung – Eine Skizze 

In Ermangelung einer allgemein anerkannten „Theorie des Beweises“456 basieren 
die geltenden strafprozessualen Grundsätze der Beweiswürdigung im Wesentli-
chen auf § 261 StPO, der dem Gericht vorschreibt, über das Ergebnis der Beweis-
aufnahme „nach seiner freien, aus dem Inbegriff der Verhandlung geschöpften 
Überzeugung“ zu entscheiden. Mit anderen Worten hat der Richter seiner verfah-
rensabschließenden Sachentscheidung die im Anschluss an eine umfassende Wür-
digung des gesamten Inhaltes der Hauptverhandlung aufgrund seiner eigenen 
persönlichen Überzeugung gewonnene „forensische Wahrheit“457 zugrunde zu 

                                                      
456 Eisenberg, Beweisrecht der StPO, Rn. 88; ähnlich Radtke/Hohmann-Pegel, § 261 Rn. 3. Dem heu-

tigen Strafverfahrensrecht ist die richterliche Bindung an allgemeine die Voraussetzungen für 
den Beweis einer Tatsache vorgebende gesetzliche Beweisregeln oder Richtlinien fremd, vgl. 
BGHSt 10, 208 (209); 29, 18 (20) = BGH NJW 1979, 2318 (2318) = BGH JR 1980, 168 (168); 
BGHSt 39, 291 (295); KK-StPO/Fischer, Einl. Rn. 50; Radtke/Hohmann-Pegel, § 261 Rn. 36; 
Joecks, StPO, § 261 Rn. 1; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 261 Rn. 11; HK-StPO/Julius, § 261 
Rn. 1; Pfeiffer, StPO, § 261 Rn. 1 und 7; LK-StPO/Sander, § 261 Rn. 4; Putzke/Scheinfeld, Straf-
prozessrecht, S. 160; Kramer, Grundbegriffe des Strafverfahrens-rechts, Rn. 310; Beulke, Straf-
prozessrecht, § 24 Rn. 490; Eisenberg, Beweisrecht der StPO, Rn. 88; Meurer, FS Oehler, 357 
(357); Schäfer, StV 1995, 147 (148); Maier, NStZ 2005, 246 (249-250); Kasper, Freie Beweiswürdi-
gung, S. 11. 

457 Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 261 Rn. 1; Radtke/Hohmann-Pegel, § 261 Rn. 2. 
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legen.458 Dieser durch § 261 StPO in der StPO niedergelegte „Grundsatz der 
freien richterlichen Beweiswürdigung“459 erfährt allerdings im Folgenden näher zu 
skizzierende Einschränkungen, die den Prozess der gerichtlichen Überzeugungs-
bildung mithilfe von inhaltlichen Vorgaben steuern sowie Grenzen für die im 
Rahmen der Beweiswürdigung berücksichtigungsfähigen Prozessgegenstände 
aufstellen.  

1. Die historische Entwicklung der strafprozessualen Beweiswürdigung 
Historisch finden die heutigen Grundsätze der Beweiswürdigung ihren eigentli-
chen Ursprung in den Bestrebungen gegen den bis in das 19. Jahrhundert in 
Deutschland vorherrschenden Inquisitionsprozess460, der zuvor im Zuge der Re-
zeption des kanonisch-italienischen Rechts461 ab dem 13. Jahrhundert sukzessive 
die im frühen Mittelalter bestimmenden germanischen Prozessgestaltungen abge-
löst hatte462. Die im Inquisitionsprozess bestehende gerichtliche Bindung an ein 

                                                      
458 Vgl. LK-StPO/Sander, § 261 Rn. 3-5; Radtke/Hohmann-Pegel, § 261 Rn. 3; Meyer-Goßner/Schmitt, 

StPO, § 261 Rn. 1; AK-StPO/Maiwald, § 261 Rn. 1; ähnlich KMR-StPO/Stuckenberg, § 261 
Rn. 1; AnwK-StPO/Martis, § 261 Rn. 1; Fezer, Strafprozessrecht, 17/19-20; Eisenberg, Beweis-
recht der StPO, Rn. 88; Fezer, StV 1995, 95 (95). 

459 AnwK-StPO/Martis, § 261 Rn. 1; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 261 Rn. 11; KK-StPO/Ott, § 261 
Rn. 1; HK-StPO/Julius, § 261 Rn. 8; Pfeiffer, StPO, § 261 Rn. 1; Beulke, Strafprozessrecht, § 24 
Rn. 490; Kramer, Grundbegriffe des Strafverfahrensrechts, Rn. 310; Volk/Engländer, StPO, § 22 
Rn. 5; Geppert, Jura 2004, 105 (105); Nack, StV 2002, 510 (510); kritisch im Hinblick auf die mit 
dem in § 261 StPO gewählten Wort „frei“ suggerierte grenzenlose „Freiheit“ der richterlichen 
Beweiswürdigung u.a. Peters, Strafprozess, § 37 S. 300; Eisenberg, Beweisrecht der StPO, Rn. 88 
Fn. 201; Fezer, Strafprozessrecht, 17/20-23; nach Fezer, StV 1995, 95 (101) „kann und muss das 
Wort »frei« in § 261 StPO hinweggedacht werden“. Bereits 1978 hat Peters (vgl. Peters, Verhand-
lungen zum 52. DJT (1978), Bd. I–Gutachten, C 52) folgende Neuformulierung für § 261 StPO 
angeregt: „Über das Ergebnis der Beweisaufnahme entscheidet das Gericht nach seiner auf-
grund kriminalistischer Erfahrungen und Erkenntnisse aus dem Inbegriff der Verhandlung ge-
wonnenen Überzeugung.“ 

460 AK-StPO/Maiwald, § 261 Rn. 2; SK-StPO/Velten, Vor § 261 Rn. 30; Fezer, StV 1995, 95 (95); 
Fezer, Strafprozessrecht, 17/21; ähnlich Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht § 45 Rn. 42; 
Meurer, FS Oehler, 357 (358); Jerouschek, GA 1992, 493 (497); ausführlich zur historischen Ent-
wicklung des „Prinzips der freien Beweiswürdigung“ im Strafverfahren Küper, FG Peters, 23 (25-
46); Schmitt, Richterliche Beweiswürdigung im Strafprozess, S. 81-171; Jerouschek, GA 1992, 493 
(495-502); Heescher, Untersuchungen zum Merkmal der freien Überzeugung, S. 29-45; Käßer, 
Wahrheitserforschung im Strafprozess, S. 31-41; Maiwald, Kausalität und Strafrecht, S. 95; Kas-
per, Freie Beweiswürdigung, S. 11-16; Krieter, Historische Entwicklung des „Prinzips der freien 
Beweiswürdigung“. 

461 Siehe für eine überblicksartige Auseinandersetzung mit der Rezeption des kanonisch-italienischen 
Rechts in der Constitutio Criminalis Carolina (CCC) von 1532 Zopfs, Grundsatz „in dubio pro 
reo“, S. 127-157; SK-StPO/Velten, Vor § 261 Rn. 30;  

462 SK-StPO/Velten, Vor § 261 Rn. 30; Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 45 Rn. 42; ausführ-
lich dazu Schmitt, Richterliche Beweiswürdigung im Strafprozess, S. 104-145; Zopfs, Grundsatz 
„in dubio pro reo“, S. 121-127. 
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durch gesetzliche Beweisregeln gekennzeichnetes „formales Beweisrecht“463 sollte 
durch ein flexibleres System der Beweisgewinnung ersetzt werden, um den urtei-
lenden Richter von den „Fesseln“ der starren Verurteilungsvoraussetzungen bzw. 
-verbote zu befreien.464 Bis zu diesem Zeitpunkt lag der einschlägigen „positiven 
Beweistheorie“ der Gedanke zugrunde, dass ein „voller Beweis“ allein durch das 
eigene Geständnis des Angeklagten als umfassende Offenbarung der äußeren und 
inneren Seite der Tat oder durch die übereinstimmende Aussage zweier „klassi-
scher“ Augenzeugen465 („Aus zweier Zeugen Mund wird aller Wahrheit kund.“)466 
erbracht werden konnte467, wobei beim Vorliegen von Indizien oder der Aussage 
lediglich eines „klassischen“ Tatzeugen und der hartnäckigen Verweigerung des 
Geständnisses dieses aber auch über den Umweg der zugelassenen „peinlichen 
Frage“ (Folter)468 zu erlangen war469. Zwar verfolgte der Gesetzgeber mit den 
strikten Beweisregeln zunächst das redliche Ziel, eine an festen Maßstäben orien-
tierte objektive Grundlage für die Beurteilung der Schuld oder Unschuld des An-
geklagten zu schaffen und auf diese Weise der richterlichen Willkür entgegenzu-
wirken470, jedoch wurde neben der in Anbetracht der Vielschichtigkeit der im 
                                                      
463 KK-StPO/Fischer, Einl. Rn. 49. 
464 Peters, Strafprozess, § 37 S. 298; Fezer, StV 1995, 95 (95); Geppert, Jura 2004, 105 (105-106); Fezer, 

Strafprozessrecht, 17/21; ähnlich SK-StPO/Velten, Vor § 261 Rn. 30; AK-StPO/Maiwald, § 261 
Rn. 2; KMR-StPO/Stuckenberg, § 261 Rn. 19; Jerouschek, GA 1992, 493 (497); Roxin/Schünemann, 
Strafverfahrensrecht, § 45 Rn. 42; Meurer, FS Oehler, 357 (358); Schmitt, Richterliche Beweiswür-
digung im Strafprozess, S. 81. 

465 Der genaue Wortlaut der in Art. 67 CCC normierten Beweisregel lautete: „Item so eyn missetat 
zum wenigsten mit zweyen oder dreien glaubhafftigen guten zeugen, die von eynem waren wis-
sen sagen, bewiesen wirdt, darauff soll nach gestalt der verhandlung mit peinlichen rechten 
volnfarn und geurtheylt werden.“ Vgl. Geppert, Jura 2004, 105 (106 Fn. 6). 

466 Geppert, Jura 2004, 105 (106) in Anlehnung an Goethes „Faust“, vgl. Wacke, JA 1982, 346 (346). 
467 SK-StPO/Velten, Vor § 261 Rn. 30; KK-StPO/Fischer, Einl. Rn. 49; Fezer, Strafprozessrecht, 

17/21; Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 45 Rn. 42; Fezer, StV 1995, 95 (95); Kunert, GA 
1979, 401 (403); Meurer, FS Oehler, 357 (358); Kasper, Freie Beweiswürdigung, S. 11; Zopfs, 
Grundsatz „in dubio pro reo“, S. 127-128; Käßer, Wahrheitserforschung im Strafprozess, S. 32; 
Schmitt, Richterliche Beweiswürdigung im Strafprozess, S. 130-131; Schwinge, Der Kampf um die 
Schwurgerichte, S. 75. 

468 Der Angeklagte musste das einer gerichtlichen Überprüfung unterliegende erfolterte Geständnis 
einen oder mehrere Tage später freiwillig wiederholen, vgl. Kasper, Freie Beweiswürdigung, 
S. 11-12; Schmitt, Richterliche Beweiswürdigung im Strafprozess, S. 131; SK-StPO/Velten, Vor 
§ 261 Rn. 30 unter Verweis auf die gesetzlichen Regelungen in Art. 54, 56 CCC; ebenso Zopfs, 
Grundsatz „in dubio pro reo“, S. 131. 

469 SK-StPO/Velten, Vor § 261 Rn. 30; Kasper, Freie Beweiswürdigung, S. 11-12; ähnlich Ro-
xin/Schünemann; Strafverfahrensrecht, § 45 Rn. 42; Schmitt, Richterliche Beweiswürdigung im 
Strafprozess, S. 130-131; Zopfs, Grundsatz „in dubio pro reo“, S. 128; Busam, Das Geständnis im 
Strafverfahren, S. 25-26. 

470 Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 45 Rn. 42; SK-StPO/Velten, Vor § 261 Rn. 30; Meurer, 
FS Oehler, 357 (358); Kasper, Freie Beweiswürdigung, S. 12; Käßer, Wahrheitserforschung im 
Strafprozess, S. 32; Krieter, Historische Entwicklung des „Prinzips der freien Beweiswürdigung“, 
S. 7; ähnlich KMR-StPO/Stuckenberg, § 261 Rn. 19; KK-StPO/Fischer, Einl. Rn. 49; Küper, FG 
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konkreten Prozess zu berücksichtigenden Lebenssachverhalte verfehlten Abs-
traktheit des Inquisitionsprozesses471 auch dessen Heimlichkeit kritisiert, die darin 
resultierte, dass der zur Entscheidung berufene Richter sein Urteil in den meisten 
Fällen ohne einen persönlichen Kontakt mit dem Angeklagten lediglich auf den 
aus den Ermittlungsakten zu gewinnenden Prozessstoff stützte472. Begünstigt 
wurde die Etablierung der Idee von einer „freien Beweiswürdigung“ zudem durch 
die aus Frankreich473 mit einer zeitlichen „Phasenverschiebung“474 nach Deutsch-
land überschwappende Schwurgerichtsbewegung.475 Diese beruhte auf dem 
Grundgedanken, mit den Geschworenen Laienrichter an der Rechtsprechung zu 
beteiligen, denen ein kompliziertes, auf rationalen Erwägungen aufbauendes Ge-
setzeskonstrukt von normierten Beweisregeln nicht zuzumuten war, so dass die 
Einführung eines Geschworenensystems spiegelbildlich die Verabschiedung von 
der gesetzlichen Beweistheorie beinhaltete.476 Den selbstständig über die Schuld-
                                                      

Peters, 23 (27); Jerouschek, GA 1992, 493 (499). Zusammenfassend insoweit Bauer, ZdStV, n.F. 
Bd. 2 (1844), 105 (108): „Sie [die gesetzliche Beweistheorie] dient dazu, Missgriffe und Täu-
schungen zu verhüten, den Einfluss der Richterwillkür, des Vorurtheils, der Volksmeinung und 
der augenblicklichen Gemüthsstimmung zu erschweren, eine größere Besonnenheit und Um-
sicht zu befördern, der Einseitigkeit, der Trägheit und Übereilung entgegenzuwirken und dem 
Mangel der Erfahrung zu Hülfe zu kommen.“ In diese Richtung auch Glaser, Lehre vom Beweis, 
S. 4-5: „Je weniger Wert eines Beweismittels von der freien Überzeugung des Richters, gegen die 
ein großes Misstrauen herrschte, abhängig schien, je mehr es sich dazu eignete, diese durch äu-
ßerliche, greifbare, allgemein erkennbare Merkmale zu ersetzen, welche, durch positive Normen 
festgestellt, das Gepräge der Wahrheit dem Urteiler fertig entgegenzubringen schien, desto be-
reitwilliger ward ihnen Platz gemacht in der zur rechtlichen Geltung erhobenen Beweistheorie; 
je weniger dies der Fall war, desto weniger liess man das Beweismittel als solches gelten.“ 

471 Vgl. Maiwald, Kausalität und Strafrecht, S. 95; Schwinge, Der Kampf um die Schwurgerichte, S. 77; 
ähnlich Käßer, Wahrheitserforschung im Strafprozess, S. 33-34; KMR-StPO/Stuckenberg, § 261 
Rn. 19; AK-StPO/Maiwald, § 261 Rn. 2; Peters, Strafprozess, § 37 S. 298; Geppert, Jura 2004, 105 
(106); Fezer, Strafprozessrecht, 17/21; Kasper, Freie Beweiswürdigung, S. 15; vorsichtiger Schmitt, 
Richterliche Beweiswürdigung im Strafprozess, S. 133. 

472 AK-StPO/Maiwald, § 261 Rn. 2; Maiwald, Kausalität und Strafrecht, S. 95; vgl. Geppert, Jura 2004, 
105 (106); Walter, Freie Beweiswürdigung, S. 58; Schoetensack, Der Strafprozess der Carolina, 
S. 34-36; Schwinge, Der Kampf um die Schwurgerichte, S. 1. 

473 Siehe zur Entwicklung der von den Gesetzen der revolutionären und napoleonischen Epochen 
geprägten Schwurgerichtsbewegung in Frankreich u.a. Schwinge, Der Kampf um die Schwurge-
richte, S. 1-5; Walter, Freie Beweiswürdigung, S. 67-69; Küper, FG Peters, 23 (25-29); Küper, Rich-
teridee der Strafprozessordnung, S. 169-177; grundlegend Nobili, Il principio del libero convin-
cimento del giudice sowie nunmehr auch Nobili, Die freie richterliche Überzeugungsbildung. 

474 Maiwald, Kausalität und Strafrecht, S. 97; Küper, FG Peters, 23 (29). 
475 AK-StPO/Maiwald, § 261 Rn. 2; SK-StPO/Velten, Vor § 261 Rn. 31; Peters, Strafprozess, § 37 

S. 298; Küper, FG Peters, 23 (25); Nack, StV 2002, 510 (510); vgl. Maiwald, Kausalität und Straf-
recht, S. 96-98; Walter, Freie Beweiswürdigung, S. 70; Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, 
§ 45 Rn. 42; Nack, StV 2002, 510 (510); Krieter, „Prinzip der freien Beweiswürdigung“, S. 10-11; 
Schmitt, Richterliche Beweiswürdigung im Strafprozess, S. 149-156; Nobili, Die freie richterliche 
Überzeugungsbildung, S. 161. 

476 SK-StPO/Velten, Vor § 261 Rn. 31; AK-StPO/Maiwald, § 261 Rn. 2; Peters, Strafprozess, § 37 
S. 298; Küper, FG Peters, 23 (29); Maiwald, Kausalität und Strafrecht, S. 98; vgl. auch Glaser, Leh-
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frage urteilenden Geschworenen477 als dem „Palladium der bürgerlichen Frei-
heit“478 wurde im Gegensatz zu den beamteten Richtern eine im Rahmen einer 
ungebundenen Meinungsbildung erfolgende sachorientierte Entscheidung zuge-
traut479, die entsprechend der aus ihrem französischen Vorbild der „intime convic-
tion“480 entwickelten Lehre vom „Totaleindruck ohne Reflexion“481 ihre Grundla-
                                                      

re vom Beweis, S. 20; Walter, Freie Beweiswürdigung, S. 69-70; Krieter, „Prinzip der freien Be-
weiswürdigung“, S. 11; Schwinge, Der Kampf um die Schwurgerichte, S. 74. Zum Zusammen-
hang vom Geschworenengericht und „freier Beweiswürdigung“ erläuternd Zachariä, Gebrechen 
und die Reform des deutschen Strafverfahrens, S. 197: „Der besonderen Natur des Geschwore-
nengerichts mag man es für angemessen erklären, dass sein Urteil nicht an gesetzliche Beweisre-
geln, deren Anwendung durch Rechtskenntnis bedingt ist, gebunden werde! Allein für das Urteil 
rechtsgelehrter Richtercollegien gehören sie zu den unumgänglichen notwendigen Garantien 
und sind durch den Begriff des ihnen anvertrauten Rechtsprechens von selbst gegeben.“ In die-
se Richtung auch v. Feuerbach, Über die Gerichtsverfassung und das gerichtliche Verfahren 
Frankreichs, S. 418-419: „Es gibt keine andere Wahl, als: entweder keine allgemeine gesetzlich 
vorgeschriebene Beweisnormen, alsdann aber zum wenigsten ein Geschworenengericht, oder 
kein Geschworenengericht, alsdann aber eine allgemeine gesetzlich vorgeschriebene Beweisleh-
re, nach welcher der zugleich über die Schuld erkennende Richter seinen Schuldspruch zu recht-
fertigen hat.“ 

477 Peters, Strafprozess, § 37 S. 298; Nack, StV 2002, 510 (510). 
478 Walter, Freie Beweiswürdigung, S. 69; ähnlich SK-StPO/Velten, Vor § 261 Rn. 31. 
479 SK-StPO/Velten, Vor § 261 Rn. 31; Walter, Freie Beweiswürdigung, S. 69; vgl. 

AK-StPO/Maiwald, § 261 Rn. 2; Küper, FG Peters, 23 (31-32); Schmitt, Richterliche Beweiswürdi-
gung im Strafprozess, S. 149 und 155. 

480 Ausführlich zur Idee der „intime conviction“ Nobili, Die freie richterliche Überzeugungsbildung, 
S. 121-125 Walter, Freie Beweiswürdigung, S. 68-69. Die sog. „intime conviction“ fand ihren 
Ausdruck in der in Frankreich im Jahre 1791 eingeführten an die Geschworenen gerichteten In-
struktion, bevor diese sich zu ihrer dem Urteil vorausgehenden beratenden Sitzung zurückzo-
gen: „La loi ne demande pas compte des moyens par lesquels [les jurés] se sont formé une con-
viction; elle ne leur préscrit point des règles auxquelles ils doivent attacher particulièrement le 
plénitude et la suffisance d’une preuve; elle leur demande de s’interroger eux-mêmes dans le 
silence et le recueillement et de chercher, dans la sincérité de leur conscience, quelle impression 
ont fait sur leur raison les preuves apportées contre accusé et les moyens de la défense. La loi ne 
leur dit point: »vous tiendrez pour vrai tout fait attesté par tel nombre de témoins, ou vous ne 
regarderez pas comme suffisamment établie toute preuve qui ne sera pas formée de tant de té-
moins ou de tant d‘indices«; elle ne leur fait que cette seule question, qui renferme toute la 
mesure de leur devoir: »avez-vous une intime conviction?«“, vgl. für den zitierten Text Nobili, 
Die freie richterliche Überzeugungsbildung, S. 124-125; ähnlich Walter, Freie Beweiswürdigung, 
S. 68; Maiwald, Kausalität und Strafrecht, S. 97 Fn. 23; Käßer, Wahrheitserforschung im Strafpro-
zess, S. 38. In der deutschen Übersetzung lautete die Anweisung an die französischen Geschwo-
renen: „Das Gesetz verlangt keine Rechenschaft über die Art und Weise, auf welche sie [die Ge-
schworenen] sich eine Überzeugung gebildet haben; es schreibt ihnen keine Regeln vor, nach 
denen sie insbesondere einen Beweis als vollgültig und genügend ansehen sollen; es fordert sie 
auf, sich in der Stille und Zurückgezogenheit selbst zu befragen und in aufrichtiger Gewissens-
forschung herauszufinden, welchen Eindruck auf ihr Urteil die gegen den Angeklagten vorge-
tragenen Beweise und das Verteidigungsvorbringen gemacht haben. Das Gesetz sagt ihnen 
nicht: »Ihr sollt jede Tatsache für wahr halten, die durch eine bestimmte Anzahl von Zeugen be-
stätigt ist, oder ihr sollt einen Beweis nicht als genügend ansehen, der nicht durch soundsoviele 
Zeugen oder durch soundsoviele Indizien hergestellt wird«; es stellt ihnen nur diese eine Frage, 
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ge im Wesentlichen in der durch die Eindrücke der mündlichen Verhandlung 
gewonnenen Überzeugung der Geschworenen und deren „Wahrheitsinstinkt“482 
finden sollte.483 Trotz der vorgetragenen Bedenken gegen diese von irrationalen 
Überlegungen beeinflusste Zeitströmung484 und der in der Literatur ergänzend 
vorgeschlagenen Modifikation der gesetzlichen Beweistheorie zu einer „negativen 
Beweistheorie“485 konnte die Idee von der „freien Beweiswürdigung“ ihre Berech-

                                                      
die das Maß ihrer Pflicht umfasst: »Habt ihr eine innere Überzeugung?«“, vgl. insoweit Maiwald, 
Kausalität und Strafrecht, S. 97; ähnlich Käßer, Wahrheitserforschung im Strafprozess, S. 38-39 
Fn. 28. 

481 Schmitt, Richterliche Beweiswürdigung im Strafprozess, S. 155; Walter, Freie Beweiswürdigung, 
S. 70, der zur Erläuterung der Lehre vom „Totaleindruck ohne Reflexion“ ausführt: „Nach die-
ser Lehre besteht zwischen der Tätigkeit des Richters und der des Geschworenen ein grundle-
gender Unterschied: Der Richter gelangt nach dieser Theorie durch eine reflektive Tätigkeit, der 
Geschworene durch eine rein anschauliche Tätigkeit zu Gewißheit und Überzeugung – eben 
durch einen Totaleindruck von der mündlichen Verhandlung.“ Grundlegend bereits v. Oppen, 
Geschworene und Richter, S. 46: „(…) [Der Gesetzgeber] will sich vielmehr mit dem Fürwahr-
halten des Geschworenen, auch wenn dieser keine Gründe angeben kann, begnügen, und kann 
es, weil dies Fürwahrhalten auf die Evidenz, auf die Anschauung alles dessen, was vor dem Au-
ge des Geschworenen geschieht, gegründet worden ist; (…).“ 

482 AK-StPO/Maiwald, § 261 Rn. 2. 
483 Küper, FG Peters, 23 (31); ähnlich Peters, Strafprozess, § 37 S. 298; AK-StPO/Maiwald, § 261 

Rn. 2; Walter, Freie Beweiswürdigung, S. 69-70; Schmitt, Richterliche Beweiswürdigung im Straf-
prozess, S. 155; Schwinge, Der Kampf um die Schwurgerichte, S. 86-88. 

484 So ausdrücklich AK-StPO/Maiwald, § 261 Rn. 2; zusammenfassend v. Feuerbach, Geschworenen-
gericht, S. 119-120: „Die Geschworenen mit ihrem Instinct erscheinen hier nicht anders, denn 
als ein Methodisten- oder Quäkerverein, der in dumpfer Gedankenlosigkeit auf dem Lichtstrahl 
der natürlichen Offenbarung harrt, so wie die letzten auf eine Erleuchtung von oben.“ Ergän-
zend im Hinblick auf den Verzicht von Beweisregeln im Fall von berufsrichterlichen Entschei-
dungen v. Feuerbach, Über die Gerichtsverfassung und das gerichtliche Verfahren Frankreichs, 
S. 417-418: „Fünf Menschen im Solde der Regierung sprechen auf Verhandlungen, welche in 
der Luft verfliegen, ohne dass ihr Ausspruch einer Rechtfertigung bedürfte, ohne dass ihre 
Überzeugung durch irgendein Gesetz beschränkt, durch irgendeine äußere Norm geleitet wäre, 
die ihr Meinen und Glauben als Gewissheit, ihr bloßes Wollen als Überzeugung geltend machen 
können, und dafür niemand Rechenschaft schuldig sind, als Gott – diese sprechen mit einer 
Mehrheit 3 gegen 2 ihr: Schuldig, aus, und überantworten zugleich, auf den Grund ihres eignen 
Schuldausspruchs, durch ein selbstgeschöpftes Straferkenntnis, das schuldig gesprochene Haupt 
dem Henkerbeil.“ 

485 Die „negative Beweistheorie“ basierte auf dem Grundgedanken, dass der Richter auch beim 
Vorliegen aller gesetzlichen Beweisumstände in denjenigen Fällen nicht zu einer Verurteilung 
des Angeklagten verpflichtet sein sollte, in denen er nicht persönlich von der Schuld des Täters 
überzeugt war. Die dem Schutz des Angeklagten dienende Theorie legte damit den Kreis der 
Beweise fest, die für eine Verurteilung des Angeklagten gegeben sein mussten, bei deren Vor-
handensein dem Richter aber dennoch ein eigener Beurteilungsspielraum verblieb, vgl. Kasper, 
Freie Beweiswürdigung, S. 13; Maiwald, Kausalität und Strafrecht, S. 98-99 Fn. 26; Glaser, Lehre 
vom Beweis, S. 10-14; Walter, Freie Beweiswürdigung, S. 64-67; Schmitt, Richterliche Beweiswür-
digung im Strafprozess, S. 152-153; SK-StPO/Velten, Vor § 261 Rn. 31; ausführlich Nobili, Die 
freie richterliche Überzeugungsbildung, S. 154-157; Küper, Richteridee der Strafprozessordnung, 
S. 142; grundlegend v. Feuerbach, Geschworenengericht, S. 132-135; Grolman, Grundsätze der 
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